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Den Kommunen muss gemal Artikel 28 Abs. 2 Grundgesetz das Recht gewahrleistet sein,
alle Angelegenheiten der ortlichen Gemeinschaft im Rahmen der Gesetze in eigener Ver-
antwortung zu regeln. Dieser Selbstverwaltungshoheit der Kommune unterliegt auch die
Aufstellung und Anderung von Bauleitplanen (Flachennutzungsplane, Bebauungsplane) ge-
mai § 2 Abs. 1 BauGB.

Ziel der Bauleitplanung ist die Vorbereitung und Sicherung der baulichen und sonstigen
Nutzungen auf den Grundsticken einer Kommune nach MalRgabe des Baugesetzbuches,
der Baunutzungsverordnung sowie der Landesgesetze. Das Verfahren zur Aufstellung oder
Anderung eines Bauleitplanes wird gemaR Baugesetzbuch in zwei Verfahrensschritten
durchgefuhrt. Zunachst ist die Offentlichkeit moglichst frihzeitig Gber die allgemeinen Ziele
und Zwecke der Planung, sich wesentlich unterscheidende Lésungen, die fur die Neuge-
staltung oder Entwicklung eines Gebiets in Betracht kommen, und die voraussichtlichen
Auswirkungen der Planung 6ffentlich zu unterrichten. Der Offentlichkeit ist Gelegenheit zur
AuBerung und Erdrterung zu geben. Parallel dazu sind die Behérden und sonstigen Trager
offentlicher Belange, deren Aufgabenbereich durch die Planung berlihrt werden kann, zu
unterrichten und zur AuBerung auch im Hinblick auf den erforderlichen Umfang und Detail-
lierungsgrad der Umweltprifung aufzufordern.

An den Verfahrensschritt zur frihzeitigen Beteiligung schlielft das formelle Verfahren an.
Der Entwurf des Bauleitplanes ist mit der Begrindung und den nach Einschatzung der
Kommune wesentlichen, bereits vorliegenden umweltbezogenen Stellungnahmen fur die
Dauer einer gesetzlich bestimmten Frist fur die Offentlichkeit auszulegen. Zeitgleich holt
die Kommune die Stellungnahmen der Behdrden und sonstigen Trager 6ffentlicher Belange,
deren Aufgabenbereich durch die Planung berthrt werden kann, ein und stimmt den Bau-
leitplan mit den benachbarten Gemeinden ab.

Nach Abwagung der privaten und 6ffentlichen Belange untereinander wird der Bebauungs-
plan als Satzung beschlossen. Dem jeweiligen Bauleitplan ist eine Begrindung mit den
Angaben nach § 2a BauGB sowie eine zusammenfassende Erklarung beizuflgen.

Die konkreten Verfahrensschritte sind auf der Planzeichnung in der Verfahrensleiste dar-
gestellt. Die Aufstellung des Bauleitplanes erfolgt im Wesentlichen auf Grundlage des Bau-
gesetzbuches, der Baunutzungsverordnung, der Planzeichenverordnung, der Bauordnung
des Landes Hessen und der Hessische Gemeindeordnung in ihrer aktuellen Fassung.

Korbach, November 2023
Fachbereich Bauen und Umwelt
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Die Gemeinde hat nach § 2a Satz 1 BauGB in Verbindung mit § 9 Abs. 8 BauGB im Bau-
leitplanverfahren eine Begrindung mit den Inhalten nach § 2a Satz 2 Nr. 1 und Nr. 2 BauGB
beizufugen.

1 Allgemeine Ziele und Zwecke der Planung

1.1  Planungsanlass und Planerfordernis

Die Stadtverordnetenversammlung der Kreis- und Hansestadt Korbach hat in ihrer Sitzung
am 22.06.2018 den Bebauungsplan Nr. 35 C ,Elfringhduser Weg / Arolser Landstralle” als
Satzung beschlossen.

Der rechtswirksame Bebauungsplan wurde mit dem Ziel aufgestellt, die planungsrechtli-
chen Voraussetzungen fur die Erweiterung der Firma Weidemann zu schaffen und die Még-
lichkeit zu eroéffnen, den Firmensitz des Unternehmens nach Korbach zu verlagern. Durch
die Aufstellung des Bebauungsplanes hat die Kreis- und Hansestadt Korbach unter Wah-
rung kommunaler und 6ffentlicher Interessen eine Basis fur endogene Entwicklungen ge-
schaffen, wodurch ein substanzieller Beitrag zur Sicherung und zum notwendigen Wachs-
tum der Arbeitsplatze des ansassigen Unternehmens und der Starkung seiner Investitions-
und Innovationskraft geleistet werden sollte.

Die von der Kreis- und Hansestadt Korbach beabsichtigten Ziele zur Entwicklung des an-
sassigen Unternehmens sind eingetreten, sodass seitens des Unternehmens nun weitere
Erweiterungsabsichten vorgetragen wurden. Demnach beabsichtigt das Unternehmen ein
Schulungs- und Besucherzentrum zu errichten. Die Gebaude sollen Raume fur Schulungen,
Besprechungen und Ausstellungen sowie reprasentative Raume, beispielsweise ein Mu-
seum, ein Foyer oder eine Tribldne fur Vorfuhrungen der Land- und Baumaschinen, bein-
halten. Weiterhin ist es beabsichtigt einen Ubungsbereich fur die Anwendung der Land-
und Baumaschinen zu installieren, um hier die innovativen Entwicklungen fur die zukunfti-
gen alltaglichen Tatigkeiten zu simulieren. Durch die Erweiterung beabsichtigt das Unter-
nehmen den Standort in Korbach und in der Region Nordhessen zu starken.

Die vorgesehenen Grundstiucksflachen liegen weder im Geltungsbereich eines rechtsver-
bindlichen Bebauungsplanes noch innerhalb der im Zusammenhang bebauten Ortslage. Die
Entwicklungsflachen sind im rechtswirksamen Flachennutzungsplan der Kreis- und Hanse-
stadt Korbach als ,Flachen fur die Landwirtschaft” dargestellt und daher auch dem pla-
nungsrechtlichen AuRenbereich zuzuordnen.

Nach § 35 Abs. 1 Baugesetzbuch (BauGB) sind Vorhaben im AuRenbereich nur zulassig,
wenn offentliche Belange nicht entgegenstehen, die ausreichende Erschliefung gesichert
ist und wenn diese privilegiert sind. Eine Privilegierung liegt vor, wenn Bauvorhaben z.B.
einem land- oder forstwirtschaftlichen Betrieb dienen und nur einen untergeordneten Teil
der Betriebsflache einnehmen.

Da gewerbliche Vorhaben grundsatzlich nicht privilegiert sind, ist die Aufstellung eines Be-
bauungsplanes erforderlich, durch den die stadtebauliche Entwicklung und Ordnung si-
chergestellt wird. Diese soll durch rechtsverbindliche Festsetzungen gewahrleistet werden.

1
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Neben der Aufstellung eines Bebauungsplanes ist auch die Anderung des bestehenden
Bebauungsplanes Nr. 35 C ,Elfringhduser Weg / Arolser LandstraBe” erforderlich, um zu-
sammenhangende Baufelder zu erhalten.

1.2 Ziel der Planung

Mit der Aufstellung des Bebauungsplanes beabsichtigt die Kreis- und Hansestadt Korbach
die Voraussetzung fur endogene Entwicklungen des ortsansassigen Unternehmens zu
schaffen. Hierdurch soll ein substanzieller Beitrag zur Sicherung und zum notwendigen
Wachstum der Arbeitsplatze in dem Unternehmen und in der Region sowie ein Beitrag zur
Starkung der Investitions- und Innovationskraft des Unternehmens geleistet werden.

Mit dem Bebauungsplan Nr. 35 C / 1 “Elfringh&user Weg / Arolser Stralle” beabsichtigt die
Stadt Korbach die fur die Bebauung vorgesehenen Flachen nach der besonderen Art ihrer
baulichen Nutzung als "Gewerbegebiete" und ,Industriegebiete” planungsrechtlich festzu-
setzen.

1.3 Zweck der Planung

Durch die Aufstellung des verbindlichen Bauleitplans soll die stadtebauliche Entwicklung
und Ordnung gesichert werden, welche durch rechtsverbindliche Festsetzungen gewahr-
leistet werden soll. Daher ist es die Aufgabe der Planung, die bauliche und sonstige Nut-
zung der Grundsticke in der Kommune nach MaRgabe des Baugesetzbuches (BauGB) pla-
nungsrechtlich zu sichern. Durch die Aufstellung des Bauleitplans soll eine nachhaltige
stadtebauliche Entwicklung und eine dem Wohl der Allgemeinheit entsprechende sozialge-
rechte Bodennutzung gewahrleistet werden. Gleichzeitig soll die Planung dazu beitragen,
eine menschenwirdige Umwelt zu sichern und die natlrlichen Lebensgrundlagen zu schit-
zen und zu entwickeln.

1.4 Ausgangssituation

1.4.1 Raumliche Lage

Die verfahrensgegenstandlichen Flachen befinden sich in der Gemarkung der Stadt Kor-
bach, die Gegenstand der grofen naturraumlichen Einheit ,Westhessisches Berg- und Sen-
kenland“, Haupteinheit ,Waldecker Tafel* und dem Naturraum ,Korbacher Ebene" ist. Die
Stadt Korbach besitzt einen historisch gewachsenen Kern, der durch die verschiedenen
stadtebaulich geordneten Entwicklungen ringférmig erweitert wurde. Der gewerbliche
Schwerpunkt befindet sich im Nord-Nordwesten des Stadtgebietes. Hier befindet sich das
Plangebiet. Dieses schlielt an die bestehenden gewerblichen Bauflachen an.

Gegenstand des Bauleitplanverfahrens sind neben den bestehenden, bereits als Gewerbe-
gebiet und Industriegebiet ausgewiesenen und bebauten Flachen auch die landwirtschaft-
lich genutzten Flachen. Diese grenzen im Norden und Osten an die Bundesstraen 251 und
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252 bzw. die ,Arolser StraBe®. Im Suden bildet die ,Weidemannstralle” die raumliche Ab-
grenzung, im Westen schlielt das bestehende Betriebsgelande an.

L
®

Abbildung 1
Verortung der verfahrensgegenstandlichen Flachen im Stadtgebiet

GroRe des raumlichen Geltungsbereiches

Der raumliche Geltungsbereich umfasst die Grundstlicke des bestehenden Bebauungspla-
nes sowie zusatzlich die Grundstlicke des bisher unbeplanten Aullenbereiches mit der Be-
zeichnung Gemarkung Korbach, Flur 52 Flursticke 45/2, 46, 48/1, 50/6 52/1, 53/1 und
55/3. Die exakte Abgrenzung des Geltungsbereiches ist der Plandarstellung zu entnehmen.
Die GroRe des raumlichen Geltungsbereiches umfasst 113 561, 50 Quadratmeter, wobei
36 542, 50 Quadratmeter auf den bisher unbeplanten Aullenbereich zurtckzufiuhren sind.

Realnutzung

Circa 8 Hektar der Flache werden bereits durch den bestehenden Betrieb des ortsanséas-
sigen Unternehmens genutzt. Die dem AuRenbereich zugeordneten Flachen werden land-
wirtschaftlich bewirtschaftet. Die Flachen weisen ein mittleres Ertragspotential auf, wes-
halb hier intensiver Ackerbau betrieben wird.
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Abbildung 2
Aktuelle Lufbildaufnahme der fur die Bebauung vorgesehenen Flachen, bisheriger AuBenbereich

1.4.2 Planerische Ausgangslage

Regionalplan Nordhessen 2009

Der Gesamtraum der Bundesrepublik Deutschland und seine Teilrdume sind durch
Raumordnungsplane, durch raumordnerische Zusammenarbeit und durch Abstim-
mung raumbedeutsamer Planungen und Malinahmen zu entwickeln, zu ordnen und
zu sichern." Hierfur hat die oberste Landesplanungsbehdrde auf Grundlage von § 4 HLPG
den Regionalplan Nordhessen 2009 beschlossen.

"§ 1 Aufgabe und Leitvorstellung der Raumordnung
Der Gesamtraum der Bundesrepublik Deutschland und seine Teilrdume sind durch Raumordnungspldne, durch
raumordnerische Zusammenarbeit und durch Abstimmung raumbedeutsamer Planungen und MaBnahmen zu entwickeln,

4
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Bauleitplane sind gemall § 1 Abs. 4 BauGB den Zielen der Raumordnung anzupassen. Da-
bei unterscheidet das Raumordnungsgesetz in § 3 Abs. 1 ROG zwei verschiedene Arten
von Festlegungen.

Grundsatze der Raumordnung gem. § 3 Abs. 1 Nr. 3 ROG

Die Beurteilung der Grundsatzfestlegungen umfasst gemall § 3 Abs. 1 Nr. 3 ROG
allgemeine Aussagen zur Entwicklung, Ordnung und Sicherung des Raumes als Vor-
gaben fur nachfolgende Abwagungs- und Ermessensentscheidungen. Die Grunds-
atze der Raumordnung sind in sogenannten ,Vorbehaltsgebieten® planzeichnerisch
festgelegt. Ein ,Vorbehaltsgebiet” ist ein Gebiet, welches bestimmten raumbedeut-
samen Funktionen oder Nutzungen vorbehalten bleiben soll, dem bei der Abwagung
mit konkurrierenden raumbedeutsamen Funktionen oder Nutzungen besonderes Ge-
wicht beizumessen ist.

Ziele der Raumordnung gem. § 3 Abs. 1 Nr. 2 ROG

Zielfestlegungen sind gemall § 3 Abs. 1 Nr. 2 ROG verbindliche Vorgaben in Form
von raumlich und sachlich bestimmbaren, vom Trager des Landes- oder der Regio-
nalplanung abschlieBend abgewogenen textlichen oder zeichnerischen Festlegun-
gen in Raumordnungsplanen zur Entwicklung, Ordnung und Sicherung des Raumes.
Ziele der Raumordnung sind gemal § 4 Abs. 1 ROG bei raumbedeutsamen Planun-
gen zu beachten. Die Ziele der Raumordnung sind in sogenannten ,Vorranggebie-
ten” planzeichnerisch festgelegt. In dem ,Vorranggebiet” sind bestimmte raumbe-
deutsame Funktionen oder Nutzungen vorgesehen, was andere raumbedeutsame
Funktionen oder Nutzungen in diesem Gebiet ausschlielit, soweit diese mit den vor-
rangigen Funktionen oder Nutzungen nicht vereinbar sind. ,Vorranggebiete” 16sen
nach § 1 Abs. 4 des Baugesetzbuches (BauGB) fur die gemeindliche Bauleitplanung
eine Anpassungspflicht aus.?

Der Regionalplan Nordhessen legt fur einen deutlich untergeordneten Teil der verfahrens-
gegenstandlichen Flachen an der sidlichen Grundstucksgrenze ein ,Vorbehaltsgebiet far
Landwirtschaft” fest. Alle weiteren Flachen sind als ,Vorranggebiet fiir Landwirtschaft” dar-
gestellt.

Im Regionalplan Nordhessen 2009 ist unter Kapitel 3.1.2 ,Gebiete fur Industrie und Ge-
werbe / Regionale Logistikzentren® als Ziel 1 formuliert, dass die Ausweisung und Entwick-
lung von Industrie- und Gewerbeflachen oder Logistikflachen fur die Neuansiedlung von
Betrieben mit regionaler Bedeutung oder mit besonderem, verkehrsbezogenen Anforde-
rungsprofil vorrangig in gewerblichen Schwerpunktraumen zu erfolgen hat. Die Kernstadt
Korbach ist als solcher Schwerpunktort definiert. In Ziel 2 wird festgelegt, dass als gewerb-
liche Schwerpunkte alle Ober- und Mittelzentren in der Planungsregion vorrangig zu star-
ken und weiter zu entwickeln sind. Die Ergédnzung der Gewerbeflachen in der Kernstadt
Korbach verfolgt weitestgehend die Ziele und Grundséatze des Regionalplanes im Bereich
Gewerbe und Industrie Planung. Allerdings befindet sich die Flache innerhalb eines

zu ordnen und zu sichern. Dabei sind unterschiedliche Anforderungen an den Raum aufeinander abzustimmen und die auf
der jeweiligen Planungsebene auftretenden Konflikte auszugleichen, Vorsorge fir einzelne Nutzungen und Funktionen des
Raums zu treffen. Leitvorstellung bei der Erfillung der Aufgabe nach Absatz 1 ist eine nachhaltige Raumentwicklung, die
die sozialen und wirtschaftlichen Anspriche an den Raum mit seinen 6kologischen Funktionen in Einklang bringt und zu
einer dauerhaften, grordumig ausgewogenen Ordnung mit gleichwertigen Lebensverhaltnissen in den Teilrdumen fuhrt.
Die Entwicklung, Ordnung und Sicherung der Teilrdume soll sich in die Gegebenheiten und Erfordernisse des Gesamtraums
einfugen, die Entwicklung, Ordnung und Sicherung des Gesamtraums soll die Gegebenheiten und Erfordernisse seiner
Teilrdume berticksichtigen (Gegenstromprinzip).

2 Die Bauleitpldne sind den Zielen der Raumordnung anzupassen.
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.vorranggebietes fur Landwirtschaft®. Somit korrelieren die Entwicklungsabsichten der
Kreis- und Hansestadt Korbach mit dem Ziel 1 zur Landwirtschaft. Demnach hat in den in
der Karte festgelegten ,Vorranggebieten fur Landwirtschaft” hat die landwirtschaftliche Bo-
dennutzung Vorrang vor anderen Raumansprichen. In diesen Gebieten sind Nutzungen und
Malnahmen nicht zulassig, die die landwirtschaftliche Bodennutzung einschlieBlich Tier-
haltung ausschlieBen oder wesentlich erschweren.

Abbildung 3
Darstellungen und Festlegungen im Regionalplan Nordhessen 2009

In der Kreis- und Hansestadt sind die gewerblichen Bauflachen zum gr6Rten Teil im Nor-
den des Stadtgebietes zwischen , Arolser Landstralle® und ,Briloner Landstralle” gelegen.
In den vergangenen Jahren wurden die in diesem Teil des Stadtgebietes im Regionalplan
Nordhessen 2009 dargestellten Vorranggebiete fur ,Industrie und Gewerbe (Planung)” bis
auf einen geringen Teil im Bereich zwischen der Umgehungsstralle B 251 und der ,Briloner
Landstralle” in Anspruch genommen.

Zu der geplanten Inanspruchnahme, des bisher als ,Vorranggebiet fur Landwirtschaft® dar-
gestellten Bereiches, gibt es keine Alternative. Dies ergibt sich aus dem Tatbestand, dass
die Firma Weidemann GmbH im Jahr 2007 ihren Betriebsstandort und in 2021 den Hauptsitz
von Diemelsee-Flechtdorf nach Korbach verlegt hat. Der Betrieb hat sich gut entwickelt,
der Standort hat sich etabliert, so dass der Betrieb in Korbach erweitert werden soll.
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Die durch den Bebauungsplan Nr. 35 B/1 planungsrechtlich gesicherten Bereiche 8stlich
des ,Elfringhauser Weges" haben fur eine kurzfristige Entwicklung des Betriebes ge-
reicht; die Vertreter der Firma Weidemann haben jedoch durch den Bebauungsplan mit-
telfristige Erweiterungsperspektive und damit Planungssicherheit fir die anstehenden In-
vestitionen an diesem Standort sichern lassen. Die nun noch zur Verfugung stehenden Er-
weiterungsflachen befinden sich wiederum im Osten dieser Grundstucksflachen und sind
bereits in das Eigentum der Firma Weidemann Ubergegangen. Durch eine Erweiterung be-
absichtigt die Firma Weidemann GmbH die Innovationskraft in der Planungsregion Nord-
hessen zu starken. Aus den Eigentumsverhaltnissen sowie der fehlenden Flachen weiterer
Vorranggebiete ,Industrie und Gewerbe Planung” wird abgeleitet, dass keine Alternativen
zur Inanspruchnahme der Flachen vorhanden sind. Es ist somit erforderlich, die bisher als
.vorranggebiet far die Landwirtschaft” dargestellten Flachen in ein ,Vorranggebiet In-
dustrie und Gewerbe® zu verandern.

Flachennutzungsplan der Kreis- und Hansestadt Korbach

Der Flachennutzungsplan der Kreis- uns Hansestadt Korbach, genehmigt mit Verfigung
vom 9. Marz 1977 durch das Regierungsprasidium Kassel, rechtsgultig seit Bekanntma-
chung der Genehmigung am 31. Méarz 1977 in der Waldeckischen Landeszeitung, stellt im
Norden des Stadtgebietes, sudlich der Umgehungsstralle B 251, westlich der Arolser Land-
stralle und 6stlich des Elfringhauser Weges Flachen fur die Landwirtschaft dar. Im Norden
des Plangebietes befindet sich ein ,Versorgungsleitung®, hier eine Gasleitung.

Aufgrund von Ansiedlungsabsichten eines grofRflachigen Einzelhandelsbetriebes wurde
eine Anderung des Flachennutzungsplanes durchgefuhrt. Mit Verfugung vom 15. Februar
1985 hatte der Regierungsprasident in Kassel eine 6. Anderung des Flachennutzungspla-
nes der Stadt Korbach zur Darstellung von gewerblichen Bauflachen (G), Sonderbauflachen
(S) - Mébelmarkt - sowie Grunflachen (Ortstandeingrinung) genehmigt und damit wurden
die planungsrechtlichen Grundlagen fur die Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 35 im
Bereich zwischen Arolser Landstralle, Waltershauser Stralle und Elfringhduser Weg ge-
schaffen. Auf dieser Grundlage wurde ein grof3flachiger Moébelmarkt (jetzt Moébeldorf Kor-
bach) errichtet. Nachdem der Betrieb dort seine geschéftlichen Aktivitaten entfaltet und
sich positiv entwickelt hatte, war es zur Erweiterung der Geschaftsflache des Mébelmarktes
wiederum erforderlich den Flachennutzungsplan anzupassen. Dies erfolgte mit der 14. An-
derung, die mit Verfugung vom 26. April 1993 durch das Regierungsprasidium in Kassel
genehmigt wurde und seit der Bekanntmachung der Genehmigung in der Waldeckischen
Landeszeitung am 14. Mai 1993 unverandert rechtsgultig ist.

Diese planungsrechtliche Grundlage u. a. zur Darstellung als Sonderbauflache Md&bel-
markt (S) diente dazu, dem bereits dort ansassigen Mébelhandelsbetrieb die damaligen
Erweiterungsabsichten zu ermdéglichen. Inzwischen wurde der Betrieb erweitert bzw. ver-
andert und wird auf dieser Grundlage betrieben.

Gleichzeitig wurde im Rahmen dieses Anderungsverfahrens ein ca. 100 Meter breiter Strei-
fen dstlich des Elfringhauser Weges als gewerbliche Bauflache (G) dargestellt. Ein ca. 30
Meter breiter Streifen wurde im Rahmen der Flachennutzungsplanadnderung als Grunflache
(Ortsrandeingrunung) dargestellt, der sowohl die gewerblichen Bauflachen als auch die
Sonderbauflachen (S) gegenuber den anschlieBenden landwirtschaftlichen Flachen ab-
grenzte. Diese Anderung des Flachennutzungsplanes aus dem Jahr 1993 diente als Grund-
lage zur Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 35 B/1 ,Elfringhduser Weg“. Der Bebau-
ungsplan wurde mit Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses am 1. Juni 2001 rechts-
kraftig.
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Mit Verfiigung vom 13.06.2018 hat das Regierungspréasidium Kassel die 36. Anderung des
Flachennutzungsplanes genehmigt. Hierbei handelt es sich um die letzten gewerblichen
Entwicklungsschritt im Bereich sudlich der BundesstraBe 251 und westlich der ,Arolser
Landstralle®. Die Erweiterung wurde zugunsten der Entwicklungsabsichten der Firma Wei-
demann GmbH durchgefuhrt. Durch die 36. Anderung des Flachennutzungsplanes konnte
der Bebauungsplan Nr. 35 C ,Elfringhduser Weg / Arolser Landstralle” aufgestellt werden.
Die Anderung stellt gewerbliche Bauflachen dar.

Aufgrund der Darstellung der Flachen als ,Flache fur die Landwirtschaft® entsprechen die
Entwicklungsabsichten des Bebauungsplanes Nr. 35 C / 1 ,Elfringhdauser Weg / Arolser
Landstralle® dem § 8 Abs. 2 BauGB, wonach Bebauungsplane aus dem Flachennutzungs-
plan zu entwickeln sind, nicht. Es ist eine Anderung des Flachennutzungsplanes erforder-
lich, um das Entwicklungsgebot zu wahren.

Abbildung 4
Darstellungen im Flachennutzungsplan der Kreis- und Hansestadt Korbach
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Darstellungen von umweltschitzenden Planen

Nach § 1 Abs. 6 Nr. 7g BauGB sind auch die Darstellungen von umweltschitzenden Planen
in der Abwagung zu berucksichtigen. Ausdrucklich genannt sind die Landschaftsplane und
Plane des Wasser-, Abfall- und Immissionsschutzrechts. Plane, die Rechtsnormqualitat
(Rechtsverordnung oder Gesetz) haben, unterliegen der planerischen Abwagung demge-
genuber nicht.

Landesentwicklungsplan Hessen 2020
Der Landesentwicklungsplan 2020 beschreibt fur die Flachen des Plangebietes keine rele-
vanten Ziele.

Landschaftsrahmenplan Nordhessen 2000

Die Karte Zustand und Bewertung beschreibt fir das Plangebiet einen ,méBig strukturier-
ten, ackerbaulich gepragten, unbewaldeten Raum mittlerer Strukturvielfalt®. Der raumliche
Geltungsbereich ist kein Gegenstand eines avifaunistisch wertvollen Bereichs. Die Entwick-
lungskarte zum Landschaftsrahmenplan Nordhessen 2000 beschreibt fur die Flachen des
Plangebietes keine relevanten Ziele.

Landschaftsplan der Kreis- und Hansestadt Korbach
Der Bestands- und der MalBlnahmenplan zum Landschaftsplan der Stadt Korbach beschrei-
ben die verfahrensgegenstandlichen Flachen als Ackerland. In den Randbereichen sind fri-
sche Geholze dargestellt. Entlang des FlieBgewassers wird ein Geholz abgebildet.

[._ » I,;r\rgfﬂ __:_ ; ;7_‘th 58 — T

.

oy

Darstellungen im Landschaftsplan der Kreis- und Hansestadt Korbach
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1.4.3 Rechtliche Ausgangslage

Bestehenden Bauplanungsrecht

Der Bebauungsplan Nr. 39 ,Flechtdorfer StraBe (L 3076) — Nordumgehung (B 251) — EIf-
ringhduser Weg — Nordring” setzt in diesem Bereich grofitenteils Industriegebiete fest. Der
Bebauungsplan ist seit der Bekanntmachung des Anzeigeverfahrens vom 13. Juli 1988
durch das Regierungsprasidium Kassel in der Waldeckischen Landeszeitung vom 22. Juli
1988 unverandert gultig. Dieser Bebauungsplan wird durch die geplante Aufstellung des
Bebauungsplanes nicht tangiert.

Nordlich der Waltershauser Stralle befindet sich der Bebauungsplan Nr. 35 A/1 ,Zwischen
Arolser LandstraBe, Waltershduser Strale und Elfringhduser Weg*“, der seit Bekanntma-
chung des Anzeigeverfahrens vom 26. April 1993 durch das Regierungspréasidium Kassel
in der Waldeckischen Landeszeitung vom 15. Mai 1993 unverandert rechtskraftig ist. Die-
ser Bebauungsplan wird durch die geplante Anderung bzw. Aufstellung des Bebauungspla-
nes nicht tangiert. Das darin festgesetzte Sondergebiet Mdbelmarkt (Lager/Verkauf) mit
angrenzenden Planungen, Nutzungsregelungen und MaBnahmen zum Schutz, zur Pflege
und zur Entwicklung der Landschaft (Ortsrandeingrinung/Streuobstwiese —privat-) bleibt
ohne Anderungen erhalten.

Der Bebauungsplan Nr. 35 B/1 aus dem Jahre 2001 setzt am nérdlichen Stadtrand In-
dustrie- und Gewerbeflachen geméal § 8 und § 9 der Baunutzungsverordnung (BauNVO) in
der Fassung vom 23. Januar 1990 fest. Gleichzeitig wurden die Industriestralle, der Elf-
ringhauser Weg, die Waltershauser Stralle und ein Teil der Arolser Landstralle planungs-
rechtlich gesichert. Die bereits bestehende IndustriestralBe wurde Uber einen Wendeplatz
hinaus bis zum Elfringh&user Weg verlangert, um eine bessere An-bindung dieser Industrie-
und Gewerbeflachen an das Uberdrtliche Stralennetz herzustellen.

Es sind Industrie- und Gewerbegebiete, mit einer Grundflachenzahl (GRZ) von 0,8 und
Baumassenzahlen (BMZ) von 9,0 bzw. 6,0 festgesetzt. Dartber hinaus enthalt der Plan
grolizlgige Baugrenzen, die teilweise durch die dort entstandenen Gewerbebetriebe in An-
spruch genommen worden sind. Teile der ausgewiesenen Gewerbeflachen sind bisher noch
nicht bebaut.

Im nordwestlichen Teilbereich des Bebauungsplanes Nr. 35 C ,Elfringhduser Weg / Arolser
LandstraBe” wird ein Industriegebiet mit einem Uberbaubaren Grundflachenanteil von 80
Prozent festgesetzt. Der seit 2018 rechtskraftige Bebauungsplan legt fur die Hohe bauli-
cher Anlagen eine Obergrenze von 16,0 Meter fest. Im stdwestlichen Teilbereich des Be-
bauungsplanes ist ein Gewerbegebiet mit einer Grundflachenzahl von 0,8 festgesetzt. Die
Hoéhe baulicher Anlagen darf analog zum Industriegebiet maximal 16,0 Meter betragen. Zur
Eingrinung des Plangebietes ist eine 6ffentliche Ortsrandeingrinung als Mallnahme zum
Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft festgesetzt. Hier-
von muss die Bebauung aufgrund der Festlegung von Uberbaubaren Grundstucksflachen
um mindestens 5,0 Meter bzw. 10,0 Meter abrucken.

Schutzgebiete nach dem Naturschutzrecht

Schutzgebiete entsprechend des Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG) und des Hessi-
schen Ausfuhrungsgesetzes zum Bundesnaturschutzgesetz (HAGBNatSchG) werden durch
die geplante Aufstellung des Bauleitplanes nicht beeintrachtigt. Im westlichen Teilbereich
der verfahrensgegenstandlichen Flachen befindet sich eine Mallnahme, die von der Kreis-
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und Hansestadt Korbach durch den Bebauungsplan Nr. 35 C ,Elfringhduser Weg"“ festge-
legt wurde. Hierbei handelt es sich um ein Gebusch, Hecke Neuanlage.
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Abbildung 6
Ausschnitt aus dem Hessischen Naturschutzinformationssystem (Natureg-Viewer), Stand Dez. 2022
Vogelschutzgebiete gemal europaischer Vogelschutzrichtlinie sind kein Bestandteil des

raumlichen Geltungsbereichs und werden nicht beeintrachtigt.

Schutzgebiete nach dem Wasserhaushaltsgesetz

Die verfahrensgegenstandlichen Flachen befinden sich innerhalb von Schutzgebieten nach
dem Wasserhaushaltsgesetz. Das Gebiet liegt in Zone Ill A (weitere Schutzzone, innerer
Bereich) der Verordnung zum Schutze der Trinkwassergewinnungsanlage der Stadtwerke
Korbach GmbH (jetzt Energie Waldeck-Frankenberg GmbH), des Wasserbeschaffungsver-
bandes ,Waroldern® in Twistetal, des Wasserbeschaffungsverbandes ,Upland® in Willingen
(Upland) und des Wasserbeschaffungsverbandes ,Eisenberg” in Lichtenfels, Landkreis
Waldeck-Frankenberg vom 13. Oktober 1981, zuletzt geédndert mit Anderungsverordnung
vom 7. Méarz 2002.

Da der Geltungsbereich in einem Trinkwasserschutzgebiet der Zone IlI A liegt, sind bei
allen dort geplanten Mallnahmen entsprechende Vorkehrungen zum Schutz des Grund-
wassers zu treffen. Im Folgenden wird der Verordnungstext vom 13. Oktober 1981 fur das
Wasserschutzgebiet Zone Ill A zitiert:

.§ 3 Verbote Weitere Schutzzonen (Zone Il A und Il B)

Die Zone Ill soll den Schutz vor weitreichenden Beeintrdchtigungen, insbesondere vor nicht
oder schwer abbaubaren chemischen und radioaktiven Verunreinigungen, gewéhrleisten.

Verboten sind insbesondere in der Zone Il B

» Versenkung von Abwasser einschliel8lich der Versenkung des von Strallen und Ver-
kehrsflachen abflieBenden Wassers, Versenkung oder Versickerung radioaktiver
Stoffe

y Betriebe, die radioaktive oder wassergefdhrdende Abfédlle oder Abwésser abstolien,
z.B. Olraffinerien, Metallhitten, chemische Fabriken, wenn diese Stoffe nicht voll-
stdndig und sicher aus dem Einzugsgebiet hinausgebracht oder ausreichend behan-
delt werden,; Kernreaktoren

» Ablagern, Aufhalden oder Beseitigung durch Einbringen in den Untergrund von radio-
aktiven Stoffen oder wassergefahrdenden Stoffen, z.B. von Giften, auswaschbaren
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)

bestdndigen Chemikalien, Ol, Teer, Phenolen, chemischen Mitteln fur Pflanzen-
schutz, Aufwuchs- und Schédlingsbekdampfung sowie zur Wachstumsregelung, Ruck-
stdnden von Erdélbohrungen

Fernleitungen fur wassergefahrdende Stoffe,

in der Zone Il und Zone Il A

12
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)

die far Zone lll B genannten Einrichtungen, Handlungen und Vorgédnge

Betriebe mit Verwendung radioaktiver Stoffe; Betriebe mit Verwendung wassergefahr-
dender Stoffe, wenn eine Verunreinigung des Grundwassers zu besorgen ist
Massentierhaltung

Offene Lagerung und Anwendung boden- oder wasserschéddigender chemischer Mit-
tel fur Pflanzenschutz, fir Aufwuchs und Schédlingsbekdmpfung sowie zur Wachs-
tumsregelung; die Verordnung Uber Anwendungsverbote und -beschrdnkungen fur
Pflanzenschutzmittel vom 31. Mai 1974 (BGBI. | Seite 1204) ist zu beachten.
Abwasserlandbehandlung, Abwasserverregnung, Versickerung von Abwasser ein-
schlie8lich des von Strallen und sonstigen Verkehrsfldachen abflieBenden Wassers,
Untergrundverrieselung, Sandfiltergrdben, Abwassergruben, soweit es sich nicht um
dichte Gruben ohne Uberlauf handelt

Wohnsiedlungen, Krankenhé&user, Heilstdtten und Gewerbebetriebe, wenn das Ab-
wasser nicht vollstdndig und sicher aus der Zone Il A hinausgeleitet oder in einer
genehmigten Anlage behandelt wird

Lagern radioaktiver oder wassergefdhrdender Stoffe, ausgenommen das oberirdische
Lagern wassergefdhrdender Fllissigkeiten in Behédltern mit einem Rauminhalt bis zu
100 m?3 und das unterirdische Lagern wassergefahrdender Flissigkeiten in Behéltern
mit einem Rauminhalt bis zu 40 m?®, wenn die erforderlichen SicherheitsmalBnahmen
fur Bau, Antransport, Fullung, Lagerung und Betrieb getroffen und eingehalten wer-
den

Umschlags- und Vertriebsstellen fur radioaktive Stoffe

Start-, Lande- und Sicherheitsfldchen sowie Anflugsektoren und Notabwurfpldtze des
Luftverkehrs, mit Ausnahme der genehmigten Landepldtze Korbach und Nordenbeck
Mandéver und Ubungen von Streitkréften und anderen Organisationen, militdrische
Anlagen

Abfallbeseitigungsanlagen sowie Anlagen, die der Lagerung oder Behandlung von
Autowracks dienen

Neuanlage von Abwasserreinigungsanlagen (Klaranlagen)

Entleerung von Wagen der Fékalienabfuhr, ausgenommen das breitfldchige Verteilen
auf landwirtschaftlich genutzten Fldchen

Versenkung oder Versickerung von Kihlwasser

GroBere Erdaufschlisse ohne ausreichende Sicherung, mit Ausnahme des betriebs-
planméBig im Einvernehmen mit der zustandigen Wasserbehdrde zugelassenen Berg-
baus

Neuanlage von Friedhoéfen

Neuanlage von Rangierbahnhdfen

Verwendung von wassergefédhrdenden auslauf- oder auswaschbaren Materialien, von
Teer mit einem héheren Phenolgehalt als nach DIN 1995 ,Bitumindése Bindemittel fur
den Strallenbau” zuldssig, zum StraBen-, Wege- und Wasserbau
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» Bohrungen zum Aufsuchen oder Gewinnen von Erddl, Erdgas, Kohlensdure, Mineral-
wasser, Salz, radioaktiven Stoffen sowie zur Herstellung von Kavernen mit Aus-nahme
bergbaulicher Untersuchungsbohrungen, die nach Beendigung dicht ver-schlossen
werden.

Abbildung 7
Ausschnitt aus dem Wasserrahmenrichtlinien-Viewer (WRRL-Viewer), Stand Dezember 2022

Innerhalb des raumlichen Geltungsbereiches befinden sich ein FlieRgewéasser. Hierbei han-
delt es sich um den Oberlauf des FlieRgewassers ,Wollbeutel” (44412). Das Flurstick weist
Gewassereigenschaften auf. Es ist somit kein Gewasser von untergeordneter Bedeutung
nach Wasserhaushaltsgesetz und Hessischen Wassergesetz und nicht von den Wasserge-
setzen ausgenommen. Daher muss ein 10,0 Meter breiter Gewdasserrandstreifen eingehal-
ten werden

Fur das Gewasser besteht ein beidseitiger Gewasserrandstreifen mit je 10,0 Meter Breite.
Der Gewasserrandstreifen umfasst gemall § 38 Wasserhaushaltsgesetz das Ufer und den
Bereich, der an das Gewasser landseits der Linie des Mittelwasserstandes angrenzt. Er
bemisst sich ab der Linie des Mittelwasserstandes, bei Gewdadssern mit ausgepragter Bo-
schungsoberkante ab der Bdschungsoberkante. Gemall § 23 Abs. 1 Satz 1 Hessisches
Wassergesetz ist der Gewasserrandstreifen im Aullenbereich zehn Meter und im Innenbe-
reich im Sinne der §§ 30 und 34 des Baugesetzbuches funf Meter breit.

Dier Flierichtung des FlieRgewassers erfolgt in dstliche Richtung, sodass es die engere
Trinkwasserschutzzone Il durchquert. Sonstige oberflachennahe Gewéasser sind nicht be-
kannt.

Denkmalschutzrechtliche Aspekte
Innerhalb des raumlichen Geltungsbereiches befinden sich keine geschitzten Natur-, Bau-
oder Bodendenkmaler.

Altlasten / Altlastenverdachtsflachen
Fur die Flachen des Geltungsbereiches sowie in dessen unmittelbarer Umgebung sind keine
Altlasten, Altablagerungen oder Grundwasserschadensfalle bekannt.
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1.4.4 Erlauterung der Planung

Durch die Aufstellung eines Bebauungsplanes sollen die bauplanungsrechtlichen Voraus-
setzungen fur Erweiterung der Firma Weidemann GmbH geschaffen werden. Hierdurch soll
das Firmengelande um ein Schulungs- und Besucherzentrum erweitert werden. Die Ge-
baude sollen Rdume fur Schulungen, Besprechungen und Ausstellungen sowie reprasenta-
tive Raume, beispielsweise ein Museum, ein Foyer oder eine Triblne fur Vorfuhrungen der
Land- und Baumaschinen, beinhalten. Weiterhin ist es beabsichtigt einen Ubungsbereich
far die Anwendung der Land- und Baumaschinen zu installieren, um hier die innovativen
Entwicklungen fur die zukunftigen alltaglichen Tatigkeiten zu simulieren. Durch die Erwei-
terung beabsichtigt das Unternehmen den Standort in Korbach und in der Region Nordhes-
sen zu starken.

Uberortliche, verkehrliche ErschlieRung

Der Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 35 C / 1 ,Elfringhduser Weg / Arolser Land-
stralle” grenzt im Osten an die Arolser Landstralle, die in diesem Teil ausgehend von dem
Anschluss an die UmgehungsstralBe B 251, Stadtstrale ist. Die Arolser Landstralle ist in
diesem Abschnitt, die am starksten frequentierte Einfallstralle in das Stadtgebiet. Damit ist
das Plangebiet nur indirekt an das Uberértliche Verkehrssystem angebunden. Uberértliche
Verkehrsplanungen werden somit durch den Bebauungsplan nur indirekt beruhrt.

Die Bundesstralle B 251 dient der Uberregionalen Verbindung von Marburg (Lahn) in Hes-
sen nach Brilon in Nordrhein-Westfalen. Da die BundesstralBe B 251 unmittelbar an das
Plangebiet anschliel’t, sind die Belange, die sich aus dieser Lage ergeben, im Bauleitplan-
verfahren zu berltcksichtigen.

In den Planzeichen und Festsetzungen ist Folgendes enthalten

Alle Bauvorhaben entlang der Bundesstrallen 251 und 252 sind mit Hessen Mobil Strallen-
und Verkehrsmanagement in Bad Arolsen als Vertreter des StralRenbaulasttragers abzu-
stimmen. Das Bundesfernstralengesetz (FStrG) und das Hessische Strallengesetz (HStrG)
sind zu beachten. Aufgrund eventueller Emissionen der Bundesstralle B251 kénnen weder
gegen den Strallenbaulasttrager noch gegen die Kreis- und Hansestadt Korbach als Tra-
gerin der Planungshoheit Anspriche geltend gemacht werden. Kosten oder anteilige Kos-
ten far Schutzmalnahmen werden nicht Ubernommen.

Entlang der klassifizierten Stralle sind entsprechend dem Bundesfernstralengesetz und
dem Hessischen Strallengesetz Flachen, die von der Bebauung freizuhalten sind, eingetra-
gen. Demnach besteht entlang der BundesstraBen 251 und 252 gem. § 9 Abs. 1 FStrG eine
Bauverbotszone. Hochbauten jeder Art in einer Entfernung bis zu 20,0 Meter gemessen
vom aulleren Rand der befestigten Fahrbahn und bauliche Anlagen jeglicher Art, die Uber
Zufahrten an die BundesstralBe unmittelbar oder mittelbar angeschlossen werden sollen,
darfen nicht errichtet werden. Dies gilt fur Aufschuttungen und Abgrabungen gréfReren Um-
fangs entsprechend.

Verkehrliche Erschliefung

Auf der Grundlage der Bebauungsplane Nr. 39, 35 A/1, 35 B/1 und 35 C ist das bisherige
ErschlieBungssystem (Industriestralle, Elfringhduser Weg, Waltershauser Stralle und Wei-
demannstralle) in diesem Teil des Stadtgebietes entstanden. Die Flachen wurden grofiten-
teils mit Industrie- und Gewerbebetrieben unterschiedlicher Groe und Funktion sowie
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Logistikhallen bebaut. Die erforderlichen Netze zur Ver- und Entsorgung des Plangebietes
sind in den Randbereichen vorhanden.

Das sudlich liegende Gewerbegebiet kann Uber die ,Weidemannstralle® erschlossen wer-
den. Eine Zufahrt zur Stadtstralle ist ab einer Entfernung von mindestens 40,0 Meter zum
aulBeren Fahrbahnrand der ,Arolser Landstralle® zulassig. Das nérdlich liegende Industrie-
gebiet soll Uber das bestehende Betriebsgelande erschlossen werden. Hierfur ist kein zu-
satzlicher Anschluss an das Verkehrsnetz erforderlich.

Der Radverkehr kann das Plangebiet Uber die bestehenden Verkehrsanlagen erschliellen.

Offentlicher Personennahverkehr

Das Plangebiet ist an den 6ffentlichen Personennahverkehr (OPNV) angebunden. Es wird
zum einen von der Buslinie 505 (Volkmarsen - Bad Arolsen - Korbach), zum anderen von
der Stadtbuslinie 1 erschlossen. Des Weiteren ist das Gebiet an den Anrufsammeltaxiver-
kehr (AST-Verkehr) angeschlossen. Die nachste Haltestelle der Linie 505 befindet sich in
der Arolser Landstralle (,,Auf Lulingskreuz®), die Stadtbuslinie 1 kann Uber die Haltestellen
.Hopfenberger Weg*® (in der StraBe ,Auf Lulingskreuz®) und ,Arolser LandstralRe” erreicht
werden. Alle Haltestellen sind gleichzeitig auch AST-Haltepunkte. Damit ist das Gebiet
durch die Linie 505, die Stadtbuslinie 1 sowie den AST-Verkehr an den Zentralen Omni-
busbahnhof (ZOB) und damit auch an den Uberortlichen Personennahverkehr (OPNV) an-
gebunden.

Technische ErschlieBung

Die Versorgung der Grundstucke im Planbereich mit Elektrizitat, Trink- und Léschwasser
sowie mit Telekommunikationsanlagen ist durch den bestehenden Anschluss des Betriebs
an die verschiedenen Netze und die zustandigen Versorgungstrager sichergestellt.

Die Vorgaben hinsichtlich des Brandschutzes kénnen eingehalten werden, da in diesem
Teil des Stadtgebietes von Korbach eine ausreichende Versorgung mit Léschwasser vor-
handen ist bzw. hergestellt wird. Dabei werden die einschlagigen technischen Vorschriften
beachtet.

Um eine einheitliche Gestaltung der Industrie- und Gewerbegebiete zu erreichen, soll die
Verlegung der Versorgungsleitungen unterirdisch erfolgen. Nach § 9 Abs. 1 Nr. 12 BauGB
kann aus stadtebaulichen Grunden im Bebauungsplan die Fihrung von Versorgungsanla-
gen und -leitungen festgesetzt werden. Von dieser Moglichkeit wird im Bebauungsplan Nr.
35 C /1 ,Elfringhduser Weg / Arolser Landstralle” Gebrauch gemacht.

Im Industriegebiet werden das Schmutzwasser und das Regenwasser in die bestehende
Trennkanalisation abgefuhrt. Dabei ist darauf zu achten, auf den Grundstucksflachen vor
Ableitung des Regenwassers in die Regenwasserkanalisation eine Regenrickhaltung vor-
zusehen. Die anfallenden Schmutzwéasser werden der Klaranlage des Abwasserverbandes
Ittertal zugefuhrt und dort entsprechend gereinigt.

Im Gewerbegebiet wird das Regenwasser der versiegelten Flachen der Topografie entspre-
chend am tiefsten Punkt versickerungsfrei nach Regenrtckhaltung in den bestehenden Vor-
fluter (Gewasser) abgeleitet. Das Regenrickhaltebecken (RRB) wurde bereits als offenes
Erdbecken mit Dauerstau nordostlich des Plangebietes hergestellt. Die Abflussmengen
werden durch eine Regenrickhaltung modifiziert. Durch eine verpflichtende
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Dachbegrinung soll insbesondere bei Starkregenereignissen das anfallende Nieder-
schlagswasser zwischengespeichert und zeitverzégert weitergeleitet werden.

Das anfallende Schmutzwasser von den Gewerbegebietsflachen kann mittels Abwasserhe-
beanlage in die bestehende Schmutzkanalisation im Bereich des Elfringhduser Weges ein-
geleitet werden. Die anfallenden Schmutzwasser werden der Klaranlage des Abwasserver-
bandes lttertal zugefuhrt und dort entsprechend gereinigt.

Die Vorflut erreicht in nur rund 230 Meter das Wasserschutzgebiet Zone Il. Dies erfordert
hohere Anforderungen an den Ausbau der Parkplatze und die Konstruktion der Regenruck-
haltung. Die Parkplatze und alle weiteren genutzten Flachen mussen generell befestigt und
wasserundurchlassig ausgebaut werden und versickerungsfrei zur Regenrtuckhaltung ge-
bracht werden. Das Regenwasser von den Dachflachen darf ebenfalls nicht zur Versicke-
rung gebracht werden, sondern muss versickerungsfrei zur Regenruckhaltung transportiert
werden. Die Ableitung aus dem Regenruckhaltebecken in den Vorfluter kann nur Uber eine
Abscheideeinrichtung erfolgen. Technische Entwdirfe sind bei dem konkreten Bauvorhaben
mit der zustandigen Wasserbehtrde abzustimmen. Die technische Bearbeitung der Er-
schliefungsmalinahmen hat sich an den 6rtlichen Gegebenheiten zu orientieren und ist auf
der Grundlage einschlagiger Richtlinien, Bestimmungen und Regelwerke auszufuhren.

Die Abfallentsorgung hat geméaR den Bestimmungen der Abfallsatzung der Kreis- und Han-
sestadt Korbach zu erfolgen.

Hochwasserschutz
Ein Gebiet zum vorbeugenden Hochwasserschutz liegt nicht vor. Im Plangebiet ist ein Ge-
wasser Ill. Ordnung, hier der Oberlauf des ,Wollbeutels” vorhanden. Das Gewasser Ill.

Ordnung flieRt geradlinig vom Elfringhauser Weg zur Bundesstralle 252 mit einem sich aus
den topografischen Gegebenheiten ergebenden Einzugsgebiet. Das Gewéasser fuhrt nur bei
mittleren Niederschlagsereignissen Regenwasser. Im Geltungsbereich des Bebauungspla-
nes Nr. 35 B/1 ,Elfringhdauser Weg" ist das Gewasser mit Gewerbegebiet und Ortstrand-
eingrunung Uberplant. Ein Leitungsrecht besteht nicht. Im Geltungsbereich des Bebau-
ungsplanes Nr. 35 C ,Elfringhdauser Weg / Arolser Landstralle® ist das Gewasser in Teilen
Uberplant, im weiteren Verlauf entlang des Gewerbegebietes ist das Gewasser als offener
Graben gefuhrt. Das Gewasserprofil bleibt unverandert. Entlang der Grabenparzelle wird
ein Uferrandstreifen in einer Breite von 10,0 Meter festgesetzt, um das Gewasser vor ne-
gativen Einflussen aus dem Gewerbe- und Industriegebiet zu schitzen. Um eine Verbindung
zwischen dem Gewerbe- und dem Industriegebiet zu schaffen, ist eine Verbindung Uber ein
Bruckenbauwerk beabsichtigt. Nachteilige Auswirkungen auf Hochwasserereignisse kon-
nen durch eine Dachbegrinung und die Einleitung in ein Regenruckhaltebecken mit ge-
drosseltem Abfluss vermieden werden.

1.4.5 Umwidmungssperrklausel

Nach § 1a Abs. 1 Satz 2 BauGB sollen landwirtschaftlich, als Wald oder fur Wohnzwecke
genutzte Flachen nur in einem notwendigen Umfang fur andere Nutzungen in Anspruch
genommen werden. Die Umwandlung von Wald oder von landwirtschaftlich genutzten Fla-
chen sollen nach § 1a Abs. 1 Satz 4 BauGB besonders begriundet werden.
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Im Rahmen der kommunalen Abwagung wird der gewerblichen Stadterweiterung Vorrang
gegenuber der landwirtschaftlichen Nutzung der Flachen gegeben, da die Stadt den Be-
darfnissen der Gewerbetreibenden Rechnung tragen mochte. Die Inanspruchnahme der
landwirtschaftlich genutzten Flachen wird durch die fehlenden alternativen Moéglichkeiten
(Prafung alternativer Standorte), die direkte Nahe zu der vorhandenen Bebauung, die M6g-
lichkeit zur Arrondierung des Ortsrandes sowie der im kommunalen Vergleich geringen bis
mittleren Ackerzahl begrindet.

1.4.6 Bodenschutzklausel

Nach § 1a Abs. 1 Satz 1 BauGB ist mit Grund und Boden sparsam und schonend umzuge-
hen.

Der sparsame Umgang mit Grund und Boden wird sichergestellt, indem ein Standort flr die
Entwicklung des ortsansassigen Betriebs gewahlt wurde, bei dem keine zusatzlichen Er-
schlieBungsanlagen errichtet werden mussen. Weiterhin kénnen durch die unmittelbare
raumliche Ndhe und die Bundelung von Anlagen die Errichtung zwingend erforderlicher
Anlagen (Zufahrten, Wachterhauschen, etc.) minimiert werden.

Fur den Mutterboden ist bei der Errichtung und Anderung baulicher Anlagen sowie bei
anderen wesentlichen Veranderungen der Erdoberflache fur die Mutterboden ausgehoben
wird, dieser in nutzbaren Zustand zu erhalten und vor der Vernichtung und Vergeudung zu
schutzen.

1.4.7 Klimaschutzklausel

Nach § 1a Abs. 5 soll das Klima geschitzt und dem Klimawandel Rechnung getragen wer-
den.

Ein wesentlicher Beitrag zum Schutz des Klimas wird durch die verbindliche Nutzung er-
neuerbarer Energien geleistet. Das oOrtliche Kleinklima soll trotz der ausgeldsten Versiege-
lungen und der Erhéhung warmespeichernden Materials bzw. der Oberflachenrauigkeit
durch verbindliche Pflanzvorgaben sowie Dachbegrinungen verbessert werden. Diese
Maflnahmen sollen auch einen Beitrag zum Schutz der Umweltguter (insbes. des Menschen
und seiner Gesundheit sowie der Bevdlkerung insgesamt) leisten.

1.4.8 Kosten und Finanzierung

Fur die Umsetzung des Bebauungsplanes werden fur die 6ffentliche Hand — und hier ins-
besondere fur die Kreis- und Hansestadt Korbach — keine zusatzlichen Kosten entstehen.
Das Plangebiet ist an die bestehenden ErschlieBungsstrallen sowie an die vorhandene Re-
gen- und Schmutzwasserkanalisation angeschlossen.

Kosten in Bezug auf die Planverfahren (Bebauungsplan, Flachennutzungsplan, Umweltbe-
richt, Artenschutzbeitrag) sowie die durch den Bebauungsplan vorbereiteten Eingriffe und
die dafur benotigten Ausgleichs- und vorlaufenden ErsatzmaBnahmen innerhalb und auler-
halb des Plangebietes werden auf die Firma Weidemann GmbH Ubertragen.
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1.5 Begrundung der Textfestsetzungen

1.5.1 Bauplanungsrechtliche Festsetzungen

Art der baulichen Nutzung

Die fur die Erweiterung vorgesehenen Flachen werden nach der besonderen Art der bauli-
chen Nutzung (Baugebiete) als ,Gewerbegebiete” und ,Industriegebiete” festgesetzt, um
die durch die angrenzenden Bebauungsplane eingeleiteten Entwicklungen im nérdlichen
Teil des Stadtgebietes in dstlicher Richtung zu erweitern und die Ausweisungen den aktu-
ellen Bedurfnissen anzupassen. Hierdurch soll eine Basis fur endogene Entwicklungen ge-
schaffen und ein substanzieller Beitrag zur Sicherung und zum notwendigen Wachstum der
Arbeitsplatze des ansassigen Unternehmens sowie der Starkung seiner Investitions- und
Innovationskraft geleistet werden.

Mit der Schaffung bzw. Anderung der Industrie- und Gewerbegebiete soll zum einen der
weiteren Entwicklung hinsichtlich der Industrie- und Gewerbeansiedlung Rechnung getra-
gen werden, andererseits soll aber auch der méglichen stadtebaulich unerwinschten An-
siedlung von Einzelhandelsbetrieben in peripherer Lage direkt in der Nahe der Umgehungs-
stralle B 251 und der Arolser Landstralle entgegengewirkt werden.

Gewerbliche Bauflachen (G) sind insbesondere Handwerksbetrieben und Betrieben des
produzierenden Gewerbes sowie geeigneten Dienstleistungen vorzubehalten. Einzelhandel
soll, wenn Uberhaupt, in diesen Gebieten nur in einem Ausmal zugelassen werden, der die
staddtebauliche Situation fur das bestehende innerstadtische Einzelhandelszentrum und den
Zentralen Versorgungsbereich ,Innenstadt” nicht grundlegend verschlechtert.

Die angrenzenden Bebauungsplane Nr. 35 B/1, 35 C und 39 beinhalten jeweils einschran-
kende Festsetzungen bezuglich der Ansiedlung von Einzelhandelsbetrieben. Da jedoch die
Entstehung von Einzelhandelsbetrieben abgesetzt von der Innen- bzw. Altstadt nach den
stadtebaulichen Vorgaben der Stadtverordnetenversammlung aus den Jahren 1994, 2005,
2011 und 2015 gesteuert werden soll und mégliche unerwinschte Auswirkungen auf die
stadtebauliche Entwicklung und hier insbesondere auf das historisch gewachsene Stadt-
und Einkaufszentrum der Kreis- und Hansestadt Korbach vermieden werden sollen, ist fur
die bestehenden und kunftigen Industrie- und Gewerbegebiete ein Ausschluss des Einzel-
handels geméaR § 1 Abs. 5 in Verbindung mit § 1 Abs. 9 der BauNVO vorzunehmen. Als
stadtebaulich unproblematisch wird dabei die Ansiedlung von zentrenunschadlichen Ein-
zelhandelsbetrieben angesehen. Diese Betriebe lassen sich aufgrund ihres Flachenbedarfs
nicht sinnvoll in der Innenstadt unterbringen und sind daher in den Stadtrandgebieten an-
zusiedeln. Dies gilt allerdings nur fur Betriebe, die nicht sondergebietspflichtig sind.

Aufgrund aullergewohnlicher Regenereignisse in den letzten Jahren muss man den Hoch-
wasserschutz in vielen Teilen des Stadtgebietes verstarken. Aus diesem Grund ist an hyd-
raulisch Uberlasteten Punkten im Stadtgebiet die Herstellung von weiteren Anlagen zur
Regenrickhaltung erforderlich. Aus diesem Anlass wird in den Planzeichen und Festset-
zungen aufgenommen, dass neben den nach der Baunutzungsverordnung (BauNVO) vom
21. November 2017 in Gewerbegebieten zulassigen Nutzungen im Plangebiet auch die er-
forderlichen Anlagen zur Rickhaltung von Niederschlagswasser errichtet werden kénnen.
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Maf der baulichen Nutzung

Uberbaubare Grundstiicksflache

Die Festsetzung zur Uberbaubaren Grundstucksflache wird auf Grundlage des § 16 Abs. 3
Nr. 1 BauNVO getroffen. Der Gesetzestext erfordert bei Festsetzung des MaRes der bauli-
chen Nutzung im Bebauungsplan ,stets” eine Festsetzung der Grundflachenzahl oder der
Grofle der Grundflachen der baulichen Anlagen (vgl. auch OVG NW, U.v. 16.8.1995 -7a D
154/94 — NVwZ 1996,923 = NWVBI. 1997,265). Die Grundflachenzahl gibt an, wieviel
Quadratmeter Uberbaute Grundflache je Quadratmeter Grundstucksflache zuldssig sind.
Durch die Festsetzung der Grundflachenzahl beabsichtigt die Kreis- und Hansestadt Kor-
bach der hervorgehobenen Bedeutung, die diesem Maflbestimmungsfaktor fur die geord-
nete stadtebauliche Entwicklung, insbesondere unter dem verstarkt zu berucksichtigen Be-
lang des Bodenschutzes zukommt, Rechnung zu tragen.

Durch die Festsetzung sollen die Anforderungen des § 19 Abs. 4 BauNVO berlcksichtigt
werden, indem die Ermittlung des jeweiligen baugrundsticksbezogenen ,Summenmal3* er-
moglicht wird. Die fur die Ermittlung der Grundflache malRgebende Flache des Baugrund-
sticks wird durch das ,,Baugebiet” bestimmt. Aullerhalb dieser durch Planzeichnung fest-
gesetzten ,Baugebiete” oder sonst eindeutig abgrenzbaren Flachen, wie z.B. ,Private
Grunflachen® oder ,Verkehrsflachen®“ liegenden Grundstlcksteile sind kein Bauland und
daher nicht anzurechnen.

Hoéhe baulicher Anlagen

Die Festsetzung zur Hohe baulicher Anlagen wird auf Grundlage des § 16 Abs. 3 Nr. 1
BauNVO getroffen. Der Gesetzestext erfordert bei Festsetzung des Malles der baulichen
Nutzung im Bebauungsplan eine Festsetzung zur H6he baulicher Anlagen, wenn ohne ihre
Festsetzung 6ffentliche Belange, insbesondere das Orts- und Landschaftsbild, beeintrach-
tigt werden kénnen.

Die Kreis- und Hansestadt Korbach hat einen Verzicht auf die Festsetzung zur Hohe bauli-
cher Anlagen in pflichtgemaler Austbung ihres Planungsermessens gepruft. Mit dem Er-
gebnis, dass durch das Planvorhaben eine Einwirkungsmaéglichkeit auf das Landschaftsbild
besteht, ist eine Festsetzung zu treffen. Durch die Festsetzung zur Hohe baulicher Anlagen
sollen die Auswirkungen auf das Landschaftsbild sowie auf alle durch eine Hohenentwick-
lung berdhrten Belange begrenzt werden.

Zur eindeutigen Festsetzung der Hohe baulicher Anlagen sollen gem. § 18 Abs. 1 BauNVO
die erforderlichen Bezugspunkte bestimmt werden. Die Hohe wird in der MaReinheit ,Meter
(m)“ bestimmt. Als unterer Bezugspunkt fur die Gebaudehthe (GH) wird die Oberkante des
FertigfuBbodens durch das Stadtbauamt bestimmt. Durch die Begrenzung der Geb&ude-
hohe soll sichergestellt werden, dass sich das Gebaude in das Ortsbild einfugt.

1.5.2 Bauweise

In der ,abweichenden Bauweise“ gelten die Eigenschaften der offenen Bauweise mit der
Malgabe, dass auch bauliche Anlagen mit mehr als 50 Meter Lange zuldssig sind. Hier-
durch sollen die nutzungsspezifischen Anforderungen Berucksichtigung finden.
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1.5.3 Flachen die von der Bebauung freizuhalten sind

Die Festsetzung wird getroffen, um den Belangen des Stralenbaulasttragers Rechnung zu
tragen. Demnach sind entlang der klassifizierten Stralle entsprechend dem Bundesfern-
strallengesetz und dem Hessischen StralRengesetz Flachen, die von der Bebauung freizu-
halten sind, eingetragen. Demnach besteht entlang der Bundesstrallen 251 und 252 gem.
§ 9 Abs. 1 FStrG eine Bauverbotszone. Hochbauten jeder Art in einer Entfernung bis zu
20,0 Meter gemessen vom aulleren Rand der befestigten Fahrbahn und bauliche Anlagen
jeglicher Art, die Uber Zufahrten an die Bundesstralle unmittelbar oder mittelbar ange-
schlossen werden sollen, durfen nicht errichtet werden. Dies gilt fur Aufschattungen und
Abgrabungen gréReren Umfangs entsprechend.

Alle Bauvorhaben entlang der Bundesstrallen 251 und 252 sind mit Hessen Mobil Strallen-
und Verkehrsmanagement in Bad Arolsen als Vertreter des StralRenbaulasttragers abzu-
stimmen. Das Bundesfernstralengesetz (FStrG) und das Hessische Strallengesetz (HStrG)
sind zu beachten. Aufgrund eventueller Emissionen der Bundesstralle B251 kénnen weder
gegen den Strallenbaulasttrager noch gegen die Kreis- und Hansestadt Korbach als Tra-
gerin der Planungshoheit Anspriche geltend gemacht werden. Kosten oder anteilige Kos-
ten fur Schutzmallnahmen werden nicht Gbernommen.

1.5.4 Verkehrsflachen

Die fur die ErschlieBung erforderlichen Verkehrsflachen werden analog zum bestehenden
Bebauungsplan als 6ffentliche StraRenverkehre festgesetzt.

Der Bereich ohne Ein- und Ausfahrten wird festgesetzt, um Ein- und Ausfahrten zur Arolser
Landstralle zu vermeiden und gleichzeitig einen konfliktfreien Kreuzungsbereich (Weide-
mannstralle / Arolser Landstralle) sicherzustellen.

Die Verkehrsflachen werden als private Strallenverkehrsflachen festgesetzt. Bei der Ver-
kehrsflache handelt es sich um eine Brucke zur Querung des Gewassers. Durch das Ele-
ment sollen Betriebsablaufe innerhalb des Gewerbe- und Industriegebietes miteinander
verbunden werden.

1.5.5 FUhrung von Versorgungsanlagen und -leitungen

Die unterirdische Fuhrung von Versorgungsleitungen wird aus stadtebaulichen Grunden
festgesetzt. Durch die Festsetzungen kann einerseits die Landschaftsbildbeeintrachtigung
und andererseits die Storanfalligkeit minimiert werden.

1.5.6 MaBRnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden,
Natur und Landschaft

Eine Festsetzung fur die private AuBenbeleuchtung erfolgt, da Lichtverschmutzungen Or-
ganismen in besiedelten Bereichen beeintrachtigen kénnen. Im Kontext der angrenzenden
Wiesenflachen kdnnen Insekten und andere nachtaktive Tiere von klnstlichem Licht betrof-
fen sein. Fur diese Arten kann die Grundsticksbeleuchtung eine Gefahr darstellen. Die
Verwendung entsprechender Beleuchtungseinrichtungen mit starker Bodenausrichtung
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und geringer Seitenstrahlung und geeigneten Leuchtmitteln soll diese negativen Wirkungen
minimieren. Grundsatzlich sollen kinstliche Lichtquellen auf das erforderliche Minimum re-
duziert werden (BUND BW et al. 2021).

Die Umgrenzung der Flachen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur
und Landschaft wird festgesetzt, um den Gewadasserrandstreifen in einer Breite von 10,0
Meter frei von jeglicher Bebauung zu halten. Durch die Entwicklung einer Nassstaudenflur
soll die 6kologische Funktion des Gewassers aufgewertet werden. Gleichzeitig soll hier-
durch die Umsetzung der im Artenschutzbeitrag festgelegten VermeidungsmaRnahme ,Ent-
wicklung eines Blaten- und Samenangebots® sichergestellt werden.

1.5.7 Mit Geh-, Fahr- und Leitungsrechten zugunsten eines
ErschlieBungstragers zu belastende Flachen

Im nérdlichen Teilbereich befindet sich eine Gasleitung der Energie Waldeck-Frankenberg
GmbH. Hierbei handelt es sich um eine Gashochdruckleitung, zu der ein Schutzabstand
einzuhalten ist. Die Festsetzung wird getroffen, um die Erreichbarkeit der Gasleitung fur
den Erschliefungstrager sicherzustellen.

1.5.8 MalBnahmen zur Nutzung solarer Strahlungsenergien

Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes sind die nutzbaren Dachflachen zu mindestens
50 Prozent mit Anlagen zur Nutzung der einfallenden solaren Strahlungsenergie auszustat-
ten (Solarmindestflache), um einen Beitrag zur 6ffentlichen Sicherheit, hier Stromversor-
gung, zu leisten. Nutzbar ist derjenige Teil der Dachflache, der fur die Nutzung der Solar-
energie aus technischen und wirtschaftlichen Grinden verwendet werden kann.

1.5.9 Anpflanzen von Baumen, Strauchern und sonstigen Bepflanzungen

Durch die Festsetzung zum Anpflanzen von Grinstrukturen ein Gerist des Biotopverbun-
des sowie als Nahrungs- und Lebensraum insbesondere flur zahlreiche Insekten, Kleinsau-
ger und Vogelarten geschaffen werden. Die Festsetzung wird ferner getroffen, um eine
Eingrinung des Baugebietes langfristig sicherzustellen.

1.6 Bauordnungsrechtliche Festsetzung

1.6.1 AuBere Gestaltung baulicher Anlagen

Die Festsetzungen zur auBeren Gestaltung baulicher Anlagen wird auf Grundlage von § 9
Abs. 4 BauGB in Verbindung mit § 91 Abs. 1 Nr. 1 Hessische Bauordnung (HBO) getroffen.
Demnach kénnen Gemeinden durch Satzung die Nutzung, Gestaltung und Bepflanzung der
Grundsticksfreiflachen erlassen.

Die Festsetzung zur auReren Gestaltung baulicher Anlagen gilt unverandert fort und ist fur
den zusatzlichen, bisher unbeplanten Bereich ebenfalls anzuwenden. Durch die Festset-
zung soll ein einheitliches Stadtbild entstehen.
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1.6.2 Gestaltung der Stellplatze fur Kraftfahrzeuge

Die Festsetzungen zur Gestaltung der Stellplatze fur Kraftfahrzeuge wird auf Grundlage
von § 9 Abs. 4 BauGB in Verbindung mit § 91 Abs. 1 Nr. 4 Hessische Bauordnung (HBO)
getroffen. Demnach kénnen Gemeinden durch Satzung die Nutzung, Gestaltung und Be-
pflanzung der Grundstucksfreiflachen erlassen.

Durch die Festsetzung soll die Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs nicht beeintrachtigt
werden.

1.6.3 Begrunung von baulichen Anlagen und Nutzung, Gestaltung und
Bepflanzung von Grundstucksfreiflachen

Die Festsetzungen zur Bepflanzung der nicht Uberbaubaren Grundstucksflachen, wird auf
Grundlage von § 9 Abs. 4 BauGB in Verbindung mit § 91 Abs. 1 Nr. 5 Hessische Bauord-
nung (HBO) Hessische Bauordnung (HBO) getroffen. Demnach kénnen Gemeinden durch
Satzung die Nutzung, Gestaltung und Bepflanzung der Grundstucksfreiflachen erlassen.

Grundsatzlich sollen durch die Festsetzungen zur Nutzung, Gestaltung und Bepflanzung
der Grundstlcksfreiflachen die vorhandenen benachbarten Lebensrdume fur Flora und
Fauna erweitert bzw. erganzt und ein Beitrag zur Erhéhung der Biodiversitat geleistet wer-
den.

Die Festsetzung zur Begrinung eines bestimmten Anteils der Grundstiucksflachen mit
Strauchern und Baumen dient der Gliederung des Landschafts- und Ortsbildes sowie der
Bereicherung der Biotopstrukturen innerhalb von Baugebieten. Das Anpflanzungsgebot fur
Baume sichert — in Abstimmung der Grundstucksgrofle — den Anteil gestalterisch und klein-
klimatisch wirksamer Bepflanzung, die Lebens- und Nahrungsraume fur Insekten und Vogel
bietet. Der festgesetzte Mindestanteil von Vegetationsstrukturen mit Bdumen und Strau-
chern soll die ortlichen Klimaverhaltnisse positiv beeinflussen, indem Temperaturextreme
durch eine Vegetationsbedeckung gemildert, Staube und Schadstoffe ausgekammt werden
und der Wasserabfluss zeitverzégert wird. Durch eine geringere Verdunstung werden im
Zusammenhang mit der Beschattung ausgeglichenere Temperaturverhéaltnisse bewirkt und
Aufheizeffekte versiegelter Flachen gemindert. Zudem soll die Bepflanzung Sauerstoff pro-
duzieren und gleichzeitig Kohlenstoffdioxid binden. Die strukturbildenden Anpflanzungen
sollen das Erscheinungsbild des Baugebietes bereichern und die Einbindung in das Umfeld
verbessern. Die Anpflanzungen sollen zur Gestaltung und Qualitat des Wohnumfeldes bei-
tragen.

Die Festsetzung zur Verwendung von einheimischen und standortgerechten Arten wird ge-
troffen, da eine auf die értlichen Standortbedingungen abgestimmte Auswahl einheimischer
Arten die Voraussetzung fur die dauerhafte Be- bzw. Durchgrinung des Raumes mit einem
GerUst naturnaher Geholzstrukturen, das Lebensraume flr eine grofle Anzahl heimischer
Tierarten bietet, ist. Die Verwendung standortgerechter einheimischer Arten wird weiter
festgesetzt, damit sich Anpflanzungen mit geringem Pflegeaufwand optimal entwickeln und
Nahrungsgrundlage sowie Lebensraume fur die heimische Tierwelt bieten. Weiterhin dient
die Verwendung einheimischer Arten der langfristigen Erhaltung des gebietstypischen Cha-
rakters der vorhandenen Vegetation.
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Die Festsetzungen entsprechender Pflanzgréfien bei Jungbdumen sollen bereits in kurzer
Zeit die Entwicklung 6kologisch und visuell wirksamer Freiraumstrukturen flur eine attrak-
tive Begrinung des Wohngebietes sicherstellen. Zudem ist zu erwarten, dass bei Baumen
mit gréleren Stammumfangen geringere Beschadigungen durch Zerstérung auftreten. Die
Festsetzung soll die Entwicklung klimatisch wirksamen Grinvolumens bereits kurz- bis mit-
telfristig sicherstellen und bereits nach kurzer Entwicklungszeit eine attraktive Durchgri-
nung/Eingrinung des Wohngebietes ermdéglichen.

Durch den Bebauungsplan sind fur die Begrinung von Dachflachen besondere Anforderun-
gen zu erfullen, um positive Auswirkung auf die Umwelt, Luft- und Lebensqualitat zu erzie-
len. Zudem kann eine Minderung von Luftschadstoffen mittels trockener Deposition erwar-
tet werden. Hierdurch soll die Beeintrachtigung der Luftqualitat reduziert werden. Durch
die begrunten Dachflachen sollen die vorhandenen benachbarten Lebensraume fur Flora
und Fauna erweitert bzw. erganzt und ein Beitrag zur Erhéhung der Biodiversitat geleistet
werden. Die Festsetzungen zur Begrunung der Dachflachen erzielen eine passive Nieder-
schlagsruckhaltungen und bewirken zeitgleich eine Abflussverzdégerung. Zuséatzlich kann
zwischengespeichertes Wasser zeitverzdgert verdunsten, sodass weitere positive Auswir-
kungen auf das Mikroklima zu erwarten sind. Verminderte Umgebungstemperaturen fihren
in sommerlichen Hitzeperioden zu einem verbesserten thermischen Komfort.

1.6.4 Beschrankung der Gestaltung von Werbeanlagen

Die Festsetzungen zur Beschrankung von Werbeanlagen werden auf Grundlage von § 9
Abs. 4 BauGB in Verbindung mit § 91 Abs. 1 Nr. 7 Hessische Bauordnung (HBO) Hessische
Bauordnung (HBO) getroffen. Demnach kénnen Gemeinden durch Satzung Vorschriften zur
Beschrankung der Gestaltung von Werbeanlagen erlassen.

Die verstarkte Nutzung der Grundsticke mit groliflachigen Werbeanlagen kann zu einer
stadtebaulichen Beeintrachtigung des Ortsbildes insbesondere bei einem Mittelzentrum im
landlichen Raum fuhren. Aus diesem Grund werden Regelungen in die Planzeichen und
Festsetzungen aufgenommen, die den Bau der Werbeanlagen reglementieren. So sind im
Geltungsbereich des Bebauungsplanes Nr.35 C / 1 klnftig Werbeanlagen bis max. 3,80
Meter Breite und bis max. 2,70 Meter Héhe (Euroformat) zuldssig. Die Gesamtanlage darf
eine Hohe von 10,00 Meter nicht Uberschreiten. Es durfen nicht mehr als drei freistehende
Werbeanlagen pro Baugrundstick aufgestellt werden. Diese Festsetzungen sollen dazu
dienen, die Werbeanlagen stadtebaulich vertraglich zu gestalten.

Die Bemuhungen einer Gemeinde, ihr Stadtgebiet attraktiv zu gestalten, stellen nach er-
gangener Rechtsprechung besondere stadtebauliche Grinde im Sinne des § 1 Abs. 9
BauNVO dar, die die Beschrankung von Werbeanlagen — auch in Industrie- und Gewerbe-
gebieten — rechtfertigen kénnen.

Hinsichtlich der Regelungen, die sich aus dem Hessischen Strallengesetzt (HStrG) und
Bundesfernstralengesetz (FStrG) ergeben, wird in die Planzeichen und Festsetzungen ein-
gefugt, dass die Bauverbotszone (20,0 Meter) entlang der Bundesstralle B 251 frei von
jeglichen Werbeanlagen zu halten ist. Dies dient der Sicherheit und Leichtigkeit des Ver-
kehrs. Innerhalb der Baubeschrankungszone (40,0 Meter) kann nur Werbung an der Statte
der Leistung zugelassen werden, wenn von der Werbeanlage keine erheblich stérende
Fernwirkung ausgeht. Aullenwerbung ist in die Fassade zu integrieren und hat sich in
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GroRe, Form und Farbe dem Gebaude unterzuordnen. Anlagen fur AuBenwerbung als Blink-
licht, als laufendes Schriftband, als projizierte Lichtbilder und als spiegelnde Bilder sind
nicht zulassig. Die Regelungen innerhalb der Baubeschrankungszone dienen ebenfalls der
Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs. Darlber hinaus wird damit der Topografie Rech-
nung getragen, die dazu fuhrt, dass diese Anlagen auch in dem gegebenen grélleren Ab-
stand dem Fahrer eines vorbeifahrenden Fahrzeugs direkt ,ins Auge fallen® und damit eine
unmittelbare Gefahrdungssituation hervorrufen kénnen. Aus stadtebaulichen Erwagungen
ist es daruber hinaus sinnvoll, wenn sich die Werbeanlagen den Gebauden unterordnen,
denn in dem im landlichen Raum liegenden Mittelzentrum der Kreis- und Hansestadt Kor-
bach gegebenen baukulturellen Umfeld ist es Ublich, dass sich Werbeanlagen den Gebau-
den unterordnen und in die bauliche Situation einfugen.
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1.7 Stadtebauliche Eingriffsregelung

Im Rahmen der Bauleitplanung ist der erforderliche Ausgleich bzw. Ersatz nach den Vor-
schriften des Baugesetzbuches durchzufuhren. Uber die Notwendigkeit, die Art und den
Umfang von Ausgleichsmallnahmen nach der stadtebaulichen Eingriffsregelung ist jedoch
im Bauleitplanverfahren im Wege der Abwagung zu entscheiden.

Nach § 15 BNatSchG sind unvermeidbare Eingriffe in Natur und Landschaft ausgleichs-
pflichtig. Dies gilt gemaR § 18 BNatSchG auch im Zusammenhang mit der Bauleitplanung.
Grundsatzlich sollen die Ausgleichsmallinahmen unter Wahrung einer geordneten stadte-
baulichen Entwicklung die quantitative und qualitative Kompensation gewahrleisten.

Die Bewertung des Eingriffs und Ermittlung des Ausgleichs erfolgt auf Grundlage einer ver-
bal-argumentativen Bewertung unter Zuhilfenahme einer standardisierte Bewertungsme-
thode nach der Verordnung Uber die Durchfihrung von Kompensationsmallnahmen, das
Fuhren von Okokonten, deren Handelbarkeit und die Festsetzung von Ersatzzahlungen.

1.7.1 Anwendung der hessischen Kompensationsverordnung

Bei der Bewertung einzelner Schutzguter wird eine standardisierte Bewertungsmethode als
Hilfsmittel herangezogen, um die ,Biotopwertigkeit® zu erfassen und daruber hinaus die
Bedeutung bestimmter Formen der Bodennutzung fur Flora und Fauna abzuleiten. Das zu-
satzliche Heranziehen einer mathematischen Bewertungsmethode stellt ein geeignetes
Hilfsmittel zur annaherungsweisen Quantifizierung der Beeintrachtigung und ihres Aus-
gleichs dar. Der zu ermitteinde, unvermeidbare Eingriff beschrankt sich ausschlieBlich auf
die gegenluber dem bestehenden Planungsrecht ausgeldsten Eingriffe in die verschiedenen
Schutzguter. Durch die Anwendung der hessischen Kompensationsverordnung kénnen so-
mit sektorale Beeintrachtigungen quantifiziert und kompensiert werden. Die Bewertung des
Eingriffs erfolgt nach den aktuellen Erkenntnissen des wissenschaftlichen Naturschutzes.

Als Bewertungsgrundlage zur Ermittlung der Eingriffserheblichkeit dient eine Begutachtung
der Eingriffsflachen mit einer Bestandsaufnahme der Biotop- und Nutzungstypen. Die Bi-
lanzierung des Eingriffs erfolgt Uber die Hessische Kompensationsverordnung (KV) vom
26.0ktober 2018.

Tabelle 1- Bilanzierung in Anlehnung an die hessische Kompensationsverordnung 2018

Nutzungstyp nach Anlage 3 KV BWP/m? Flach?yjpeiﬁlur;[]zzungs— Biotopwert
Typ-Nr. | Bezeichnung vorher |nachher vorher nachher
Be-
stand

Neuanpflanzung von Hecken/GebuUschen (heimisch,
02.400 |standortgerecht, nur AulRenbereich), Neuanlage von 27 2.653 4.847 71.631 -130.869
Feldgehdlzen

Bache ohne flutende Wasservegetation, Gewas-

05.214 serstrukturguteklasse 3 oder schlechter 47 200 133 S0l - 6.251

05.461 Sonstige Staudenfluren an FlieRgewassern, inkl. 39 200 2 660 7 800 - 103.740
Neuanlage

10.510 | Sehr stark versiegelte Flachen 3 0 18.646 0 - 55.938

10.720 | Dachflache extensiv begrunt; begrinte Fundamente 19 0 6.059 0 -115.121
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11.191 | Acker, intensiv genutzt 16 30.504 0 488.064 -0
11,221 | Safinerscn genfiegte Aniagen i pesedeten B |1 I
Summe | 33,667 | 33,867 |576.895 | - 428.887
04.210 Baumgruppe/ Baumreihe einheimisch 34 80 57 2.720 - 1.938
Biotopwertdifferenz 148.790

1.7.2

Naturschutzfachlicher Ausgleich

Durch den Eingriff in Natur und Landschaft wird ein Biotopwertdefizit in Hohe von 148.790
Biotopwertpunkten ausgeldst.

Das Biotopwertdefizit soll im weiteren Verfahren durch konkrete MaBnahmen ausgeglichen

werden.

1.7.3 Belange des Umwelt- & Naturschutzes sowie der Landschaftspflege

Im Verfahren zur Aufstellung des Bebauungsplanes Nr. 35 C / 1 ,Elfringhduser Weg /
Arolser LandstraOe® wird eine Umweltprtfung nach § 2 Abs.4 Satz 1 BauGB durchgefuhrt.
Im Rahmen der frihzeitigen Beteiligung werden die Behérden und sonstigen Tréager
Offentlicher Belange Uber die Entwicklungsabsichten der Kreis- und Hansestadt Korbach
unterrichtet und zur AuRerung auch im Hinblick auf den erforderlichen Umfang und
Detaillierungsgrad der Umweltprifung aufgefordert.
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- Der Umweltbericht bildet gemaR § 2a BauGB einen gesonderten Teil der Begrundung -

2 Umweltbericht

2.1 Einleitung

2.1.1 Kurzdarstellung des Inhalts und der wichtigsten Ziele des
Bauleitplans

Die Kreis- und Hansestadt Korbach beabsichtigt die Inanspruchnahme landwirtschaftlich
genutzter Flachen zur Ausweisung von Gewerbeflachen.

Der rechtswirksame Bebauungsplan wurde mit dem Ziel aufgestellt, die planungsrechtli-
chen Voraussetzungen fur die Erweiterung der Firma Weidemann zu schaffen und die Még-
lichkeit zu er6ffnen, den Firmensitz des Unternehmens nach Korbach zu verlagern. Durch
die Aufstellung des Bebauungsplanes hat die Kreis- und Hansestadt Korbach unter Wah-
rung kommunaler und 6ffentlicher Interessen eine Basis fir endogene Entwicklungen ge-
schaffen, wodurch ein substanzieller Beitrag zur Sicherung und zum notwendigen Wachs-
tum der Arbeitsplatze des ansassigen Unternehmens und der Starkung seiner Investitions-
und Innovationskraft geleistet werden sollte. Die von der Kreis- und Hansestadt Korbach
beabsichtigten Ziele zur Entwicklung des ansassigen Unternehmens sind eingetreten, so-
dass seitens des Unternehmens nun weitere Erweiterungsabsichten vorgetragen wurden.
Demnach beabsichtigt das Unternehmen ein Schulungs- und Besucherzentrum zu errich-
ten. Durch die Einrichtungen beabsichtigt das Unternehmen den Standort in Korbach und
in der Region Nordhessen zu starken.

2.1.2 Darstellung der in einschlagigen Fachgesetzen und Fachplanen
festgelegten Ziele des Umweltschutzes

Bei der Aufstellung der Bauleitplane sind gem. § 1 Abs. 6 BauGB insbesondere die Belange
des Umweltschutzes, einschlielllich des Naturschutzes und der Landschaftspflege, zu be-
ricksichtigen. Hierzu zahlen gem. § 1 Absatz 6 Nr. 7 BauGB insbesondere

a) die Auswirkungen auf Tiere, Pflanzen, Flache, Boden, Wasser, Luft, Klima und das
Wirkungsgefuge zwischen ihnen sowie die Landschaft und die biologische Vielfalt,

b) die Erhaltungsziele und der Schutzzweck der Natura 2000-Gebiete im Sinne des
Bundesnaturschutzgesetzes,

c) umweltbezogene Auswirkungen auf den Menschen und seine Gesundheit sowie die
Bevolkerung insgesamt,

d) umweltbezogene Auswirkungen auf Kulturgtter und sonstige Sachguter,

e) die Vermeidung von Emissionen sowie der sachgerechte Umgang mit Abfallen und
Abwaéssern,

f) die Nutzung erneuerbarer Energien sowie die sparsame und effiziente Nutzung von
Energie,
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g) die Darstellungen von Landschaftsplanen sowie von sonstigen Planen, insbeson-
dere des Wasser-, Abfall- und Immissionsschutzrechts,

h) die Erhaltung der bestmaéglichen Luftqualitat in Gebieten, in denen die durch Rechts-
verordnung zur Erfullung von Rechtsakten der Européischen Union festgelegten Im-
missionsgrenzwerte nicht Uberschritten werden,

i) die Wechselwirkungen zwischen den einzelnen Belangen des Umweltschutzes nach
den Buchstaben a bis d,

j) unbeschadet des § 50 Satz 1 des Bundes-Immissionsschutzgesetzes, die Auswirkun-
gen, die aufgrund der Anfalligkeit der nach dem Bebauungsplan zuldassigen Vorha-
ben fur schwere Unfélle oder Katastrophen zu erwarten sind, auf die Belange nach
den Buchstaben a bis d und i.

Durch die Umweltprafung werden die auf Grundlage der Anlage 1 zum Baugesetzbuch er-
heblichen Umweltauswirkungen ermittelt und in dem vorliegenden Umweltbericht beschrie-
ben und bewertet. Der Umweltbericht bildet einen gesonderten Teil der Begrindung. Das
Ergebnis der Umweltprifung ist gem. § 2 Abs. 4 Satz 4 BauGB in der Abwagung zu bertck-
sichtigen. Die Umweltprufung bezieht sich ausschlieBlich auf den bisher unbeplanten Be-
reich, der als Ackerflache genutzt wird.

Fur die abzuhandelnden Schutzguter sind die jeweiligen Fachgesetze, in denen die allge-
meinen (nicht abschlieBenden) Grundsatze und Ziele definiert werden, von Bedeutung.

Tabelle 2 — Umweltbericht // Rechtliche Grundlagen

Schutzgut ‘ Fachgesetz ‘ Grundsatze und Zielaussagen

Baugesetzbuch Sparsamer und schonender Umgang mit Grund und Boden durch Wie-
dernutzbarmachung von Flachen, Nachverdichtung und Innenentwick-
lung zur Verringerung zusétzlicher Inanspruchnahme von Béden (Bo-

denschutzklausel).

[BauGB]

Bundesboden-
schutzgesetz
[BBodSchG]

Nachhaltige Sicherung oder Wiederherstellung der Funktionen des Bo-
dens. Schadliche Bodenveranderungen abzuwehren, der Boden und
Altlasten sowie hierdurch verursachte Gewasserverunreinigungen zu
sanieren und Vorsorge gegen nachteilige Einwirkungen auf den Boden
zu treffen. Bei Einwirkungen auf den Boden sollen Beeintrachtigungen
seiner naturlichen Funktionen sowie seiner Funktion als Archiv der Na-
tur- und Kulturgeschichte so weit wie méglich vermieden werden.

Boden

Baugesetzbuch
[BauGB]

Mit Grund und Boden soll sparsam und schonend umgegangen werden;
dabei sind zur Verringerung der zuséatzlichen Inanspruchnahme von
Flachen fur bauliche Nutzungen die Moglichkeiten der Entwicklung der
Gemeinde insbesondere durch Wiedernutzbarmachung von Flachen,
Nachverdichtung und andere MaBnahmen zur Innenentwicklung zu nut-
zen sowie Bodenversiegelungen auf das notwendige Mal zu begrenzen.
Landwirtschaftlich, als Wald oder fur Wohnzwecke genutzte Flachen
sollen nur im notwendigen Umfang umgenutzt werden.

Flache

Bundesnatur-
schutzgesetz
[BNatSchG]

GroRflachige, weitgehend unzerschnittene Landschaftsraume sind vor
weiterer Zerschneidung zu bewahren. Die erneute Inanspruchnahme
bereits bebauter Flachen sowie die Bebauung unbebauter Flachen im
beplanten und unbeplanten Innenbereich, soweit sie nicht fur Granfla-
chen vorgesehen sind, hat Vorrang vor der Inanspruchnahme von Frei-
flachen im AuBenbereich. Verkehrswege, Energieleitungen und ahnli-
che Vorhaben sollen landschaftsgerecht gefuhrt, gestaltet und gebun-
delt werden.

Wasser

Wasserhaushalts-
gesetz [WHG]

Hessische Was-
sergesetz [HWG]

Sicherung der Gewasser als Bestandteil des Naturhaushaltes und als
Lebensraum fur Tiere und Pflanzen und deren Bewirtschaftung zum
Wohl der Allgemeinheit und zur Unterlassung vermeidbarer Beeintrach-
tigung ihrer 6kologischen Funktionen.

Schutz der Gewasser vor vermeidbaren Beeintrachtigungen und die
sparsame Verwendung des Wassers sowie die Bewirtschaftung von Ge-
wassern zum Wohl der Allgemeinheit.

28




BIGw

Umweltbericht zum Bebauungsplan Nr. 35 C / 1 "Elfringhauser Weg / Arolser LandstraBe"

Bundesimmissi-

Schutz des Menschen, der Tiere und Pflanzen, des Bodens, des Was-

malschutzgesetz
[HDSchG]

onsschutzgesetz sers, der Atmosphére sowie der Kultur- und Sachguter vor schadlichen
Luft, Umwelteinwirkungen (Immissionen) sowie Vorbeugung hinsichtlich des
Klima [BImSchG] Entstehens von Immissionen (Gefahren, erhebliche Nachteile und Be-
lastigungen durch Luftverunreinigung, Gerdusche, Erschutterungen,
Licht, Warme, Strahlen und &hnlichen Erscheinungen).
Baugesetzbuch Bei der Aufstellung von Bauleitplanen sind insbesondere die Belange
[BauGB] des Umweltschutzes, einschlieRlich des Naturhaushaltes und der Land-
schaftspflege insbesondere die Auswirkungen auf Tiere, Pflanzen, Bo-
den, Wasser, Klima und das Wirkungsgefuge zwischen ihnen sowie die
Landschaft und die biologische Vielfalt, die Erhaltungsziele und der
Schutzzweck der Gebiete von gemeinschaftlicher Bedeutung und der
Européischen Vogelschutzgebiete, sowie die Vermeidung und der Aus-
gleich voraussichtlich erheblicher Beeintrachtigungen des Land-
schaftsbildes sowie der Leistungs- und Funktionsfahigkeit des Natur-
haushaltes von seinen in § 1, Absatz 6 Nr. 7a bezeichneten Bestand-
Pflanzen, teilen  (Eingriffsregelung des Bundesnaturschutzgesetzes) zu
. bertcksichtigen.
Tiere,

. . Bundesnatur- Natur und Landschaft sind aufgrund ihres eigenen Wertes und als Le-
Biologische schutzgesetz bensgrundlage des Menschen auch in Verantwortung kianftiger Gene-
Vielfalt [BNatSchG] rationen im besiedelten und unbesiedelten Bereichen zu schutzen, zu

pflegen, zu entwickeln und soweit erforderlich wiederherzustellen, dass
die Leistungs- und Funktionsfahigkeit des Naturhaushaltes, die Rege-
nerationsfahigkeit und die nachhaltige Nutzungsfahigkeit der Naturgu-
ter, die Tier und Pflanzenwelt einschlieflich ihrer Lebensstatten und
Lebensrdaume, sowie die Vielfalt, Eigenart und Schénheit, sowie der der
Erholungswert von Natur und Landschaft auf Dauer gesichert sind
FFH- und Vogel- Schutz und Erhaltung der naturlichen Lebensrdume sowie der wildle-
schutzrichtlinie benden Tiere und Pflanzen von gemeinschaftlicher Bedeutung zur Si-
cherstellung einer biologischen Vielfalt und insbesondere die Erhaltung
wildlebender Vogelarten.
Baugesetzbuch Vermeidung/Ausgleich voraussichtlich erheblicher Beeintrachtigungen
[BauGB] des Landschaftsbildes sowie der Leistungs- und Funktionsfahigkeit des
Landschaft Naturhaushaltes.
Baugesetzbuch Berucksichtigung der Belange des Umweltschutzes bei der Aufstellung
[BauGB] der Bauleit-plane, insbesondere die Vermeidung von Emissionen.
Bundesimmissi- Schutz des Menschen, der Tiere und Pflanzen, des Bodens, des Was-
onsschutzgesetz sers, der Atmosphéare sowie der Kultur- und Sachguter vor schadlichen
Umwelteinwirkungen (Immissionen) sowie Vorbeugung hinsichtlich des
Mensch [BIMSchG] S : -
Entstehens von Immissionen (Gefahren, erhebliche Nachteile und Be-
lastigungen durch Luftverunreinigung, Gerdusche, Erschutterungen,
Licht, Warme, Strahlen und &hnlichen Erscheinungen).
Bundesnatur- Naturlandschaften und historisch gewachsene Kulturlandschaften,
schutzgesetz auch mit ihren Kultur-, Bau- und Bodendenkmalern sind vor Verunstal-
Kultur- und [BNatSchG] tung, Zersiedelung und sonstigen Beeintrachtigungen zu bewahren.
Sachguter Hessisches Denk-

Kulturdenkmaler als Quellen und Zeugnisse menschlicher Geschichte
und Entwicklung zu schitzen und zu erhalten sowie darauf hinzuwirken,
dass sie in die stadtebauliche Entwicklung, Raumordnung und den Er-
halt der historisch gewachsenen Kulturlandschaft einbezogen werden.
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Tabelle 3 — Fachplanungen

Fachplanungen

| Grundsatze und Zielaussagen

Regionalplan Nordhessen 2009

Vorranggebiet fur Landwirtschaft
Vorbehaltsgebiet fur Landwirtschaft (deutlich untergeordnet)

Landesentwicklungsplan Hessen 2020

Keine relevanten Entwicklungsziele

Landschaftsrahmenplan
Nordhessen 2000

Die Karte Zustand und Bewertung beschreibt fur das Plangebiet einen
,mafig strukturierten, ackerbaulich gepragten, unbewaldeten Raum
mittlerer Strukturvielfalt”. Der raumliche Geltungsbereich ist kein Ge-
genstand eines avifaunistisch wertvollen Bereichs.

Die Entwicklungskarte zum Landschaftsrahmenplan Nordhessen 2000
beschreibt fur die Flachen des Plangebietes keine relevanten Ziele.

Landschaftsplan der Kreis- und Han-
sestadt Korbach

Landschaftsplan der Kreis- und Hansestadt Korbach

Der Bestands- und der MaRnahmenplan zum Landschaftsplan der Stadt
Korbach beschreiben die verfahrensgegenstandlichen Flachen als
Ackerland.

Flachennutzungsplan Kreis- und Han-
sestadt Korbach

Flache fur die Landwirtschaft
Gasleitung

2.2 Beschreibung

und Bewertung der erheblichen

Umweltauswirkungen auf

2.2.1 Die Schutzguter Boden und Flache

Bestandsaufnahme

Flache:

Boden:

30

Bei den verfahrensgegenstandlichen Flachen handelt es
sich um einen als Acker genutzten Bereich. Im Norden der
Flache verlauft eine bestehende Gasdruckhochleitung.

Die Boden des Plangebietes lassen sich in die Bodenhaupt-
gruppe 4 — ,Boéden aus kolluvialen Sedimenten®, Gruppe
4.5 — ,Boden aus Abschwemmungsmassen solifluidaler
Substrate® und die Untergruppe 4.5.3 — ,Bdden aus Ab-
schwemmungsmassen mit basenarmen Gesteinsanteilen®
einordnen. Die Bodeneinheit wird als ,Kolluvisole mit Pseu-
dogley-Kolluvisolen® beschrieben. Das Grundmaterial
(Substrat) besteht aus 6 bis >10 Dezimeter Kolluvialsand,
-schluff oder -lehm Uber FlieRerde (Haupt- und/oder Mit-
tellage) uUber FlieRschutt (Basislage) mit siliziklastischem
Sedimentgestein (Zechstein).

Das Untersuchungsgebiet liegt innerhalb des hydrogeolo-
gischen Teilraums "Trias und Zechstein westlich der Nie-
derhessischen Senke". Der am Ostrand des Rheinischen
Schiefergebirges ausstreichende Saum des Zechsteins
fallt nach Osten bis Studosten ein und streicht daher nur in
einem wenige Kilometer breiten Saum aus. Nach Osten
bzw. Sudosten wird er Uberlagert von denklastischen Se-
dimentgesteinen des Buntsandsteins. Das Grundwas-
serdargebot im Zechstein wird nur lokal genutzt, wobei we-
gen geringer Schutzwirkung der Deckschichten haufig hy-
gienische Probleme bestehen. Der Untere und Mittlere
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Buntsandstein bilden dagegen einen ergiebigen Kuftgrund-
wasserleiter, der von grofRer Bedeutung fur die regionale
Wasserversorgung ist. Die Gesteine des Muschelkalks
werden dagegen wegen hygienischer Probleme und der ge-
ringen Verbreitung nicht far die 6ffentliche Trinkwasserge-
winnung genutzt.

Als Grundlage fur Planungsbelange aggregiert die Boden-
funktionsbewertung (Quelle: BodenViewer Hessen) ver-
schiedene Bodenfunktionen (Nitratruckhalt, Feldkapazitat,
Ertragspotenzial, Lebensraum,) zu einer Gesamtbewer-
tung. Die Boden des Plangebietes werden mit einem gerin-
gen Bodenfunktionserfullungsgrad bewertet. Dabei wurde
die Feldkapazitat und das Nitratruckhaltevermdgen mit ge-
ring sowie die Standorttypisierung und das Ertragspoten-
tial mit mittel bewertet. Nach dem BodenViewer Hessen
liegt die Acker- und Grunlandzahl in weiten Teilen GUberwie-
gend zwischen 35 und 45.

Der Boden des Untersuchungsgebietes Ubernimmt auf-
grund der Bewirtschaftungsform eingeschrankte Funktio-
nen als Lebensraum fur Menschen, Tiere, Pflanzen und Bo-
denorganismen. Aufgrund der landwirtschaftlichen Ein-
trage in Form von Pflanzenschutzmittel, Nitrat und
Phosphat sind auch die Funktionen im Wasser- und Nahr-
stoffhaushalt beschrankt.

Nach aktuellem Stand der Altflachendatei des Landes Hes-
sen sind im Umfeld des Geltungsbereiches keine entspre-
chenden Flachen vorhanden. Seltene oder gefahrdete Bo-
denarten, wie Moore bzw. besonders nahrstoffarme Bdden,
sind nicht vorhanden. Ein besonderes Entwicklungspoten-
zial des Bodens ist nicht festzustellen. Der Boden im Gel-
tungsbereich hat keine Bedeutung als Archiv der Natur-
und Kulturgeschichte.

Seltene oder gefédhrdete Bodenarten, wie Moore bzw. be-
sonders nahrstoffarme Bdden, sind nicht vorhanden. Ein
besonderes Entwicklungspotenzial des Bodens ist nicht
festzustellen.

Eingriffe werden durch den Vollzug des Bebauungsplanes bau-, betriebs-, und anlagenbedingt
verursacht:
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Baubedingt

Betriebsbedingt

Anlagenbedingt

e Temporare Beeintrachtigungen durch Baustellenfahr-
zeuge in Form von Bodenverdichtungen und Erschut-
terungen

e Verluste von Bodenfunktionen durch Abgrabungen und
Aufschuttungen (Bodenbewegungen und Bodenzwi-
schenlagerungen)

e In Abhangigkeit von den zum Einsatz kommenden Bau-
maschinen kann es bei feuchten Witterungsverhaltnis-
sen zu einer ungunstigen Verdichtung des Bodens
kommen

e Beeintrachtigungen durch méglich Eintrage (Streusalz,
Bremsen- und Reifenabrieb, austretende Treib- und
Schmierstoffe)

e Verlust samtlicher Bodenfunktionen durch Voll- und
Teilversiegelungen

e Beeintrachtigungen durch Schulungsbetrieb in Form
von Bodenverdichtungen und Erschutterungen
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Durch die Prufung der Auswirkungen auf Flache und Boden sowie der Bertcksichtigung anderer
Abwagungsbelange (z.B. der Bodenschutzklausel, der Begrenzung der Bodenversiegelung oder
der gesunden Wohn- und Arbeitsverhaltnisse) legt die Kreis- und Hansestadt Korbach verbindli-
che Mallnahmen zur Vermeidung von nachteiligen Auswirkungen und Minimierung der Auswirkun-

gen fest.

Vermeidung

Minimierung

32

e Inanspruchnahme bereits verkehrlich und infrastruktu-
rell angebundener Flachen

Durch die Inanspruchnahme bereits erschlossener Bauge-

bietsflachen kénnen zusétzliche ErschlieBungsmalBnahmen

vermieden werden.

e Malnahmen zum Schutz von B6den und Bodenmaterial
bei der Umlagerung

Die geltenden bodenschutzrechtlichen Vorschriften sind zu
beachten und einzuhalten. Mutterboden, der bei der Er-
richtung und Verdnderung baulicher Anlagen sowie bei we-
sentlichen anderen Verdnderungen der Erdoberfléche aus-
gehoben wird, ist gem. § 202 BauGB in nutzbarem Zustand
zu erhalten und vor Vernichtung oder Vergeudung zu
schutzen.

e Keine Inanspruchnahme von geschitzten Archiv- oder
Kulturboden

e Inanspruchnahme von Boéden der Wertstufe gering
nach Bodenfunktionsbewertung

Durch die Inanspruchnahme von Bdden mit einer geringen

Bodenfunktionsbewertung nach Bundes-Bodenschutzge-

setz kénnen die Auswirkungen minimiert werden

e Begrenzung der Uberbaubaren Grundflachenzahl
Es wird eine Grundfldchenzahl bestimmt, die die Inan-
spruchnahme der Béden minimiert

e Reduzierung des Versiegelungsgrads durch Vorgaben
zur Anlage von Grinflachen

In den Baugebieten sind mindestens 80 Prozent der nicht

Uberbaubaren Grundstiucksfldchen als Grinfldche anzule-

gen und zu bepflanzen.

e Verpflichtende Dachbegrinung mit entsprechendem
Substrataufbau

Die Dachflachen sind mit einem mindestens 8 Zentimeter

starken durchwurzelbaren Substrataufbau zu versehen und

dauerhaft extensiv zu begrinen. Hierdurch kann anfallen-

des Niederschlagswasser zwischengespeichert und zeit-

versetzt abgegeben werden.

e FEinleitung von unbelasteten Niederschlagswasser in
FlieRgewasser

Durch die zentrale Einleitung des unbelasteten Nieder-

schlagswassers in das FlieBgewdsser kann das anfallende

Niederschlagswasser vor Ort verwertet werden.

¢ Verwendung von standortgerechten Arten (Boden-
schutz)

Die Verwendung standortgerechter einheimischer Gehdlze

wird festgesetzt, damit sich Anpflanzungen mit geringem

Pflegeaufwand optimal entwickeln.

e Flachen zur Pufferung ékologisch empfindlicher Berei-
che (FlieRgewasser)



]
BI¢W Umweltbericht zum Bebauungsplan Nr. 35 C / 1 "Elfringhauser Weg / Arolser Landstrale*”

Um den temporédr wasserfuihrenden Graben ist ein Gewdés-
serrandstreifen von 10 Meter freizuhalten

Durch den verbindlichen Bauleitplan entstehen verschiedene Wirkfaktoren, die sich bei einer Be-
bauung auf die Bodenfunktion bzw. Bodenteilfunktion auswirken. Durch den Vollzug des Bebau-
ungsplanes kommt es unter anderem zu Flachenneuversiegelungen, Verdichtungen sowie Auf-
trag, Abtrag und Uberdeckung. Dadurch ist in diesem Bereich von einem vollstandigen Verlust
der landwirtschaftlichen Nutzbarkeit der Boden, der Flora, der Funktion des Wasserhaushaltes
und der Archivfunktion auszugehen. Die beanspruchten Flachen stehen der landwirtschaftlichen
Nutzung nicht zur Verfugung, natirliche Bodenprozesse werden im Bereich der Voll- und Teilver-
siegelungen weitgehend unterbunden.

Die Flacheninanspruchnahme wird als dauerhafte Beeintrdchtigung eingestuft. Hierbei handelt
es sich um eine unwiederbringliche Zerstérung vorhandener Bodenfunktionen, die zu kompensie-
ren ist. Die Verpflichtung, unvermeidbare Eingriffe auszugleichen (AusgleichsmaBnahmen),
ergibt sich aus § 15 Abs. 1 und 2 des Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG). Zur dauerhaften
Sicherung der Leitungs- und Funktionsfahigkeit des Naturhaushalts sind gem. § 1 Abs. 3 Nr. 2
BNatSchG Boden so zu erhalten, dass sie ihre Funktion im Naturhaushalt erfullen kénnen. Die
Arbeitshilfe ,Kompensation des Schutzgutes Boden in der Bauleitplanung nach BauGB* des hes-
sischen Landesamtes fur Umwelt und Geologie fuhrt hierzu aus, dass ,bei allen bodenfunktions-
bezogenen KompensationsmaBnahmen die Wirkungszusammenhdnge mit den anderen Schutzgu-
tern Mensch, Tier/Pflanzen, Wasser, Klima/Luft, Landschaft sowie Kultur- und Sachgiter zu be-
rucksichtige sind. Insbesondere Boden und Wasser sowie Boden und Vegetation weisen oft sehr
enge Zusammenhadnge auf®.

Fur die Bewertung des Schutzgutes Boden wird daher eine standardisierte Bewertungsmethode
als Hilfsmittel herangezogen, um die ,Biotopwertigkeit® zu erfassen. Aus der Bedeutung fur Flora
und Fauna wird dann die Bedeutung fur den Boden abgeleitet. Die unvermeidbaren Eingriffe wer-
den schutzgutubergreifend ausgeglichen.

2.2.2 Die Schutzguter Pflanzen, Tiere und biologische Vielfalt

Bestandsaufnahme

Vegetation: Bei dem Plangebiet handelt es sich um landwirtschaftlich ge-
nutzte Flachen in Form von intensiv bewirtschafteten Ackern.
Nordlich und 6stlich der Flache befinden sich anschliefende
Geholzbestande. Das Gebiet wird von West nach Ost von einer
Grabenparzelle durchschnitten. Der Graben fuhrt lediglich
temporar Wasser und weist nur wenige Einzelgehdlze, aber
keinen feuchten Ufersaum, auf.

Es sind keine nach § 30 BNatSchG geschutzten Biotope inner-
halb des Plangebietes vorhanden.

Artenschutz: Fur das Plangebiet wurde ein Artenschutzgutachten im August
2017 erstellt, bei welchem die Artengruppen Reptilien,
Schmetterlinge, Fledermé&use und Vogel untersucht wurden.
Die Ergebnisse des Artenschutzgutachten sind Bestandteil der
folgenden Bestandsaufnahme.

Amphibien: Die Eigenschaften des Habitats von Amphibien reichen von
geschlossenen, waldigen Lebensrdumen bis zu offenen, ext-
rem vegetationsarmen Landschaften in den ersten Sukzessi-
onsstadien. Die Habitate bestehen zumeist aus zwei nahe bei-
einander liegenden Biotoptypen: einem aquatischen (Laichge-
wasser) und einem terrestrischen (Landhabitat) Habitat.
Aufgrund der ortlichen Gegebenheiten kann ein Vorkommen
von Amphibien mit hinreichender Wahrscheinlichkeit ausge-
schlossen werden. Es sind keine Laichgewd&sser im
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Reptilien:

Wirbellose

Saugetiere:

Vogel:
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Geltungsbereich bzw. in unmittelbarer Ndahe zum Geltungsbe-
reich vorhanden.

Die Habitate von Reptilien sind auf bestimmte Lebensraumty-
pen beschrankt. Neben strukturierten Hangen, Heiden und
Wiesen sind Ton-, Sand- und Kiesgruben, Felsen und Stein-
briuche, Hangmauern, Ruderalstellen und -flachen sowie
Feuchtgebiete Lebensrdume, in denen Reptilien zu erwarten
sind.

Bdschungen stellen potentielle Habitate fur Reptilien dar. Auf-
grund der nordexponierten Lage und der vorhandenen Vege-
tation schwindet die Anziehungskraft als Lebensraums fur
Reptilien. Im Plangebiet wurde im Rahmen der Untersuchun-
gen zum Artenschutzgutachten kein Vorkommen von Reptilien
festgestellt.

Tagfalter besiedeln verschiedene terrestrische Lebensraume.
In der Agrarlandschaft stellen vor allem extensive Wiesen und
Saume ein wichtiges Habitat dar. Die Flache stellt durch ihre
intensive Nutzungsintensitdt kein geeignetes Habitat fur
Schmetterlinge dar. Laut Artenschutzgutachten liegen im Un-
tersuchungsgebiet keine Hinweise auf Vorkommen von FFH-
Arten vor.

Insekten stellen die artenreichste Klasse der Tiere dar und be-
siedeln nahezu jeden Lebensraum. Der Ruckgang der Insekten
ist dabei auf verschiedene Ursachen zurlckzufuhren (z.B.
Landnutzungswandel, Nutzungsintensivierung, Flachenver-
brauch u.a.). Die das Gebiet begrenzenden Gehdlze bieten
Ruckzugsraume und Verbindungskorridore.

Im Planungsraum ist ein eingeschranktes Artenspektrum von
Saugetieren zu erwarten. Die angrenzenden Strallen wirken
als Barriere. Im Planungsraum ist daher ein eingeschranktes
Artenspektrum von S&ugetieren zu erwarten. Vorkommen ge-
schutzter Arten sind fur das Gebiet nicht bekannt. Fur Fleder-
mause stellt der Planungsraum allenfalls ein Nahrungshabitat
dar.

Bei den Untersuchungen im Rahmen des Artenschutzgutach-
tens wurden vier Fledermausarten (GroBer Abendsegler
Nyctalus noctula, Kleiner Abendsegler Nyctalus leisleri,
Zwergfledermaus Pipistrellus pipistrellus und eine unbe-
stimmte Art der Gattung Myotis spec.) festgestellt. Das zent-
rale Plangebiet (freie Ackerflache) hat fur Fledermausarten
wegen fehlender Geholzstrukturen keine wesentliche Bedeu-
tung. Da die angrenzenden Gehodlze, die als Leitlinie v.a. fur
die Zwergfledermaus zur Nahrungssuche dienen, von Vorha-
ben nicht betroffen sind, ergibt sich hieraus keine arten-
schutzrechtliche Problematik. Quartierstrukturen fur Fleder-
mause konnten in den Geholzen nicht festgestellt werden.

Im Rahmen der Untersuchungen zum Artschutzgutachten sind
in dem Plangebiet keine Nistplatze von Brutvogeln festgestellt
worden. Die angrenzenden Geholzstrukturen werden als Brut-
habitat von der Goldammer genutzt. Dabei wurden zwei Re-
viere festgestellt.

Fur die Feldlerche, die in Hessen als Art der Vorwarnliste fur
die Rote Liste der Brutvogel gefuhrt wird und die nach
BNatSchG zu den besonders geschutzten Arten gehoért, kann
mit ausreichender Wahrscheinlichkeit angenommen werden,
dass sie die Flachen nicht als Brutrevier nutzt. Bei den
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Untersuchungen wurden zwei Feldlerchen-Reviere aullerhalb
des gegenstandlichen Plangebiets festgestellt. Ein Vorkom-
men von Feldlerchen auf der Flache ist auszuschlieen, da an-
grenzend durchgéangig Bautatigkeiten stattfinden. Der Larm
der Bautatigkeiten sowie die Stoérwirkung durch die angren-
zend an den Geltungsbereich verlaufende Strale lassen da-
rauf schlieBen, dass die Art von der Planung nicht betroffen
ist.

Eingriffe werden durch den Vollzug des Bebauungsplanes bau-, betriebs-, und anlagenbedingt
verursacht:
Baubedingt e Temporare Beeintrachtigungen durch Baustellenfahr-
zeuge
e Temporare Beeintrachtigungen durch Staub-, Larm- und
Lichtemissionen, ausgehend von Baumaschinen und dem
Baustellenverkehr
e Inanspruchnahme von Flachen, die als Habitat dienen kén-
nen, durch Baustelleneinrichtungen, Bodenmieten und
Materiallagerung

Betriebsbedingt

Beeintrachtigungen durch Larm- und Lichtemissionen
e Beeintrachtigung durch Bewegung
e Beeintrachtigungen durch stoffliche Emissionen (Abgabe)

Anlagenbedingt

Silhouettenwirkungen der baulichen Anlagen
e Inanspruchnahme der Grabenparzelle fur eine Uberque-
rung

Durch die Prufung der Auswirkungen auf Pflanzen und Tiere sowie der BerlUcksichtigung anderer
Abwagungsbelange (z.B. der Bodenschutzklausel, der Begrenzung der Bodenversiegelung oder
der gesunden Wohn- und Arbeitsverhaltnisse) legt die Kreis- und Hansestadt Korbach verbindli-
che MaRnahmen zur Vermeidung von nachteiligen Auswirkungen und Minimierung der Auswirkun-
gen fest.
Vermeidung e Standortwahl, keine Inanspruchnahme gesetzlich ge-
schitzter Biotope oder Schutzgebiete
Im Plangebiet wurden keine nach § 30 BNatSchG geschltztes
Biotop festgestellt. Es werden keine héherwertigen Strukturen
in Anspruch genommen. Der Standort ist geprdgt durch be-
reits hohe Barrierewirkungen (angrenzenden Gewerbegebiet,
Stralen).

e Baufeldfreimachung auBerhalb der Brut- und Setzzeiten
Aufgrund der Ergebnisse der avifaunistischen Begehungen im
Zuge des Artenschutzgutachtens hat die Entfernung der Ge-
hdélze sowie die Baufeldfreimachung aulerhalb der Brut- und
Setzzeiten, zwischen dem 1. Oktober und dem 28. Februar des
Folgejahres, zu erfolgen. AuBBerhalb dieses Zeitraumes ist vor
dem Eingriff eine fachgutachterliche Kontrolle des Baufeldes
auf mdégliche Brutstétten durchzuftihren und das Vorliegen von
Reproduktionsstétten sicher auszuschlieBen bzw. MaBnahmen
zur Vermeidung von Beeintrdchtigungen gem. § 44 BNatSchG
mit dem Fachdienst Natur- und Landschaftsschutz des Land-
kreises Waldeck-Frankenberg abzustimmen. Hierdurch soll
das Eintreten von Verboten nach § 44 BNatSchG sicher ver-
mieden werden.

e Erhalt von Hecken und Geholzen
Hecken und Gehdlze am ndrdlichen Rand des Geltungsbe-
reichs sind zu erhalten.
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¢ Schaffung von Ruderalflachen mit einem Angebot an Krau-
tern, Samen und Frichten als Nahrungsflachen fir samen-
fressende Vogel

Zur Kompensation von Stérungen durch verkleinerte Nah-

rungshabitate sind im Bereich der Stadt Korbach (FlieSgewds-

ser) Ruderalfldchen herzustellen, die eine lickige Vegetati-

onsstruktur und ein gutes Angebot an Wildkrdautern aufweisen.

Minimierung e Entwicklung von Geholzstrukturen durch Verlagerung der
bestehenden Ortsrandeingrinung

Die Festsetzung zur Anpflanzung von Gehdlzstrukturen dient
der Eingrunung des Plangebietes in Natur und Landschaft so-
wie der Sicherstellung eines Mindestanteils 6kologisch wirk-
samer Vegetationsstrukturen, die Nahrungs- und Rickzugs-
rdume insbesondere fur Insekten- und Vogelarten innerhalb
des intensiv landwirtschaftlichen Offenlands bieten.

e Verwendung einheimischer Gehélze

Die Verwendung standortgerechter einheimischer Gehdlze
wird festgesetzt, damit sich Anpflanzungen mit geringem Pfle-
geaufwand optimal entwickeln und Nahrungsgrundlage sowie
Lebensrdume fur die heimische Tierwelt bieten. Die Verwen-
dung einheimischer Gehdlze dient der langfristigen Erhaltung
des gebietstypischen Charakters der vorhandenen Vegeta-
tion.

e Verwendung insektenschonender Leuchtmittel

Durch die Verwendung von insektenschonender Leuchtmittel
soll die Lockwirkung fur Insekten und Fledermduse minimiert
werden.

o Verpflichtende Dachbegrinung mit extensiver Begrinung
Die Dachflachen sind mit einem mindestens 8 Zentimeter star-
ken durchwurzelbaren Substrataufbau zu versehen und dau-
erhaft extensiv zu begrinen. Die Fldchen erweitern das Nah-
rungshabitat fur Insekten und Végel kénnen hier insbesondere
Brutvégeln wie z.B. der Goldammer als Nahrungsfldche die-
nen.

Durch die MaBnahmen zur Vermeidung und Minimierung der Eingriffe in Natur und Landschaft
konnen okologisch wirksame Ersatzlebensrdume fur Tier- und Pflanzenarten in dem Gewerbe-
und Industriegebiet geschaffen und ein Beitrag zur Erhéhung der Biodiversitat geleistet werden.
Die Ersatzlebensraume kénnen in Verbindung mit Biotopstrukturen der Umgebung zu einer Ver-
netzung von Lebensraumen beitragen und im intensiv landwirtschaftlich gepragten Raum als Nah-
rungs- und Ruckzugsraum dienen. Trotz der Inanspruchnahme von bisher nicht versiegelten Fla-
chen werden keine nachteiligen Auswirkungen auf die Biodiversitat des Geltungsbereiches prog-
nostiziert.

Die Verpflichtung, unvermeidbare Eingriffe auszugleichen (Ausgleichsmalnahmen), ergibt sich
aus § 15 Abs. 1 und 2 des Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG). Fur die Bewertung der
Schutzguter Pflanzen und Tiere wird daher eine standardisierte Bewertungsmethode als Hilfsmit-
tel herangezogen, um die ,Biotopwertigkeit” zu erfassen. Die unvermeidbaren Eingriffe werden
schutzguttubergreifend ausgeglichen. Im weiteren Verfahren sind konkrete Ausgleichsmalinah-
men zum Ausgleich des Biotopwertdefizits festzulegen. Fur die Querung des FlieRgewassers ist
ein funktionaler Ausgleich festzulegen.
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2.2.3 Das Schutzgut Wasser

Bestandsaufnahme

Wasser:

37

Die verfahrensgegenstandlichen Flachen befinden sich innerhalb
von Schutzgebieten nach dem Wasserhaushaltsgesetz. Das Ge-
biet liegt in Zone Il A (weitere Schutzzone, innerer Bereich) der
Verordnung zum Schutze der Trinkwassergewinnungsanlage der
Stadtwerke Korbach GmbH (jetzt Energie Waldeck-Frankenberg
GmbH), des Wasserbeschaffungsverbandes ,Waroldern® in Twis-
tetal, des Wasserbeschaffungsverbandes ,Upland® in Willingen
(Upland) und des Wasserbeschaffungsverbandes ,Eisenberg” in
Lichtenfels, Landkreis Waldeck-Frankenberg vom 13. Oktober
1981, zuletzt geandert mit Anderungsverordnung vom 7. Mérz
2002.

Da der Geltungsbereich in einem Trinkwasserschutzgebiet der
Zone Ill A liegt, sind bei allen dort geplanten Malknahmen entspre-
chende Vorkehrungen zum Schutz des Grund-wassers zu treffen

Innerhalb des raumlichen Geltungsbereiches befinden sich ein
FlieRgewdasser. Hierbei handelt es sich um den Oberlauf des Fliel3-
gewassers ,Wollbeutel* (44412). Das Flurstick weist Gewéasser-
eigenschaften auf. Es ist somit kein Gewdasser von untergeordne-
ter Bedeutung nach Wasserhaushaltsgesetz und Hessischen Was-
sergesetz und nicht von den Wassergesetzen ausgenommen.
Daher muss ein 10,0 Meter breiter Gewasserrandstreifen einge-
halten werden

Fur das Gewasser besteht ein beidseitiger Gewasserrandstreifen
mit je 10,0 Meter Breite. Der Gewadasserrandstreifen umfasst ge-
mal § 38 Wasserhaushaltsgesetz das Ufer und den Bereich, der
an das Gewasser landseits der Linie des Mittelwasserstandes an-
grenzt. Er bemisst sich ab der Linie des Mittelwasserstandes, bei
Gewadssern mit ausgepragter Bdschungsoberkante ab der Bo-
schungsoberkante. Gemall § 23 Abs. 1 Satz 1 Hessisches Was-
sergesetz ist der Gewasserrandstreifen im Aullenbereich zehn
Meter und im Innenbereich im Sinne der §§ 30 und 34 des Bauge-
setzbuches funf Meter breit.

Dier FlieRrichtung des FlieBgewassers erfolgt in ¢stliche Richtung,
sodass es die engere Trinkwasserschutzzone Il durchquert. Sons-
tige oberflachennahe Gewasser sind nicht bekannt.

Das Untersuchungsgebiet befindet sich in dem Hydrogeologi-
schen GroRraum ,Mitteldeutsches Bruchschollenland® und glie-
dert sich weiter in die Raume ,Mitteldeutscher Buntsandstein* und
Teilraum ,Trias und Zechstein westlich der Niederhessischen
Senke®. Der am Ostrand des Rheinischen Schiefergebirges aus-
streichende Saum des Zechsteins fallt nach Osten bis Sudosten
ein und streicht daher nur in einem wenige Kilometer breiten Saum
aus. Nach Osten bzw. Sudosten wird er Uberlagert von denklasti-
schen Sedimentgesteinen des Buntsandsteins. Das Grundwas-
serdargebot im Zechstein wird nur lokal genutzt, wobei wegen ge-
ringer Schutzwirkung der Deckschichten haufig hygienische Prob-
leme bestehen. Der Untere und Mittlere Buntsandstein bilden
dagegen einen ergiebigen Kuftgrundwasserleiter, der von grofer
Bedeutung fur die regionale Wasserversorgung ist. Die Gesteine
des Muschelkalks werden dagegen wegen hygienischer Probleme
und der geringen Verbreitung nicht far die 6ffentliche Trinkwas-
sergewinnung genutzt.
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Eingriffe werden durch den Vollzug des Bebauungsplanes bau-, betriebs-, und anlagenbedingt

verursacht:

Baubedingt

Betriebsbedingt

Anlagenbedingt

e Temporare Beeintrachtigungen durch Baustellenfahrzeuge in
Form von Bodenverdichtungen und Erschatterungen, erhohter
Niederschlagswasserabfluss

e Maoglicher Schadstoffeintrag durch Leckagen in Baumaschi-
nen

e Verluste von Bodenfunktionen (Verdichtung von Poren) durch
Abgrabungen und Aufschittungen (Bodenbewegungen und
Bodenzwischenlagerungen), geringere Speicherfahigkeit

e In Abhangigkeit von den zum Einsatz kommenden Baumaschi-
nen kann es bei feuchten Witterungsverhaltnissen zu einer un-
gunstigen Verdichtung des Bodens kommen

Beeintrachtigungen durch moégliche Eintrage (Streusalz,
Bremsen- und Reifenabrieb, austretende Treib- und Schmier-
stoffe)

Verlust an Flachen fur die Versickerung von Niederschlags-
wasser bzw. fur die Grundwasserneubildungsrate durch Voll-
und Teilversiegelung sowie Bodenumlagerung, erhdhter Nie-
derschlagswasserabfluss

Durch die Prufung der Auswirkungen auf das Schutzgut Wasser sowie der Bertcksichtigung an-
derer Abwagungsbelange (z.B. der Bodenschutzklausel, der Begrenzung der Bodenversiegelung
oder der gesunden Wohn- und Arbeitsverhaltnisse) legt die Kreis- und Hansestadt Korbach ver-
bindliche MaRnahmen zur Vermeidung von nachteiligen Auswirkungen und Minimierung der Aus-

wirkungen fest.

Vermeidung

Minimierung
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e Gewadsserrandstreifen
Zum Schutz des temporédr wasserfihrenden Grabens ist ein Ge-
wésserrandstreifen von 10 Meter freizuhalten.

e Begrenzung der Versiegelung auf ein MindestmaR
Durch die sehr hohe regionale Bedeutung des Grundwasserspei-
chers ist die Versiegelung auf ein Mindestmall zu begrenzen, um
die Grundwasserneubildungsrate nicht zu verringern.

e Verpflichtende Dachbegrinung mit entsprechendem Sub-
strataufbau

Die Dachfldachen sind als naturvertrdgliche Regenwasserbewirt-

schaftungsform mit einem mindestens 8 Zentimeter starken

durchwurzelbaren Substrataufbau zu versehen und dauerhaft ex-

tensiv zu begrtnen.

e Verwendung einheimischer Geholze

Die Verwendung standortgerechter einheimischer Gehdlze wird
festgesetzt, damit sich Anpflanzungen mit geringem Pflegeauf-
wand optimal entwickeln. Die Verwendung einheimischer Gehdlze
dient der langfristigen Erhaltung des gebietstypischen Charakters
der vorhandenen Vegetation.

e Einleitung des unbelasteten Niederschlagswassers in das
FlieRgewasser

Durch die Einleitung des anfallenden, unbelasteten Nieder-

schlagswassers mit vorgeschalteter Rickhaltung und Drosselung

kann das Niederschlagswasser ortsnah verwertet werden.

e Rickhaltung des anfallenden Niederschlagswassers
Durch die Ruckhaltung des anfallenden Niederschlagswassers
kénnen Auswirkungen auf Hochwasserereignisse minimiert
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werden und gleichzeitig durch die Drosselung der ,hydraulische
Stress” der Gewédsser minimiert werden.

Durch den Vollzug des Bebauungsplanes werden Flachen voll- und teilversiegelt. Durch die Ver-
siegelung der Flache kénnen die natlrlichen Funktionen des Bodens in Form der Filter-, Puffer-
und Stoffumwandlungseigenschaften, insbesondere auch zum Schutz des Grundwassers, nicht
wahrgenommen werden. Aufgrund der hohen Versiegelungsrate ist zudem ein erhdhter Nieder-
schlagswasserabfluss zu erwarten. Da durch die Entwicklungsabsichten der Kreis- und Hanse-
stadt Korbach anzunehmen ist, dass durch den Vollzug des Bebauungsplanes nachteilige Aus-
wirkungen auf das Boden- und Grundwasserregime ermittelt werden kénnen, ist ein erheblicher
Eingriff in das Schutzgut Wasser festzustellen. MinimierungsmaflRnahmen werden in dem Bebau-
ungsplan festgesetzt.

Die Verpflichtung, unvermeidbare Eingriffe auszugleichen (Ausgleichsmallnahmen), ergibt sich
aus § 15 Abs. 1 und 2 des Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG). Zur dauerhaften Sicherung
der Leitungs- und Funktionsfahigkeit des Naturhaushalts sind gem. § 1 Abs. 3 Nr. 2 BNatSchG
Boden so zu erhalten, dass sie ihre Funktion im Naturhaushalt erfullen kénnen. Die Arbeitshilfe
.Kompensation des Schutzgutes Boden in der Bauleitplanung nach BauGB" des hessischen Lan-
desamtes fur Umwelt und Geologie fuhrt hierzu aus, dass ,bei allen bodenfunktionsbezogenen
KompensationsmaBnahmen die Wirkungszusammenhadnge mit den anderen Schutzgidtern Mensch,
Tier/Pflanzen, Wasser, Klima/Luft, Landschaft sowie Kultur- und Sachgtter zu bertcksichtige
sind. Insbesondere Boden und Wasser sowie Boden und Vegetation weisen oft sehr enge Zusam-
menhédnge auf*.

Fur die Bewertung des Schutzgutes Wasser wird daher eine standardisierte Bewertungsmethode
als Hilfsmittel herangezogen, um die ,Biotopwertigkeit® zu erfassen. Aus der Bedeutung fur Flora
und Fauna wird dann die Bedeutung fur den Boden und daraus auch fur das Schutzgut Wasser
abgeleitet. Die unvermeidbaren Eingriffe werden schutzgutubergreifend ausgeglichen.

Fur die unvermeidbaren Eingriffe ist im weiteren Verfahren eine Kompensation verbindlich fest-
zusetzen.

2.2.4 Die Schutzguter Luft und Klima

Bestandsaufnahme

Luft und Klima: Der nordhessische Raum gehort der gemaRigten Klimazone
an. Winde aus westlicher Richtung bewirken einen erhdhten
Niederschlag. Sie sind mit einem maritimen (atlantischen) bis
kontinentalen Klima vergleichbar. Die Hauptwindrichtung im
Sommer ist Nordwest, wahrend im Winter Sudwestwinde
Uberwiegen. Dies bedingt ein deutlich subkontinental gepréag-
tes Klimagebiet.

Fur die Stadt Korbach liegen nur grofklimatische Daten auf
dem Deutschen Klimaatlas des Deutschen Wetterdiensts vor.
Danach liegt die mittlere Lufttemperatur im Jahr bei durch-
schnittlich 5,2 — 10,7°C. Die mittlere Niederschlagshthe im
Jahr schwankt zwischen 505 und 1356 mm.

Die Vegetationsperiode, die definiert wird als die Dauer von
Tagen, bei der die Lufttemperatur > = 5°C ist, dauert im
Schnitt mind. 82 und max. 106 Tage im Jahr.

Die durchschnittliche Anzahl der Sommertage im Jahr mit ei-
ner Mindesttemperatur von > = 25°C liegt bei mind. 6 bis max.
55 Tagen, Frosttage mit einer Minimumtemperatur von < 0°C
gibt es an mind. 52 bis max. 136 Tagen im Jahr. Reine Eis-
tage, die eine Maximumtemperatur unter 0°C aufweisen, tre-
ten an mind. 9 und max. 62 Tagen im Jahr auf.
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Die Ackerflachen besitzen eine Funktion als Kaltluftentste-
hungsgebiet. Durch die Lage ist der Abfluss in nord¢stlicher
Richtung gegeben, wodurch sich keine Auswirkungen auf das
Stadtgebiet ergeben.

Die Oberflachenrauigkeit ist durch die angrenzende Bebau-
ung bereits erhoht. Aufgrund der angrenzenden Gewerbe-
und Industriegebiete sowie dem hohen Verkehrsaufkommen
der angrenzenden Strallen weist das Gebiet Vorbelastungen
auf.

Eingriffe werden durch den Vollzug des Bebauungsplanes bau-, betriebs-, und anlagenbedingt
verursacht:
Baubedingt e Temporare Beeintrachtigungen der Lufthygiene durch
Emissionen aus Baumaschinen und Baustellenverkehr

Betriebsbedingt e Beeintrachtigungen durch stoffliche Emissionen aus Hei-
zungsanlagen
e Beeintrachtigungen durch stoffliche Emissionen aus dem
Verkehr

Anlagenbedingt e Verlust an Flachen fur die Kaltluftentstehung
e Verlust an Flachen fur die Versickerung von Nieder-
schlagswasser (Verdunstungskuhle)
e Erhdhung der Wéarmeabstrahlung durch Erhdhung der
Oberflachenrauigkeit und Baumasse

Durch die Prufung der Auswirkungen auf Luft und Klima sowie der BerlUcksichtigung anderer
Abwagungsbelange (z.B. der Bodenschutzklausel, der Begrenzung der Bodenversiegelung oder
der gesunden Wohn- und Arbeitsverhaltnisse) legt die Kreis- und Hansestadt Korbach verbindli-
che Malknahmen zur Vermeidung von nachteiligen Auswirkungen und Minimierung der Auswir-
kungen fest.

Vermeidung e Keine Inanspruchnahme von Oberflachengewassern
Durch die Wahl des Standorts sowie der Festsetzungen wer-
den keine Oberfldchengewdsser nachteilig beeintrachtigt.

e Keine Inanspruchnahme von Frischluftschneisen

Durch die Wahl des Standorts werden keine Frischluftschnei-
sen beansprucht, die das Stadtgebiet nachteilig beeintrach-
tigen kénnten.

Minimierung ¢ Verpflichtende Dachbegrinung
Die Dachfldchen sind als naturvertrdgliche Regenwasserbe-
wirtschaftungsform und zeitversetzte Abgabe des Nieder-
schlagswassers (Verdunstungsktihle) mit einem mindestens
8 Zentimeter starken durchwurzelbaren Substrataufbau zu
versehen und dauerhaft extensiv zu begrunen.

e Verpflichtende Nutzung von Anlagen zur Nutzung solarer
Strahlungsenergien

Durch die verpflichtende Nutzung von Anlagen zur Nutzung
solarer Strahlungsenergien kann ein Teil der bendtigten Ener-
gie vor Ort produziert und verwertet werden. Durch die Dop-
pelnutzung der Flachen wird zudem weiterer Fldchenver-
brauch minimiert. Durch die MaBnahme wird ein wird ein Bei-
trag zum Klimaschutz geleistet.

e Anlage von Grinflachen

Anlage von Grulnfldchen zur dauerhaften Versickerung des
anfallenden Niederschlagswassers und zeitversetzen Abgabe
des Niederschlagswassers (Verdunstungskthle)

¢ Verwendung einheimischer Geholze
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Die Verwendung standortgerechter einheimischer Gehdlze
als schattenspende Elemente wird festgesetzt, um positive
Auswirkungen auf das Mikroklima zu erzielen.

Die durch die Bautatigkeiten ausgeldsten Staub-, Larm- und Abgasemissionen sind aufgrund des
temporaren Charakters als gering zu bewerten. Die groflachigen Versiegelungen fuhren zu einer
verminderten Kaltluftproduktion. Ebenfalls wird durch die Gebdude die Oberflachenrauigkeit des
Gelandes vergroRert, was ein AbflieBen von Kaltluft verhindert. Die Baumasse speichert zudem
die Warme.

Durch die verbindliche Festsetzung, dass auch mindestens 50 Prozent der Dachflachen Anlagen
zur Erzeugung erneuerbare Energien aus Sonneneinstrahlung zu errichten, wird ein Beitrag zum
Klimaschutz geleistet. Durch die Begrinung von Frei- und Dachflachen kann ebenfalls einer Uber-
maRigen Warmeentwicklung innerhalb des geplanten Gewerbegebietes entgegenwirkt werden.
Insbesondere die MaBnahme zur Begrunung der Dachflachen minimiert die Auswirkungen des
Eingriffs in das Schutzgut Luft und Klima. Die Auswirkungen auf das Schutzgut Luft und Klima
werden aufgrund der Lage und der MinimierungsmafRnahmen insgesamt als geringe Beeintrach-
tigung eingestuft.
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2.2.5 Das Wirkungsgefuge zwischen Tiere, Pflanzen, Flache, Boden,
Wasser, Luft und Klima

Wechselwirkungen sind alle denkbaren und strukturellen Beziehungen zwischen den oben
genannten Schutzgutern, innerhalb von SchutzglUtern sowie zwischen und innerhalb von
landschaftlichen Okosystemen, soweit sie aufgrund einer zu erwartenden Betroffenheit
durch Projektwirkungen von entscheidungserheblicher Bedeutung sind. Bestehende Wech-
selwirkungen werden im Rahmen der Erfassung der einzelnen Schutzguter beschrieben.
Dieser Vorgehensweise liegt ein Umweltbegriff zugrunde, der die Umwelt nicht als Summe

der einzelnen Schutzguter, sondern ganzheitlich versteht.

Wirkfak-
tor »
Wirkt auf
v
Mensch

Tiere u.
Pflanzen

Boden

Wasser

Klima
und Luft

Land-
schaft

Kultur u.
Sachgu-
ter

Mensch

Storung durch
Personen

Veranderung
durch Ver-
dichtung,
Versiegelung

Gefahr durch
Schadstoffe-
intrag

Veranderung
der Lufthygi-
ene, Luftbah-
nen und War-
meabstrah-
lung
Kulturland-
schaft (anth-
ropogen ver-
andert)

Tiere /
Pflanzen

Artenvielfalt,
okologische
Strukturen
verbessern
die Erho-
lungsfunktion
Einfluss  der
Vegetation
auf die Tier-
welt

Zusammen-
setzung der
Bodenorga-
nismen wirkt
sich auf die
Bodengenese
aus
Vegetation er-
hoht Wasser-
speicher- und
-filterfahigkeit

Steigerung
der  Kaltluft-
produktivitat,
Verduns-
tungskihlung

Arten- und
Strukturreich-
tum als Cha-
rakteristikum

Boden

Boden als
Lebensraum

Schad-
stofffilter
und -puffer
Einfluss auf
die Grund-
wasserneu-
bildung
Speiche-
rung
Wasser,
Verduns-
tungskih-
lung

von

Wasser

Einfluss
Bodenwas-
serhaushalt
auf die Ve-
getation
Einfluss auf
die Boden-
entwick-
lung

Verduns-
tungskuh-
lung

Klima / Luft

Einfluss auf
Siedlungs-
klima und
Wohlbefinden
des Menschen

Beeinflusst
Standortfakto-
ren fur Vege-
tation

Einfluss auf
Bodenentste-
hung, Verwit-
terung

Einfluss auf
Grundwasser-
neubildungs-
rate

Beeinflusst
Standortfakto-
ren fur Vege-
tation

Land-
schaft

Land-
schaft
dient als
Erho-
lungsraum

Vernet-
zung von
Lebens-
raumen

Einfluss-
faktor bei
Ausbil-
dung des
Mikrokli-
mas

Kulturgtter sind im Planungsgebiet nicht bekannt. Sachguter werden Uber die
Schutzglter Boden sowie Pflanzen und Tiere abgehandelt

Tabelle 4 — Wechselwirkungen

Kultur /
Sachgu-
ter

Erhebliche nachteilige Beeintrachtigungen sind aufgrund der Lage des Plangebietes, der
aktuellen Nutzung, der Grofe, der umliegenden Habitate und Nutzungsstrukturen, der vor-
gesehenen Vermeidungs- und Minimierungsmalnahmen nicht zu erwarten.
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2.2.6 Schutzgut Landschaft / Landschaftsbild

Bestandsaufnahme

Orts- und Landschaftsbild: Das Landschaftsbild beschreibt das Wirkungsgeflige zwi-
schen der “Vielfalt, Eigenart und Schdnheit sowie den Erho-
lungswert von Natur und Landschaft”.

Das Landschaftsbild des Planungsgebietes wird durch eine
ausgeraumte, weitgehend strukturarme landwirtschaftliche
Ackerflur bestimmt. Landschaftspragende Strukturen be-
schranken sich auf den temporéar wasserfuhrenden Graben.

Im raumlichen Kontext des Untersuchungsgebiets grenzt im
Westen ein Industrie- und Gewerbegebiet an. Die Flache wird
im Norden durch die Bundesstralle B251 sowie im Osten
durch die Bundesstralle B252 begrenzt. Die umgebene Land-
schaft der verfahrensgegenstandlichen Flachen besitzt eine
geringe Bedeutung fur die naturbezogene Erholung. Beein-
trachtigende Vorbelastungen sind durch das angrenzende
Gewerbe- und Industriegebiet sowie der Verkehrstrassen ge-
geben.

Das Untersuchungsgebiet stellt eine landwirtschaftlich ge-
nutzte Flache dar. Im Untersuchungsgebiet befinden sich
keine Schutzgebiete.

Eingriffe werden durch den Vollzug des Bebauungsplanes bau-, betriebs-, und anlagenbedingt
verursacht:

Baubedingt e Temporare Beeintrachtigungen durch Baustellenfahr-
zeuge
e Temporare Beeintrachtigungen durch Staub-, Larm- und
Lichtemissionen, ausgehend von Baumaschinen und dem
Baustellenverkehr

Betriebsbedingt Beeintrachtigung durch Larm- und Lichtemissionen
Beeintrachtigung durch motorisierten Verkehr

e Beeintrachtigung durch Lieferverkehr

Anlagenbedingt Versiegelung und Teilversiegelung der landwirtschaftlich

genutzten Ackerflachen

e Beeintrachtigungen durch Silhouettenwirkung der bauli-
chen Anlagen

e Beeintrachtigungen durch Aufschiattungen und Abgra-

bungen

Durch die Prufung der Auswirkungen auf das Landschaftsbild sowie der Berucksichtigung ande-
rer Abwagungsbelange (z.B. der Bodenschutzklausel, der Begrenzung der Bodenversiegelung
oder der gesunden Wohn- und Arbeitsverhaltnisse) legt die Kreis- und Hansestadt Korbach ver-
bindliche MaRnahmen zur Vermeidung von nachteiligen Auswirkungen und Minimierung der Aus-
wirkungen fest.

Vermeidung e Standortwahl / Inanspruchnahme bereits vorbelasteter
Flachen auBerhalb von erholungsrelevanten Gebieten

Durch die Standortwahl werden bereits technisch, infrastruk-
turell und/oder industriell vorgenutzte Fldchen in Anspruch
genommen. Das Bundeln verschiedener Eingriffe ermdglicht
grundsétzlich eine Minimierung von Beeintréchtigungen des
Landschaftsbildes, indem unbelastete Bereiche weiterhin von
jeglicher Bebauung freigehalten werden.

e Keine Errichtung neuer Verkehrsanlagen
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Minimierung

Das Plangebiet ist an die bestehende Infrastruktur angebun-
den. Die Errichtung neuer Stral8en ist nicht erforderlich.

e Verbindliche Vorgaben zu Begrinungen nicht Uberbauter
Erschliefungs- bzw. Grundstlicksflachen

Durch die Erdverkabelung kénnen Auswirkungen auf das

Landschaftsbild minimiert werden.

e Verlagerung der Ortsrandeingriinung

Durch die Anderung des Bebauungsplanes wird die Ortsrand-
eingrinung im Osten an die bestehende Landesstralle trans-
feriert. Hierdurch kénnen Auswirkungen auf das Landschafts-
bild minimiert werden.

e Reduzierung des Versiegelungsgrads durch Vorgaben zur
Anlage von Grinflachen

In den Baugebieten sind mindestens 80 Prozent der nicht

Uberbaubaren Grundstlicksflachen als Grunfldache anzulegen

oder zu bepflanzen.

e Verpflichtende Dachbegrinung

Die Dachflachen sind mit einem mindestens 8 Zentimeter
starken durchwurzelbaren Substrataufbau zu versehen und
dauerhaft extensiv zu begrinen

e Verwendung von standortgerechten Arten

Die Verwendung standortgerechter einheimischer Gehdlze
wird festgesetzt, um das bestehende Landschaftsbild fortzu-
fahren.

e Begrenzung der Héhe baulicher Anlagen
Bezug auf Normalhdhennull, um die Gebdude an die vorhan-
dene Topografie anzugleichen.

Durch den Vollzug des Bebauungsplanes werden vorrangig landwirtschaftlich bewirtschaftete
Flachen in Anspruch genommen. Im Plangebiet sind mit Ausnahme der Grabenparzelle keine
natUrlichen und naturnahen Lebensraume mit spezifischer Auspragung an Formen, Arten und
Lebensgemeinschaften vorhanden. Zuséatzlich erfahrt dieser Bereich Zerschneidungen durch die

vorhandenen Verkehrswege.

Durch die Errichtung von baulichen Anlagen sind grundsatzlich nachteilige Auswirkungen auf das
Landschaftsbild zu erwarten, die als dauerhafte Beeintrachtigung eingestuft werden. Hierbei han-
delt es sich um eine nachteilige Beeintrachtigung des Landschaftsbildes. Die Beeintrachtigung
wird jedoch durch die bestehende Vorbelastung als nicht erheblich eingestuft.

2.2.7 Die Biologische Vielfalt

Das Plangebiet weist insgesamt eine geringe biologische Vielfalt auf. Das Gebiet erfahrt
Beeintrachtigungen durch die angrenzenden Gewerbe- und Industriegebiete und die sowie
die angrenzenden Strallen. Wertvolle Strukturelemente fehlen weitgehend. Zu nennen ist
hier vor allem der in Ost-West-Richtung verlaufende Graben.

2.2.8 Die Erhaltungsziele und Schutzzweck der Natura 2000 - Gebiete

Schutzgebiete entsprechend des Bundesnaturschutzgesetzes und des Hessischen Ausfih-
rungsgesetzes zum Bundesnaturschutzgesetz werden durch die geplante Aufstellung des
vorliegenden Bebauungsplanes nicht beeintrachtigt. FFH- Gebiete und Vogelschutzgebiete
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gemal europaischer Vogelschutzrichtlinie sind kein Bestandteil des rdumlichen Geltungs-
bereichs und werden durch das Vorhaben nicht beeintrachtigt.

2.2.9 Umweltbezogene Auswirkungen auf den Menschen und seine
Gesundheit sowie die Bevolkerung insgesamt

Bestandsaufnahme

Wohn- und Wohnumfeldsituation Die Flachen befinden sich in einer rdumlichen Entfernung von

/ Erholung ca. 200 Meter zu den nachstgelegenen Wohngebieten. Die
Flachen sind von dem sudlich liegenden Wohngebiet aus ein-
sehbar.

Die Erholungseignung wird u.a. durch die Qualitat des Land-
schaftsbildes bestimmt, die Erholungsnutzung ist abhangig
von der Zuganglichkeit und Begehbarkeit des Landschafts-
raumes. Innerhalb des Untersuchungsgebietes befinden sich
keine fur die Naherholung relevanten Objekte. Eine beson-
dere Aufenthaltsqualitat besitzt der Raum nicht.

Nérdlich des Plangebietes befinden sich im Sinne von § 50
BImSchG sowie der Seveso-llI-Richtlinie ein Storfallbetrieb
(Gaslager Fa. Grebe). Gemall diesen gesetzlichen Grundla-
gen sind zwischen Stoérfallbetrieb und schutzbedurftigen Ge-
bieten oder Nutzungen raumbedeutsame Abstédnde einzuhal-
ten, damit negative Auswirkungen schwerer Unfalle vermie-
den werden.

Schutzbedurftige Betriebe oder Nutzungen sind ¢ffentlich ge-
nutzte Gebaude oder Gebiete (Publikumsverkehr), Freizeit-
gebiete und Wohngebiete sowie besonders wertvolle und
empfindliche Naturschutzgebiete. Der Achtungsabstand fur
ein Propangaslager betragt 200 Meter.

Eingriffe werden durch den Vollzug des Bebauungsplanes bau-, betriebs-, und anlagenbedingt
verursacht:
Baubedingt e Temporare Beeintrachtigungen durch Baustellenfahr-
zeuge
e Temporéare Beeintrachtigungen durch Staub-, L&rm- und
Lichtemissionen, ausgehend von Baumaschinen und dem
Baustellenverkehr

Betriebsbedingt Beeintrachtigungen durch Larm- und Lichtemissionen
Beeintrachtigungen durch Verkehrsemissionen, Beein-
trachtigung der Lufthygiene

e Beeintrachtigungen durch Emissionen (Larm-, Licht- und

stoffliche Emissionen)

Anlagenbedingt e Silhouettenwirkungen der baulichen Anlagen

Durch die Prufung der umweltbezogenen Auswirkungen auf den Menschen und seine Gesundheit
sowie die Bevolkerung insgesamt sowie der Berlcksichtigung anderer Abwagungsbelange (z.B.
der Bodenschutzklausel, der Begrenzung der Bodenversiegelung oder der gesunden Wohn- und
Arbeitsverhaltnisse) legt die Kreis- und Hansestadt Korbach verbindliche Malnahmen zur Ver-
meidung von nachteiligen Auswirkungen und Minimierung der Auswirkungen fest.

Vermeidung e Standortwahl
Die Entwicklungsabsichten befinden sich in einem fir die
Naherholung nicht bedeutsamen Gebiet. Hierdurch besteht
keine Bedeutung far den Tourismus oder die Uberregionale
Erholung.
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e Einzuhaltender Sicherheitsstreifen zur Gashochdrucklei-
tung

Ausgehend vom Scheitelpunkt der Gashochdruckleitung ist

ein 10,0 Meter Sicherheitsstreifen freizuhalten. Hochbauten

jeder Art und bauliche Anlagen jeglicher Art durfen nicht er-

richtet werden. Dies gilt fur Aufschittungen und Abgrabun-

gen grolBeren Umfangs entsprechend.

Minimierung e Larmkontingentierung
Durch die Festlegung von Ldrmkontingenten werden Auswir-
kungen auf die Wohnbebauung in ca. 200 Meter Entfernung
minimiert.

Durch den Planvollzug sind keine nachteiligen Auswirkungen auf das Schutzgut Mensch und
seine Gesundheit zu erwarten.

2.2.10 Umweltbezogene Auswirkungen auf Kulturguter und sonstige

Sachguter
Bestandsaufnahme
Bau-, Natur- und Bodendenkma- Innerhalb der verfahrensgegenstandlichen Flachen befinden
ler sich keine geschutzten Bau-, Natur- oder Bodendenkmaler.

Es werden bau-, betriebs-, und anlagenbedingten Eingriffe durch den Vollzug des Bebauungspla-
nes verursacht:

Baubedingt e Keine
Betriebsbedingt e Keine
Anlagenbedingt e Keine

Die Stadt Korbach legt verbindliche MaBnahmen zur Vermeidung von nachteiligen Auswirkungen
und Minimierung der Auswirkungen fest

Vermeidung e Keine
Minimierung e Keine

Aufgrund der Lage und Entfernung bestehender Bodendenkmale werden Bau-, Natur- oder Bo-
dendenkmaler nicht beeintrachtigt.

2.2.11 Vermeidung von Emissionen sowie der sachgerechte Umgang mit
Abfallen und Abwassern

Vermeidung von Emissionen

Bewertung Bei der bauordnungsrechtlichen Zuldssigkeit von Bauvorha-
ben sind die im Geb&udeenergiegesetz festgelegten energe-
tischen Mindestanforderungen far Neubauten einzuhalten.
Hierbei sind beispielsweise Heizungs- und Klimatechnik so-
wie Warmeddmmstandard und Hitzeschutz von Gebauden ge-
regelt. Bei Neubauten gibt das Gebdudeenergiegesetz be-
stimmte Anteile an regenerativen Energien vor, die das Ge-
baude zum Heizen oder auch Kuhlen verwenden muss. Hier-
durch kénnen insgesamt Emissionen vermieden werden.
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Sachgerechter Umgang mit Abféllen

Bewertung Die Darstellungen in Planen des Abfallrechts sind nach § 1
Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe g BauGB zu berutcksichtigen, sodass
der sachgerechte Umgang mit Abfallen ein Mittel zur Gewahr-
leistung des stadtebaulichen Umweltschutzes ist. Bei der vor-
liegenden Bauleitplanung folgt der Umgang mit Abfallen den
Anforderungen des Kreislaufwirtschaftsgesetzes (KrwG).

Sachgerechter Umgang mit Abwassern

Bewertung Der sachgerechte Umgang mit der Abwasserbeseitigung ist
ein Mittel zur Gewahrleistung des stadtebaulichen Umwelt-
schutzes. Bei der vorliegenden Bauleitplanung folgt der Um-
gang mit der Abwasserbeseitigung den Anforderungen des §
55 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) und den sonstigen fachli-
chen Anforderungen des WHG.

2.2.12 Nutzung erneuerbarer Energien sowie die sparsame und effiziente
Nutzung von Energie

Nutzung erneuerbarer Energien

Bewertung Im Geltungsbereich des Bebauungsplanes sind die nutzbaren
Dachflachen zu mindestens 50 Prozent mit Anlagen zur Nut-
zung der einfallenden solaren Strahlungsenergie auszustat-
ten (Solarmindestflache), um einen Beitrag zur 6ffentlichen
Sicherheit, hier Stromversorgung, zu leisten. Nutzbar ist der-
jenige Teil der Dachflache, der fur die Nutzung der Solarener-
gie aus technischen und wirtschaftlichen Grinden verwendet
werden kann.

Sparsame und effiziente Nutzung von Energie

Bewertung Durch den Bebauungsplan werden Malnahmen zur sparsa-
men und effizienten Nutzung von Energie planungsrechtlich
vorbereitet (Dachgestaltung, Zulassigkeit von technischen
Aufbauten etc.).

2.2.13 Darstellungen von Landschaftsplanen sowie von sonstigen Planen,
insbesondere des Wasser-, Abfall- und Immissionsschutzrechts

Landschaftsplan der Kreis- und Hansestadt Korbach

Bewertung Der Bestands- und der Malnahmenplan zum Landschaftsplan
der Stadt Korbach beschreiben die verfahrensgegenstandli-
chen Flachen als Ackerland. In den Randbereichen sind fri-
sche Geholze dargestellt. Entlang des FlieBgewéassers wird
ein Geholz abgebildet.

Sonstige Plane

Wasserschutzrecht Die verfahrensgegenstandlichen Flachen befinden sich inner-
halb von Schutzgebieten nach dem Wasserhaushaltsgesetz.

Durch die Lage in der Zone Ill des festgesetzten Wasser-
schutzgebietes (WSG) sind besondere Verbote zu beachten.
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Abfallrecht Keine

Immissionsschutzrecht Nordlich des Plangebietes befinden sich im Sinne von § 50
BImSchG sowie der Seveso-llI-Richtlinie ein Storfallbetrieb
(Gaslager Fa. Grebe). GemaB diesen gesetzlichen Grundla-
gen sind zwischen Storfallbetrieb und schutzbedurftigen Ge-
bieten oder Nutzungen raumbedeutsame Abstadnde einzuhal-
ten, damit negative Auswirkungen schwerer Unfélle vermie-
den werden. Schutzbedurftige Betriebe oder Nutzungen sind
offentlich genutzte Geb&aude oder Gebiete (Publikumsver-
kehr), Freizeitgebiete und Wohngebiete sowie besonders
wertvolle und empfindliche Naturschutzgebiete. Der Ach-
tungsabstand fur ein Propangaslager betragt 200 Meter.

2.2.14 Erhaltung der bestmaglichen Luftqualitat in Gebieten

Das Ziel der Erhaltung der bestmdglichen Luftqualitat in den betreffenden Gebieten wird
durch die Entwicklungsabsichten nicht infrage gestellt.

2.2.15 Beurteilung der zu erwartenden Umweltauswirkungen bei
Nichtdurchfihrung der Planung

Das Untersuchungsgebiet wurde zuletzt landwirtschaftlich genutzt. Hinsichtlich der arten-
schutzrechtlichen Belange wird sich durch die voraussichtlich gleichbleibende landwirt-
schaftliche Bewirtschaftungsform keine Veranderung gegentber dem derzeitigen Zustand
ergeben.

2.3 MaRnahmen zur Uberwachung der Umweltauswir-
kungen

Gemal § 4c BauGB sollen die erheblichen Umweltauswirkungen, die aufgrund der Durch-
fuhrung der Bauleitplane eintreten, Uberwacht werden, um insbesondere unvorhergese-
hene nachteilige Auswirkungen frihzeitig zu ermitteln und in der Lage zu sein, geeignete
MalBnahmen zur Abhilfe zu ergreifen. Hierzu werden in diesem Kapitel die MaBnahmen zur
Kontrolle sowie die zeitlichen Abstande festgelegt. Das Monitoring beschrankt sich auf die
Schutzguter, far die ein erheblicher Eingriff festgestellt wurde.

e Die Stadt hat sicherzustellen, dass die bauliche Umsetzung gemall den Festsetzungen
des Bebauungsplanes erfolgt. Dies gilt insbesondere fur die MaRnahmen zur Minde-
rung des Eingriffs sowie fur die Ausfihrung der noch festzusetzenden Ausgleichsmal3-
nahmen.

e Die Art und Qualitat der Ausfuhrung von Malnahmen zum Ausgleich und Ersatz von
Eingriffen hat gemall den Vorgaben der Bauleitplanung zu erfolgen und ist von der
Stadt durch entsprechende Kontrollen sicherzustellen. Die Stadt hat sicherzustellen,
dass die Anpflanzung Baumen, Strauchern und sonstigen Bepflanzungen und deren
Pflege fur den Zeitraum von drei Jahren Uberwacht wird.

e Realisierung und dauerhafter Erhalt sind durch dingliche Sicherung sowie durch geeig-

nete PflegemalBnahmen durch den Anlagenbetreiber zu gewahrleisten.
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e |Im Rahmen des Bebauungsplanes bzw. anderer Fachplanungen sind entsprechend den
Entwicklungszielen der AusgleichsmalRnahmen bzw. denen von Natur und Landschaft
geeignete Zeitraume festzulegen, nach denen gepruft werden soll, ob sich Flachen oder
Malnahmen funktionsfahig und gemal den festgesetzten Zielvorgaben entwickelt ha-
ben.

e Die Uberprufung dieser MaRnahmen ist von der Stadt sicherzustellen und hat durch
einen Fachplaner, Sachverstandigen oder Fachmann zu erfolgen.

Es wird darauf verwiesen, dass die Kreis- und Hansestadt Korbach in eigener Verantwor-
tung Uber das wann und wie der Abwicklung des Monitorings entscheidet (vgl. BVerwG,
Beschl. V. 30.12.2009 - BN 13.09).

2.4 Anderweitige Planungsmoglichkeiten

Die anderweitiger Planungsmaéglichkeiten im Rahmen der Umweltprifung ist beschrankt auf
solche Alternativen, die die Ziele und den raumlichen Geltungsbereich des Bauleitplans
bertcksichtigen. Zu prufen sind mithin allein plankonforme Alternativen (vgl. BVerwG, Urt.
V. 09.07.2009 -4 C 12.07).

In der Kreis- und Hansestadt sind die gewerblichen Bauflachen zum gro6ten Teil im Nor-
den des Stadtgebietes zwischen ,Arolser Landstralle“ und ,Briloner Landstralle” gelegen.
In den vergangenen Jahren wurden die in diesem Teil des Stadtgebietes die verfugbaren
Flachen mit Ausnahme eines untergeordneten Teilbereichs zwischen der Umgehungsstralle
B 251 und der ,Briloner Landstralle” in Anspruch genommen.

Zu den verfahrensgegenstandlichen Flachen sind keine Alternativen vorhanden. Dies ergibt
sich aus dem Tatbestand, dass die Firma Weidemann GmbH im Jahr 2007 ihren Betriebs-
standort und in 2021 den Hauptsitz von Diemelsee-Flechtdorf nach Korbach verlegt hat.
Der Betrieb hat sich gut entwickelt, der Standort hat sich etabliert, so dass der Betrieb in
Korbach erweitert werden soll.

Die durch den Bebauungsplan Nr. 35 B/1 planungsrechtlich gesicherten Bereiche &stlich
des ,Elfringhaduser Weges* haben fur eine kurzfristige Entwicklung des Betriebes gereicht;
die Vertreter der Firma Weidemann haben jedoch durch den Bebauungsplan mittelfristige
Erweiterungsperspektive und damit Planungssicherheit fur die anstehenden Investitionen
an diesem Standort sichern lassen. Die nun noch zur Verfigung stehenden Erweiterungs-
flachen befinden sich wiederum im Osten dieser Grundstiucksflachen und sind bereits in
das Eigentum der Firma Weidemann Ubergegangen. Durch eine Erweiterung beabsichtigt
die Firma Weidemann GmbH die Innovationskraft in der Planungsregion Nordhessen zu
starken. Aus den Eigentumsverhéltnissen sowie der fehlenden Flachen weiterer Vorrang-
gebiete ,Industrie und Gewerbe Planung” wird abgeleitet, dass keine Alternativen zur In-
anspruchnahme der Flachen vorhanden sind. Es ist somit erforderlich die verfahrensge-
genstandlichen Flachen bauplanungsrechtlich zu sichern.
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2.5 Zusatzliche Angaben

2.5.1 Beschreibung der wichtigsten Merkmale der verwendeten
technischen Verfahren bei der Umweltprifung

Bei der Erstellung des Umweltberichtes wurde die Gliederung anhand der Vorgaben des §
2a BauGB und der Anlage zu § 2 Abs. 4 und § 2 a BauGB vorgenommen. Die Beschreibung
und Bewertung der Belange des Umweltschutzes ist gemaR den Vorgaben des §1 Abs. 6
Nr.7 BauGB in den Umweltbericht eingearbeitet worden.

Zur Ermittlung der Informationen wurden zunachst vorhandene Daten ausgewertet. Hierbei
handelt es sich primar um die Informationssysteme des Landes Hessen. Durch das ,Pla-
nungsburo Bioline*“ erfolgte ein Artenschutzgutachten, welches Grundlage far den beste-
henden Bebauungsplan war. Die Ergebnisse wurden im Bebauungsplan bertcksichtigt und
in die Umweltprufung eingestellt.

2.5.2 Hinweise auf Schwierigkeiten, die bei der Zusammenstellung der
Angaben aufgetreten sind

Bei der Zusammenstellung der Angaben traten keine besonderen Schwierigkeiten auf.

2.5.3 Allgemein verstandliche Zusammenfassung

Entsprechend den Forderungen der §§ 2 Abs. 45 und 2a6 Baugesetzbuch wurde fur die
Belange des Umweltschutzes nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 und § 1a eine Umweltpriufung durch-
gefuhrt. In der Umweltprufung werden auf Grundlage der Anlage 1 zu diesem Gesetzbuch
die erheblichen Umweltauswirkungen ermittelt und in einem Umweltbericht beschrieben
und bewertet. Gemall § 2 Abs. 4 Baugesetzbuch (BauGB) legt die Stadt fur jeden Bauleit-
plan fest, in welchem Umfang und Detaillierungsgrad die Ermittlung der Belange fur die
Abwagung erforderlich ist. Die Umweltpriufung bezieht sich auf das, was nach gegenwarti-
gem Wissensstand und allgemein anerkannten Prifmethoden sowie nach Inhalt und Detail-
lierungsgrad des Bauleitplans in angemessener Weise verlangt werden kann. Das Ergebnis
der Umweltprafung ist in der Abwagung zu bericksichtigen.

Der Umweltbericht enthalt eine Beschreibung und Bewertung der Auswirkungen der Pla-
nung auf die nachfolgend aufgelisteten Schutzguter sowie der Wechselwirkungen zwischen
den in der Tabelle aufgelisteten Schutzgutern. Die Erheblichkeit wird vorbehaltlich des
Ausgleichs des berechneten Biotopwertdefizits wie folgt bewertet:

Schutzgut Prognostizierte Umweltauswirkungen Erheblichkeit

Boden e Verlust von Bodenfunktionen durch Teil- und O
Vollversiegelungen
e Verlust fruchtbarer Ackerbéden

Flache e Verlust landwirtschaftlicher Produktionsflachen O
Wasser e Erhdhung des Oberflachenabflusses

e potenzielle Beeintrachtigung der Grundwasser-
neubildungsrate sowie auch der Qualitdt des
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Klima und Luft

Landschaftsbild

Menschen, seine
Gesundheit und die
Bevdlkerung insgesamt
Pflanzen, Tiere
Biologische Vielfalt

Kulturelles Erbe

Wechselwirkungen

Boden- und Grundwasserhaushalts aufgrund der
Reduktion der Bodenfilterflache.

Beeintrachtigungen von Kaltluftentstehungsge-
bieten

keine Auswirkungen, Kulturlandschaft ohne ho-
hen Naherholungswert

keine Auswirkungen vorgeschriebene Grenz- und
Orientierungswerte kénnen eingehalten werden

anlagenbedingter Verlust von Ackerflachen
anlagenbedingter Verlust von Lebensraumstruk-
turen

keine erheblichen Auswirkungen zu erwarten.

keine erheblichen Auswirkungen zu erwarten.

- Umweltbericht als gesonderter Teil der Begrindung -
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3  Voraussichtliche Auswirkungen der Planung

3.1 Soziale Auswirkungen

Durch den Vollzug des Bebauungsplanes sind keine sozialen Auswirkungen zu erwarten.

3.2 Stadtplanerische Auswirkungen

Durch den Vollzug des Bebauungsplanes sind keine nachteiligen stadtplanerischen Aus-
wirkungen zu erwarten.

3.3 Infrastrukturelle Auswirkungen

3.3.1 Technische Infrastruktur

Durch den Vollzug des Bebauungsplanes sind keine nachteiligen Auswirkungen auf die
technische Infrastruktur zu erwarten.

3.3.2 Soziale Infrastruktur

Durch den Vollzug des Bebauungsplanes sind keine nachteiligen Auswirkungen auf die so-
ziale Infrastruktur zu erwarten.

3.3.3 Verkehrliche Infrastruktur

Durch den Vollzug des Bebauungsplanes sind keine nachteiligen Auswirkungen auf die ver-
kehrliche Infrastruktur zu erwarten.
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4 Sonstige Inhalte

4.1 Rechtliche Grundlagen

Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBI. | S. 3634),
das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 28. Juli 2023 (BGBI. 2023 | Nr. 221)
geandert worden ist

Baunutzungsverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 2017 (BGBI. | S.
3786), die zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 3. Juli 2023 (BGBI. 2023 | Nr. 176)
geandert worden ist"

Bundesnaturschutzgesetz vom 29. Juli 2009 (BGBI. | S. 2542), das zuletzt durch Artikel 3 des
Gesetzes vom 8. Dezember 2022 geédndert worden ist

Bundes-Immissionsschutzgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 17. Mai 2013 (BGBI. |
S.1274; 20211 S. 123), das zuletzt durch Artikel 2 Absatz 3 des Gesetzes vom 19.
Oktober 2022 (BGBI. | S. 1792) geandert worden ist

Bundes-Bodenschutzgesetz vom 17. Marz 1998 (BGBI. | S. 502), das zuletzt durch Artikel 7 des
Gesetzes vom 25. Februar 2021 (BGBI. | S. 306) geandert worden ist

Hessisches Ausfuhrungsgesetz zum Bundesnaturschutzgesetz (HAGBNatSchG) vom 20.
Dezember 2010, das zuletzt durch Artikel 17 des Gesetzes vom 7. Mai 2020 (BGBI. | S.
318) geandert worden ist

Hessisches Denkmalschutzgesetz (HDSchG) 28. November 2016 (GVBI. S. 211)

Hessisches Gesetz zur Ausfuhrung des Altlasten- und Bodengesetzes und zur Altlastensanierung
vom 28. September 2007 (GVBI. | S. 652) das zuletzt durch das Gesetz vom 27.
September 2012 (GVBI. | S. 290) geé&ndert worden ist

Hessisches Wassergesetz (HWG) vom 14. Dezember 2010 (GVBI. | S. 548), das zuletzt durch
Artikel 4 des Gesetzes vom 30. September 2021 (GVBI. S. 602) geandert worden ist

Hessisches Ministerium fur Umwelt, Energie, Landwirtschaft und Verbraucherschutz. Bodenschutz
in der Bauleitplanung. Arbeitshilfe zur Berucksichtigung von Bodenschutzbelangen in der
Abwagung und der Umweltprafung nach BauGB in Hessen

Hessisches Ministerium fur Umwelt, Energie, Landwirtschaft und Verbraucherschutz.
Kompensation des Schutzguts Boden in der Bauleitplanung nach BauGB. Arbeitshilfe zur
Ermittlung des Kompensationsbedarfs fur das Schutzgut Boden in Hessen und Rheinland-
Pfalz

Planungssicherstellungsgesetz vom 20. Mai 2020 (BGBI. | S. 1041), das zuletzt durch Artikel 1
des Gesetzes vom 18. Méarz 2021 (BGBI. | S. 353) geandert worden ist

Wasserhaushaltsgesetz vom 31. Juli 2009 (BGBI. | S. 2585), das zuletzt durch Artikel 2 des
Gesetzes vom 18. August 2021 (BGBI. | S. 3901) geéandert worden ist

Verordnung Uber die Durchfihrung von Kompensationsmalnahmen, das Fihren von Okokonten,
deren Handelbarkeit und die Festsetzung von Ersatzzahlungen (Kompensationsverord-
nung KV) vom 20. Dezember 2010 (GVBI. I S. 629, 2011 1 S. 43) zuletzt gedndert durch
Artikel 17 des Gesetzes vom 7. Mai 2020 (GVBI. S. 318)
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1. Anlass und Aufgabenstellung

Die Kreis- und Hansestadt Korbach plant die Erweiterung des Gewerbegebietes zwischen
dem Elfringhduser Weg und der Arolser Landstralle. Im Zuge der Bauleitplanung wird ein
Artenschutzbeitrag zur Uberpriifung der artenschutzrechtlichen Verbotstatbestinde nach
§ 44 BNatSchG erforderlich.

2. Rechtlicher Hintergrund

Im Dezember 2007 wurde zur Anpassung des Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG) an EU-
rechtliche Vorgaben der Vogelschutzrichtlinie (VS-RL) sowie der Fauna-Flora-Habitat-
Richtlinie (FFH-RL) die ,kleine Artenschutznovelle” in geltendes Recht umgesetzt. Zentraler
Bestandteil der Novelle war die Neufassung der Verbotstatbestande (Zugriffsverbote nach
§ 44 Abs. 1 BNatSchG; Abb. 1) sowie die Regelung von Ausnahmen (§ 45 BNatSchG).

Die  aktuelle, rechtliche Grundlage dieses Artenschutzbeitrages ist das
Bundesnaturschutzgesetz in der Fassung vom 29.07.2009, in Kraft getreten am 01.03.2010.
Fir die Berlicksichtigung der artenschutzrechtlichen Belange ist demzufolge ein
Artenschutzbeitrag zu erstellen. Es ist zu priifen, ob Beeintrachtigungen geschitzter Arten
vorliegen.

Der Umfang der artenschutzrechtlich relevanten Arten st in Planungs- und
Zulassungsverfahren nach Malgabe des § 44 Abs. 5 BNatSchG eingeschrankt: Die
Zugriffsverbote gelten demnach nur fir die Arten des Anhangs IV der FFH-Richtlinie, die
europdischen Vogelarten nach Art. 1 der Vogelschutzrichtlinie (im Folgenden als ,,europaisch
geschitzte Arten” bezeichnet) sowie fiir bestandsgefdhrdete Arten, fiir die Deutschland eine
besondere Verantwortung besitzt!. Alle tibrigen Tier- und Pflanzen-Arten sind weiterhin als
Bestandteil des Naturhaushalts im Rahmen der Bauleitplanung zu berticksichtigen.

Aus artenschutzrechtlicher Sicht ist ein Vorhaben genehmigungsfihig, wenn es den
Vorgaben des Bundesnaturschutzgesetzes (§ 44) entspricht bzw. die Voraussetzungen zur
Erteilung einer Ausnahme gegeben sind. Dabei sind Moglichkeiten zur Vermeidung von
Beeintrachtigungen bzw. vorgezogene Ausgleichsmalnahmen zu berlicksichtigen.

1 Diese Arten werden durch eine Rechtsverordnung nach § 54 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG definiert. Eine
entsprechende Verordnung liegt bislang nicht vor.
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Zugriffsverbote nach § 44 Abs. 1 BNatSchG

(1) Es ist verboten,

1. wild lebenden Tieren der besonders geschiitzten Arten nachzustellen, sie zu fangen, zu verletzen
oder zu toten oder ihre Entwicklungsformen aus der Natur zu entnehmen, zu beschadigen oder
zu zerstoren [Tétungsverbot],

2. wild lebende Tiere der streng geschiitzten Arten und der europaischen Vogelarten wahrend der
Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Uberwinterungs- und Wanderungszeiten erheblich zu
storen; eine erhebliche Stérung liegt vor, wenn sich durch die Stérung der Erhaltungszustand der
lokalen Population einer Art verschlechtert [Storungsverbot],

3. Fortpflanzungs- oder Ruhestadtten der wild lebenden Tiere der besonders geschiitzten Arten aus
der Natur zu entnehmen, zu beschadigen oder zu zerstéren [Schutz der Lebensstatten],

4. wild lebende Pflanzen der besonders geschiitzten Arten oder ihre Entwicklungsformen aus der
Natur zu entnehmen, sie oder ihre Standorte zu beschadigen oder zu zerstoren [Schutz der
Pflanzenarten]

Fiir zulassige Eingriffe in Natur und Landschaft (nach § 15 BNatSchG) sowie fir Vorhaben in
Gebieten mit Bebauungspldnen nach § 30 des Baugesetzbuches, wahrend der
Planaufstellung nach § 33 des Baugesetzbuches und im Innenbereich nach § 34 des
Baugesetzbuches gelten fir die Zugriffsverbote besondere Maligaben:

Zugriffsverbote unter Beriicksichtigung von § 44 Abs. 5, Satz 2-5 BNatSchG

Ein Verbotstatbestand ist bei einer europdisch geschitzten FFH-Anhang IV-Art oder einer
europaischen Vogelart erfiillt, wenn:

- sich das Totungsrisiko (z.B. durch Kollisionen) trotz aller zumutbaren Vermeidungsmalnahmen
signifikant erhéht oder es zu abwendbaren Toétungen kommt  (zumutbare
VermeidungsmaRnahmen sind nicht ausgeschopft),

- sich der Erhaltungszustand der lokalen Population durch Stérungen verschlechtern kénnte (unter
Beriicksichtigung von VermeidungsmaRBnahmen),

- die 6kologische Funktion der Fortpflanzungs- oder Ruhestdtten bzw. von Pflanzenstandorten im

raumlichen Zusammenhang nicht sichergestellt werden kann (unter Bericksichtigung von
vorgezogenen AusgleichsmalBnahmen).
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3. Methodik

Die Artenschutzpriifung erfolgt formal nach einem dreistufigen Schema:

Stufe I: Vorpriifung des Artenspektrums und der Wirkfaktoren

Auf Grundlage der Auswertung vorhandener Quellen und ggf. speziellen Erfassungen wird
Uberprift, ob Vorkommen europdisch geschiitzter Arten aktuell vorhanden oder zu erwarten
sind. Darauf aufbauend werden die Wirkungen des Vorhabens analysiert und mogliche
Konflikte mit artenschutzrechtlichen Vorschriften aufgezeigt.

Falls das Vorhaben ohne die Berlicksichtigung von Vermeidungs- oder vorgezogenen
AusgleichsmaRBnahmen keinerlei negative Auswirkungen auf diese Arten aufweist, ist eine
vertiefende Prifung in Stufe Il nicht erforderlich. Ist es dagegen nicht ausgeschlossen, dass
die Zugriffsverbote des § 44 Abs. 1 BNatSchG ausgelost werden kdnnen, muss in Stufe |l eine
vertiefte Analyse durchgefiihrt werden.

Stufe ll: Konfliktanalyse und vertiefende Priifung der Verbotstatbestinde
a) Ermittlung und Darstellung der Betroffenheit der Arten

In diesem Schritt werden die Auswirkungen moglicher Beeintrachtigungen auf die jeweiligen
Arten detailliert geprift. Es erfolgt eine Aussage zu den Wirkfaktoren, zur Erheblichkeit der
Beeintrachtigungen und zum etwaigen Eintreten der Verbotstatbestinde. Dabei ist zu
klaren, welche Lebensstatten, Individuen und Populationen von dem Vorhaben betroffen
sind.

b) Einbeziehen von VermeidungsmalBnahmen, vorgezogenen AusgleichsmalBnahmen und
des Risikomanagements

Je nach Sachverhalt ldsst sich ein Eintreten der Verbotstatbestande durch geeignete
Vermeidungs- bzw. vorgezogene AusgleichsmalRnahmen abwenden. Beispiele hierfiir sind
eine Bauzeitenregelung oder die Anlage neuer, artspezifischer Habitate. Ein
Risikomanagement ermoglicht die angepasste Umsetzung von MaBBnahmen und kann den
Fortbestand der 6kologischen Funktionen sichern.

c) Prognose der artenschutzrechtlichen Verbotstatbestinde

Unter Bericksichtigung von Vermeidungs- und AusgleichsmaBnahmen erfolgt eine
abschlieBende Bewertung der Verbotstatbestande und eine Aussage (iber eine ggf.
erforderliche artenschutzrechtliche Ausnahme.

Stufe lll: Ausnahmeverfahren

Im Rahmen des Ausnahmeverfahrens nach § 45 BNatSchG besteht nur ein eingeschrankter
Ermessensspielraum. Fir die Zuldssigkeit eines solchen Verfahrens missen bestimmte
Voraussetzungen erfillt sein (zwingende Griinde des liberwiegenden offentlichen Interesses,
Alternativlosigkeit des Projektes, der Erhaltungszustand der betroffenen lokalen
Populationen darf sich nicht verschlechtern bzw. muss glinstig bleiben). Kompensatorischen
MaBnahmen sind dabei zulassig.
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4. Datengrundlagen und verwende Unterlagen

- Auszug aus dem Liegenschaftskataster

- Gelandebegehungen zur Erfassung der Fauna

- Leitfaden fiir die artenschutzrechtliche Priifung in Hessen (HMUKLV 2015)
- Rote Listen der Tiere und Pflanzen Hessen und Deutschlands

5. Projektbeschreibung und Wirkfaktoren

Im Zuge der Erweiterung des Gewerbegebietes am Elfringhduser Weg noérdlich von Korbach
(Abb. 1) ist die Errichtung von Geb&duden und Stellplatzen vorgesehen.

Es handelt sich bei dem beplanten Bereich derzeit um landwirtschaftlich genutzte Flachen
(Acker und ruderales Griinland) sowie um eine Ruderalfliche und einen sich im Norden
anschliefenden Gehdlzbestand. Das Projektgebiet wird von West nach Ost von einer
Grabenparzelle durchschnitten, der Graben fiihrt lediglich temporar Wasser und weist nur
wenige Einzelgehdlze, aber keine feuchten Ufersaume auf.

Im Westen und Siden grenzt die Erweiterungsfliche an das vorhandene Gewerbegebiet an,
im Osten liegt die Arolser Landstrale mit der Auffahrtschleife zur B 251 und
straBenbegleitenden Geholzen, im Norden befinden sich ein gréBere Hecke und
landwirtschaftliche Nutzflachen bzw. —brachen (Abb. 2).

Mogliche Projektwirkungen

Baubedingte - Larm, Erschiitterungen und stoffliche Emissionen wahrend der
Wirkungen Bauphase

Anlagebedingte | - Bodenteilversiegelung

Wirkungen - Verlust von Biotoptypen

Betriebsbedingte | - akustische und optische Signale (Ldrm, Bewegung, Licht) durch die
Wirkungen verstarkte Nutzung der Flachen
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Am Effring hduser Weg

Abb. 1: Lage des geplanten Gewerbegebietes
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Abb. 2: Untersuchungsgebiet Fauna
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6. Ergebnisse der Erfassung faunistischer Artengruppen und Auswahl priifungsrelevanter
Arten (Vorpriifung)

6.1 Fledermaduse

6.1.1 Methodik und Ergebnisse

Neben einem Ortstermin zur Einschatzung des faunistischen Potenzials fand im Vorfeld auch
eine Abstimmung mit dem zustandigen Planer zur Festlegung des notwendigen

Bearbeitungsumfangs statt. Eine faunistische Erfassung (hier Fledermause) wurde an den
folgenden Terminen durchgefiihrt.

Termin erfasste Artengruppe / Inhalte

22.05.17 | Fledermause, Biotopcheck, Check
Quartierpotential Baume und
Detektorbegang

15.06.17 | Fledermause, Detektorbegang

04.07.17 | Fledermause, Detektorbegang

Im Folgenden werden die Ergebnisse der Fledermauserfassung zusammengestellt und
entsprechende Schlussfolgerungen dargestellt.

Im Rahmen der Erfassungen konnte mit insgesamt 9 Kontakten in 3 Stunden Kartierzeit nur
wenig Fledermausaktivitat nachgewiesen werden. Folgende Arten wurden festgestellt
(Tab. 1):

- GroRer Abendsegler (nur 1 Uberflug)

- Kleiner Abendsegler (2 Uberflugnachweise, 1x auch kurz jagend)

- Zwergfledermaus mit 5 Kontakten haufigste Art im Gebiet, aber nur am Nordrand des
Plangebietes regelmaRig jagend

- Unbestimmte Art der Gattung Mpyotis (nur 1 Kontakt am nordlich gelegenen
Geholzzug)

Tab. 1: Artenliste der Fledermduse im Untersuchungsgebiet

ST O . Wissenschaftlicher FFH- | BNat | RL | RL | EHZin saP-
Artname RL | SchG | o D | Hessen | Relevanz
GrolRer Abendsegler Nyctalus noctula v §§ 3 Vv gelb -
Kleiner Abendsegler Nyctalus leisleri v §§ 2 D gelb -
Zwergfledermaus Pipitrellus pipistrellus v §§ 3 - grin -
Myotis spec. v 8§ -

FFH-RL = Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie: IV = Art des Anhangs IV

BNatSchG: Bundesnaturschutzgesetz; § = besonders geschiitzt, §§ = streng geschitzt

RL H = Rote Liste Hessen (Kock & KUGELSCHAFTER 1996), RL D = Rote Liste Deutschland (MEINIG et al. 2009)

EHZ = Erhaltungszustand in Hessen (HMUKLV 2015): griin = ginstig, gelb = unglnstig-unzureichend, rot =
unglinstig-schlecht

saP: spezielle Artenschutzrechtliche Priifung gemaR § 44 BNatSchG: - = Priifung nicht erforderlich; + = Prifung
erforderlich
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Das zentrale Plangebiet (freie Ackerfliche) hat fiir Fledermausarten wegen fehlender
Geholzstrukturen keine wesentliche Bedeutung. Dieser Bereich des Planungsgebietes wird
von einzelnen Arten wie z.B. den Abendseglern (FFH-Anh.1V) aber auch der Zwergfledermaus
(FFH-Anh.IV) fur Transferflige und nur gelegentlich zur Jagd genutzt. Dies ist auch nach der
Umsetzung der nach BPlan moglichen Bebauung weiter moglich. Da die nérdlich
angrenzenden Gehodlze, die als Leitlinien v.a. fur die Zwergfledermaus zur Nahrungssuche
dienen, vom Vorhaben nicht betroffen sind, ergibt sich auch hieraus keine
artenschutzrechtliche Problematik. Die genannten Geholze sind zu erhalten (ASB-V-2).
Dariber hinaus konnten auch keine fiir Fledermause nutzbare Quartierstrukturen in den
Geholzen des Plangebietes festgestellt werden.

Somit lassen sich erhebliche Beeintrachtigungen fiir die lokale Population der
vorkommenden Fledermausarten ausschlieen. Weiterhin werden weder mogliche
Quartiere noch einzelne Individuen durch das Vorhaben erheblich beeintrachtigt bzw.
getotet. Verbotstatbestdnde treten nicht ein.
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6.2 Vogel
6.2.1 Methodik und Ergebnisse

Die Avifauna wurde bei vier Gelandebegehungen (29.03., 10.05., 25.05. und 19.06.2017)
durch eine Revierkartierung nach SUDBECK et al. (2005) erfasst. Der Schwerpunkt der
Erfassung lag auf sog. planungsrelevanten Arten, d.h. Vogelarten mit unglinstigem
Erhaltungszustand.

Im UG wurden 17 Vogelarten nachgewiesen, davon 14 mit Brutverdacht (Tab. 1). Nach der
»~Ampelliste” der Staatlichen Vogelschutzwarte (VSW-FFM 2014) weisen funf der
Brutvogelarten einen unglinstigen Erhaltungszustand in Hessen auf.

Die Feldlerche als typische Vogelart der offenen Agarlandschaft war mit zwei Revieren auf
den Acker- bzw. Wiesenflachen im Untersuchungsgebiet vertreten (Abb. 3). Je ein Revier der
Goldammer wurde an den Hecken im Norden und Osten des UG festgestellt. Ein Paar des
Bluthanflings britete vermutlich im Geholz nordlich des kleinen Schotterparkplatzes. Das
kleine Gebadude war Brutplatz von Haus- und Feldsperling.

Nahrungsgaste, die die Wegsdaume und Ruderalfluren zur Nahrungssuche nutzten, sind
Birkenzeisig, Bluthanfling und Stieglitz.

Tab. 2: Artenliste der Végel im Untersuchungsgebiet

Deutscher Wissenschaftlicher S Anz. BNat | VS- | RL | RL | EHZin -
Artname Artname Reviere | SchG | RL | H | D | Hessen
Turmfalke Falco tinnunculus Ng - 8§ - - - grin -
Feldlerche Alauda arvensis B 2 § - V|3 gelb +
Zilpzalp Phylloscopus B 1 § - -] - grin +
collybita
Sumpfrohrsanger | Acrocephalus B? 1 § - - - grin +
palustris
Gartengrasmicke | Sylvia borin B 1 § - - - grin +
Dorngrasmiicke Sylvia communis B 1 § - - - grin +
Amsel Turdus merula B 1-2 § - - - grun +
Rotkehlchen Erithacus rubecula B 1 § - - - grun +
Hausrotschwanz | Phoenicurus B 1 § - - - grin +
ochruros
Heckenbraunelle | Prunella modularis B 1 § - - - grin +
Haussperling Passer domesticus B 1 § - V|V gelb +
Feldsperling Passer montanus B 1 § - V|V gelb +
Buchfink Fringilla coelebs B 1-2 § - - - grin +
Stieglitz Carduelis carduelis Ng - § - V| - gelb -
Bluthanfling Carduelis B 2 § - 313 +
cannabina
Birkenzeisig Carduelis flammea Ng - § - - - gelb -
Goldammer Emberiza citrinella B 2 § V| - gelb +
10
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Status des Vorkommens: B = Brutvogel (Brutnachweis bzw. -verdacht); Ng = Nahrungsgast; Dz = Durchzlgler.
BNatSchG: Bundesnaturschutzgesetz; § = besonders geschiitzt, §§ = streng geschitzt

Status nach VS-RL (Vogelschutzrichtlinie 79/409/EWG): | = Art des Anhangs |, Z = Gefdhrdete Zugvogelart nach
Art. 4.2 der Vogelschutzrichtlinie;

RL H = Rote Liste Hessen (VSW-FFM 2014); RL D = Rote Liste Deutschland (GRUNEBERG et al. 2015)

EHZ = Erhaltungszustand von Vogelarten in Hessen (VSW-FFM 2014): griin = glnstig, gelb = unginstig-
unzureichend, rot = unglinstig-schlecht

saP: spezielle Artenschutzrechtliche Prifung gemaR § 44 BnatSchG;: - = Prifung nicht erforderlich; + =
vereinfachte bzw. detaillierte Priifung

Ermittlung der Prifungsrelevanz (Tab. 2)

[-] Arten, die nicht im Wirkraum des geplanten Vorhabens vorkommen bzw. die gegeniiber
den jeweiligen Projektwirkungen nach gesicherten Kenntnissen keine Empfindlichkeit
aufweisen bzw. erwarten lassen

Beeintrachtigungen dieser Arten konnen im Vorfeld ausgeschlossen werden, da sie selbst
oder ihre Habitate von den Projektwirkungen nicht negativ beeinflusst werden. Dies betrifft
insbesondere Nahrungsgdste wie Turmfalke und Birkenzeisig oder Brutvogel im &stlichen
Heckenbereich, der nicht beeintrachtigt wird und einen vorgelagerten Acker-/Brachestreifen
behilt. Es besteht kein weiteres Priifungserfordernis.

[+]Arten, die durch bau-, anlage- und betriebsbedingte Wirkfaktoren beeintrachtigt werden
kdnnten.

Es besteht ein Prifungserfordernis fiir entsprechende Projektwirkungen. Bei Vorliegen eines
glnstigen Erhaltungszustandes erfolgt eine vereinfachte, bei Vorliegen eines ungiinstigen
Erhaltungszustandes eine detaillierte Prifung.
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Abb. 3: Revierzentren von Brutvégeln mit ungiinstigem Erhaltungszustand

Feldlerche (FI)
Feldsperling (Fe)

Haussperling (H)

Bluthanfling (Bh)
Goldammer (G)
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6.2.2 Auswahl prifungsrelevanter Vogelarten

Im Rahmen der Prifung artenschutzrechtlicher Belange sind grundsatzlich alle
Leuropdischen Vogelarten” zu betrachten?. Innerhalb dieser Artengruppe kénnen
verschiedene Abschichtungen vorgenommen werden:

Nahrungsgaste und Durchziigler werden an dieser Stelle nicht weiter liberprift, da hier die
Zugriffsverbote nach § 44 BNatSchG nicht greifen. Dem zu Grunde liegt die Einschatzung,
dass im konkreten Fall keine Nahrungshabitate betroffen sind, die fiir eine bestimmte Art
von essentieller Bedeutung sind, so dass durch den Verlust von Nahrungsflaichen im
Projektgebiet keine Fortpflanzungs- oder Ruhestdtten an anderen Orten aufgegeben
werden. Vereinzelte und lokal begrenzte Stérungen dieser Arten kénnen auftreten, fihren
jedoch nicht zu einer Verschlechterung des Erhaltungszustands der lokalen Population.

Bei Brutvogelarten, die einen giinstigen Erhaltungszustand in Hessen aufweisen, kann eine
vereinfachte Priifung erfolgen. Es wird hier davon ausgegangen, dass es sich um haufige und
weit verbreitete Arten handelt, die aufgrund ihres weiten Lebensraumspektrums in der Lage
sind, vergleichsweise einfach andere Standorte zu besiedeln oder auf diese auszuweichen.
Damit wird im Regelfall die 6kologische Funktion der von dem Vorhaben betroffenen
Fortpflanzungs- oder Ruhestatten im raumlichen Zusammenhang weiterhin erfillt bzw. der
Erhaltungszustand der lokalen Population weiterhin gewahrt, so dass die Schadigungs- und
Storungstatbestdande nicht zum Tragen kommen (HMUKLV 2015).

Brutvogelarten mit einem unglinstigen Erhaltungszustand, deren Reviere sich im
Wirkbereich des Vorhabens befinden, werden schlieRlich detailliert geprift (Kap. 7).
Erforderliche MaRBnahmen werden im Kap. 8 beschrieben.

6.3 Reptilien
6.3.1 Methodik

Reptilien wurden im Projektgebiet und an der im Norden angrenzenden B&schung erfasst.
Bei drei Begehungen wurden Sonnenplatze und geeignete Versteck-Strukturen kontrolliert.
Insbesondere wurden dabei ausliegende Pappen an der Bdschung des Schotterplatzes
Uberpruft.

6.3.2 Ergebnisse

Nachweise liegen nicht vor. Eine artenschutzrechtliche Priifung nach § 44 BNatSchG ist nicht
erforderlich.

2 Als europiische Vogelarten im Sinne des Art. 1 der EU-Vogelschutzrichtlinie gelten alle Vogelarten, die
natirlicherweise in der EU vorkommen.
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6.4 Schmetterlinge
6.4.1 Methodik

Die Kartierung umfasste Tagfalter, Widderchen und den Nachtkerzenschwarmer
(Proserpinus proserpina) unter besonderer Berlicksichtigung von bliitenreichen, ruderalen
Saumen und Wegrdandern. Die Falter wurden durch Sichtbeobachtung und ggf. Kescherfang
erfasst. Zudem erfolgte eine selektive Suche nach Fortpflanzungsstadien relevanter Arten
(SETTELE et al. 1999, PETERSEN et al. 2003, HERMANN 2006).

6.4.2 Ergebnisse und Auswabhl priifungsrelevanter Arten

Im UG wurden sieben Tagfalterarten nachgewiesen (Tab. 3). Hinweise auf Vorkommen von
FFH-Arten liegen nicht vor. Eine artenschutzrechtliche Prifung nach § 44 BNatSchG ist nicht
erforderlich.

Beispielhaft wird der in der modernen Agarlandschaft selten gewordene Hauhechel-Blauling
erwdhnt. Im Rahmen der Eingriffsregelung sollten fiir diese Art ruderale Staudensaume und
Wegrander mit den Nahrungspflanzen (Lotus corniculatus, Ononis repens, Medicago lupulina
etc.) erhalten und geférdert werden.

Tab. 3: Im Untersuchungsgebiet nachgewiesene Tagfalterarten

Wissenschaftlicher Sta- | FFH- | BNat RL RL | RL
Deutscher Artname Artname tus RL | schG I:(I:— HlD EHZ | saP
Hauhechel-Bliuling Polyommatus icarus b - § - -] - - -
Grinader-Weillling Pieris napi Ng - - - - - - -
Tagpfauenauge Nymphalis io Ng - - - - - - -
Kleiner Fuchs Nymphatis urticae Ng - - - - - - -
Mauerfuchs Lasiommata megera b - - \Y V| - - -
Coenonympha
Kleines Wiesenvogelchen pamphilus b - § - - - - -
Groles Ochsenauge Maniola jurtina b - - - - - - -

Status: b = Bodenstandigkeit nachgewiesen bzw. anzunehmen; Ng = Nahrungsgast; W = Wanderfalter

FFH-RL = Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie: II, IV = Art des Anhangs II, IV

BNatSchG: Bundesnaturschutzgesetz; § = besonders geschiitzt, §§ = streng geschitzt

RL RP-KS, RL H = Rote Liste Regierungsbezirk Kassel und Hessen (LANGE & BROCKMANN 2009)

RL D = Rote Liste Deutschland (REINHARDT & BoLz 2011);

EHZ = Erhaltungszustand in Hessen (HMUKLV 2015): griin = ginstig, gelb = unginstig-unzureichend, rot =
unguinstig-schlecht

saP: spezielle Artenschutzrechtliche Priifung gemaR § 44 BNatSchG: - = Priifung nicht erforderlich, da keine
FFH-Anhangsart; + = Priifung erforderlich
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7. Konfliktanalyse und Uberpriifung der Verbotstatbestinde

Bei der Uberpriifung der Verbotstatbestinde nach § 44 BNatSchG werden alle
vorkommenden FFH-Anhang IV-Arten sowie europdische Vogelarten mit ungilnstigem
Erhaltungszustand detailliert bearbeitet, soweit sie im Vorhaben betroffen sein kdnnen. Die
notwendigen Vermeidungs- (ASB-V) und AusgleichsmalRnahmen (ASB-CEF) werden in Kap. 8
naher erlautert.

Fir den Fall, dass aus artenschutzrechtlicher Sicht keine VermeidungsmalRnahmen
erforderlich sind, weil die Verbotstatbestinde nicht ausgelost werden, kann eine
Minimierung von Eingriffswirkungen jedoch aus der Eingriffsregelung heraus begriindet sein.
Dies kann durch zusatzliche VermeidungsmalRnahmen bzw. sogenannte habitatverbessernde
MaBnahmen geschehen.
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7.1 Végel

7.1.1 Bluthanfling
Allgemeine Angaben zur Art

1. Durch das Vorhaben betroffene européaische Vogelart

RL Hessen: 3 RL Deutschland: 3

Bluthanfling (Carduelis cannabina)

2. Erhaltungszustand nach Ampel-Schema (VSW-FFM 2009 / FENA 2011)

L unginstig-
unbekannt glnstig unzureichend -
EU (BIRDLIFE INTERNATIONAL 2004) ] ] (]
Deutschland: kontinentale Region ] ] ] [
Hessen [ [ [

3. Charakterisierung der betroffenen Art

3.1

Lebensraumanspriiche
Brut- und Nahrungshabitat:

Lebensraumanspriche und Verhaltensweisen

offene, sonnige mit Hecken, Strauchern oder jungen Nadelbaumen
bewachsene Flachen. Dies kdnnen sowohl gehdlzreiche
Agrarlandschaften als auch Heiden, Ruderalflachen, Garten und
Parkanlagen sein. Besonders wichtig ist eine artenreiche
Krautschicht mit einem grof3en Angebot an Samereien von Krautern
und Stauden

Neststandort: in dichten Strauchern in 1-3 m Hoéhe

Biologie

Brutzeit: (Mitte April) Mai bis Ende Juli (August)

Brutzyklen: ein bis zwei (drei) Jahresbruten

Status / Uberwinterungsgebiet: Kurz- und Mittelstreckenzieher / West- und Siideuropa

Zugzeiten: Marz bis April sowie September bis November

Reviergrofe: variabel, Nahrungsgebiete oft aul3erhalb der Brutreviere

Ortstreue: reviertreu

Nahrung: Samereien von Krautern und Baumen, selten Insekten und Spinnen

3.2 Verbreitung und Bestand

Gesamtverbreitung:

Deutschland:

Hessen

Westeuropa bis Westsibirien, Nordafrika

in nahrungsreichen

Offenlandlebensraumen weit verbreitet

fast flachendeckend verbreitet

440.000-580.000 BP
(RL 2007)

10.000-20.000 Reviere (RL 2014)

Quellen: BAUER et al. (2005), HGON (2010), LANUV (2014), VSW-FFM (2014), GRUNEBERG et al. (2015)
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Vorhabensbezogene Angaben \

4. Vorkommen der Art im Untersuchungsraum

nachgewiesen (1  potenziell

Der Bluthanfling mit zwei Revieren an den Hecken im Norden und Siiden des UG vertreten.

5. Prognose und Bewertung der Tatbestande nach 8 44 BNatSchG

5.1 Entnahme, Beschadigung, Zerstdrung von Fortpflanzungs-
oder Ruhestatten (8 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG)

a) Konnen Fortpflanzungs- oder Ruhestétten aus der
Natur entnommen, beschadigt oder zerstort werden? ja [ nein

(Vermeidungsmalinahmen zun&chst unberiicksichtigt)

Das Revierzentrum (Hecke am ndrdlichen Rand des Gebietes) eines Bluthéanflingpaares ist vom
Eingriff betroffen.

b) Sind Vermeidungsmaflnahmen moglich? ja [ nein

Die Beschéadigung von genutzten Fortpflanzungs- und Ruhestatten kann durch eine
Bauzeitenregelung ausgeschlossen werden (ASB-V-1), das Brutgehodlz geht durch den Eingriff
jedoch verloren. Die Hecken und Gehoélzstreifen am nérdlichen und 6stlichen Gebietsrand sind zu
erhalten (ASB-V-2).

c) Wird die 6kologische Funktion im rdumlichen
Zusammenhang ohne vorgezogene Ausgleichs-
MalRnahmen (CEF) gewahrt? (§ 44 Abs. 5 Satz 2 BNatSchG) ja  Unein

Es befindet sich nur ein relativ kleiner Anteil der vorhanden Geholze innerhalb des
Eingriffsbereiches, die gut ausgepragte Hecke auf der Bdschung am Nordrand des UG bleibt
bestehen. Die dkologische Funktion der Fortpflanzungs- und Ruhestatten wird daher im raumlichen
Zusammenhang gewahrt. Unterstiitzend sind habitatverbessernde Malinahmen vorgesehen (ASB-V-
3).

Der Verbotstatbestand ,, Entnahme, Beschéadigung,
Zerstorung von Fortpflanzungs- oder Ruhestatten” tritt ein. O ja nein

5.2 Fang, Verletzung, Totung wild lebender Tiere (8§ 44 Abs.1 Nr.1 BNatSchG)

a) Kdnnen Tiere gefangen, verletzt oder getdtet werden?
(Vermeidungsmalfinahmen zunéchst unbericksichtigt) ja [ nein

Ein besteht ein erhdhtes Totungsrisiko (fir Altvogel, Eier oder Jungvdgel) wéhrend der
Fortpflanzungszeit am Neststandort.

b) Sind VermeidungsmaRnahmen maoglich? ja [ nein

Die Tétung oder Verletzung von Individuen kann durch die Beschrankung der Baufeldraumung auf
den Zeitraum Oktober bis Ende Februar ausgeschlossen werden (ASB-V-1).

c) Verbleibt unter Berticksichtigung der Vermeidungsmal3-
nahmen ein signifikant erhdhtes Verletzungs- oder L ja nein
Totungsrisiko? (Wenn JA - Verbotsauslésung!)

Der Verbotstatbestand ,, Fangen, Toten, Verletzen" tritt ein. Ol ja nein
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5.3 Storungstatbestand (8 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG)

a) Konnen wild lebende Tiere wahrend der Fortpflanzungs-,
Aufzucht-, Mauser-, Uberwinterungs- und Wanderungs-
zeiten erheblich gestort werden? ja U nein

Erhebliche Stérungen durch La&rm und optische Reize kdnnen aufgrund der Nahe des Revierzentrums
zum Eingriffsbereich ohne Bauzeitenregelungen nicht ausgeschlossen werden.

Dariiber hinaus kann die Verkleinerung von Nahrungshabitaten durch die Uberbauung von Schotter-
und Ruderalflachen eine Stérung verursachen, die sich auf den Fortpflanzungserfolg der Art nachteilig
auswirken kann.

b) Sind Vermeidungsmaflinahmen maoglich? ja [ nein

Durch die Beschrankung der BaufeldrAumung auf den Zeitraum Oktober bis Ende Februar werden
Storungen reduziert (ASB-V-1).

MaRnahmen zur Vermeidung des Storungstatbestandes konnen auch habitatverbessernde
MaRnahmen umfassen, die die betroffene lokale Population trotz der eintretenden Stérungen
stabilisieren und dadurch Verschlechterungen ihres Erhaltungszustands verhindern (HMUKLYV 2015).
In diesem Sinne sind ruderale Ausgleichsflachen mit einem Angebot an Krautern, Samen und Friichten
als Nahrungshabitat zu schaffen (ASB-V-3).

c) Wird eine erhebliche Stérung durch o.g. MaBhahmen
vollstandig vermieden? ja [ nein

Unter Berlicksichtigung der genannten Mal3nahme werden Stérungstatbesténde i.S.d. § 44 Abs. 1 Nr.
2 BNatSchG nicht eintreten.

Der Verbotstatbestand , erhebliche Stérung" tritt ein. [ ja X nein

Ausnahmegenehmigung nach § 45 Abs. 7 BNatSchG erforderlich?

Tritt einer der Verbotstatbestdnde des § 44 Abs. 1

Nr. 1- 4 BNatSchG ein? [ ja X nein
(Unter Berucksichtigung der Wirkungsprognose

und der vorgesehenen MalRnahmen)

6. Zusammenfassung

Folgende fachlich geeignete und zumutbare Mal3nhahmen sind in den Planunterlagen
dargestellt und berticksichtigt worden:

Vermeidungsmallnahmen

CEF-Malinahmen zur Funktionssicherung im rGumlichen Zusammenhang
FCS-MalRnahmen zur Sicherung des derzeitigen Erhaltungszustandes der
Population Uber den ortlichen Funktionsraum hinaus

Gegebenenfalls erforderliche/s Funktionskontrolle/Monitoring und/oder

Risikomanagement fur die oben dargestellten MalRhahmen werden in den
Planunterlagen verbindlich festgelegt

O OO
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Unter Beriicksichtigung von Wirkungsprognose und vorgesehenen MalBhahmen
D] tritt kein Verbotstatbestand des § 44 Abs. 1 Nr. 1- 4 ein, so dass
keine Ausnahme gem. 8§ 45 Abs. 7 BNatSchG, ggf. in Verbindung mit
Art. 16 FFH-RL erforderlich ist
[]  liegen die Ausnahmevoraussetzungen vor gem. 8§ 45 Abs. 7 BNatSchG
ggof. in Verbindung mit Art. 16 Abs. 1 FFH-RL

[0 sind die Ausnahmevoraussetzungen des § 45 Abs. 7 BNatSchG in Verbindung
mit Art. 16 Abs. 1 FFH-RL nicht erfallt!
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7.1.2 Feldlerche
Allgemeine Angaben zur Art

1. Durch das Vorhaben betroffene européaische Vogelart

Feldlerche (Alauda arvensis) RL Hessen: V RL Deutschland: 3

2. Erhaltungszustand nach Ampel-Schema (VSW-FFM 2009 / FENA 2011)

. unguinstig-

EU (BIRDLIFE INTERNATIONAL 2004) ] ] L]
Deutschland: kontinentale Region ] ] ] L]
Hessen [] [] L]

3. Charakterisierung der betroffenen Art

3.1 Lebensraumanspriche und Verhaltensweisen

Lebensraumanspriiche

Brut- und Nahrungshabitat: Die Feldlerche sucht ihre Nahrung und britet in offenem Gelande mit
weitgehend freiem Horizont auf trockenen bis wechsel-feuchten
Bdden in niedriger sowie abwechslungsreich strukturierter Gras- und
Krautschicht. Sie bevorzugt karge Vegetation mit offenen Stellen.

Neststandort: Bodenbriter. Typische Bruthabitate sind Ackerland oder extensive
Weiden, héhere Dichten werden in reich strukturierter Feldflur mit
besserem Nahrungsangebot und Ausweichmdéglichkeiten (bei zu
hohen Aufwiichsen im Sommer) erreicht.

Biologie

Brutzeit: April bis August

Brutzyklen: 2 (-3) Jahresbruten

Status / Uberwinterungsgebiet:  Zugvogel / Siid- und Westeuropa, Nordafrika

Zugzeiten: Februar-April sowie September-Oktober

Reviergrolie: 0,25-5 ha

Ortstreue: reviertreue im engeren Sinne besteht nicht

Nahrung: Insekten, Spinnen, Wirmer; Samen, Keimlinge, Blatter

3.2 Verbreitung und Bestand

Gesamtverbreitung: Palaarktis

Deutschland: Offenlandschaften in nahezu ganz 2.100.000-3.200.000 BP
Deutschland (RL 2007)

Hessen weit verbreitet in offenen 150.000-200.000 Reviere
Landschaften (RL 2014)

Quellen: BAUER et al. (2005), SUDBECK et al. (2005), HGON (2010), LANUV (2010), GEDEON et al. (2014), VSW-FFM
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(2014), GRUNEBERG et al. (2015)

Vorhabensbezogene Angaben ‘

4. Vorkommen der Art im Untersuchungsraum

nachgewiesen (1  potenziell

Die Feldlerche ist mit zwei Revieren auf den Acker- bzw. Grinlandflachen des Untersuchungsgebietes
vertreten.

5. Prognose und Bewertung der Tatbestande nach § 44 BNatSchG

5.1 Entnahme, Beschadigung, Zerstdrung von Fortpflanzungs-
oder Ruhestéatten (8 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG)

a) Kénnen Fortpflanzungs- oder Ruhestatten aus der
Natur entnommen, beschadigt oder zerstort werden? ja [ nein

(Vermeidungsmaflinahmen zunéchst unbericksichtigt)

Zwei Fortpflanzungsstatten der Feldlerche sind vom Eingriff betroffen.

b) Sind VermeidungsmaBnahmen mdglich? L] ja nein

Die Acker- bzw. Grinlandflachen sind zentraler Bestandteil des geplanten Gewerbegebietes.

c) Wird die 6kologische Funktion im r&umlichen
Zusammenhang ohne vorgezogene Ausgleichs-
MaRnahmen (CEF) gewahrt? (8§ 44 Abs. 5 Satz 2 BNatSchG) [ ja nein
(Vermeidungsmalnahmen bertcksichtigt)

Es ist davon auszugehen, dass bei einer im Allgemeinen zunehmenden Intensivierung der

Landwirtschaft die Kapazitatsgrenze benachbarter Feldlerchen-Habitate bereits erreicht ist und somit
keine ,freien” Reviere fur ein Ausweichen zur Verfiigung stehen.

d) Wenn Nein - kann die 6kologische Funktion durch

vorgezogene Ausgleichs-MalRnahmen (CEF)

gewahrleistet werden? ja  nein
Durch die Verbesserung von Habitatbedingungen im rdumlichen Zusammenhang kdnnen neue

Brutplatze und -reviere geschaffen werden bzw. kann die Siedlungsdichte der Feldlerche erhéht
werden (ASB-CEF-1). Die Funktion der Fortpflanzungsstatte bleibt dadurch erhalten.

Der Verbotstatbestand ,, Entnahme, Beschadigung,
Zerstorung von Fortpflanzungs- oder Ruhestatten” tritt ein. L ja X nein

5.2 Fang, Verletzung, Totung wild lebender Tiere (8§ 44 Abs.1 Nr.1 BNatSchG)

a) Kénnen Tiere gefangen, verletzt oder getdtet werden?
(Vermeidungsmaflinahmen zunéachst unbericksichtigt) ja [ nein

Ein besteht ein erhdhtes Totungsrisiko (fir Altvégel, Eier oder Jungvégel) wéhrend der
Fortpflanzungszeit am Neststandort.
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b) Sind Vermeidungsmaflinahmen moglich? ja [ nein

Die T6tung oder Verletzung von Individuen kann durch die Beschrankung der Baufeldraumung auf
den Zeitraum Oktober bis Ende Februar ausgeschlossen werden (ASB-V-1).

c) Verbleibt unter Beriicksichtigung der Vermeidungsmal3-
nahmen ein signifikant erh6htes Verletzungs- oder ] ja nein
Totungsrisiko? (Wenn JA - Verbotsauslésung!)

Der Verbotstatbestand , Fangen, Toten, Verletzen" tritt ein. [ ja X nein

5.3 Stodrungstatbestand (8 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG)

a) Konnen wild lebende Tiere wahrend der Fortpflanzungs-,
Aufzucht-, Mauser-, Uberwinterungs- und Wanderungs-
zeiten erheblich gestort werden? ja [ nein

Stérungen von zwei Revierpaaren durch Larm und optische Reize sind aufgrund der Lage der
Revierzentren im Eingriffsbereich zu erwarten.

b) Sind Vermeidungsmaflinahmen maoglich? ja [ nein

Durch die Beschrankung der BaufeldrAumung auf den Zeitraum Oktober bis Ende Februar werden
Stoérungen reduziert (ASB-V-1).

MaRnahmen zur Vermeidung des Storungstatbestandes kénnen auch habitatverbessernde
MaRnahmen umfassen, die die betroffene lokale Population trotz der eintretenden Stérungen
stabilisieren und dadurch Verschlechterungen ihres Erhaltungszustands verhindern (HMUKLYV 2015).
In diesem Sinne wird auf die MaRnahme ASB-CEF-1 verwiesen.

c) Wird eine erhebliche Stérung durch o.g. MaBhahmen
vollstandig vermieden? ja [ nein

Unter Berlcksichtigung der genannten Mal3hahme werden Stérungstatbesténde i.S.d. § 44 Abs. 1 Nr.
2 BNatSchG nicht eintreten.

Der Verbotstatbestand , erhebliche Stérung" tritt ein. [ ja X nein

Ausnahmegenehmigung nach § 45 Abs. 7 BNatSchG erforderlich?

Tritt einer der Verbotstatbestdnde des § 44 Abs. 1

Nr. 1- 4 BNatSchG ein? [ ja X nein
(Unter Berucksichtigung der Wirkungsprognose

und der vorgesehenen MalRnahmen)
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6. Zusammenfassung

Folgende fachlich geeignete und zumutbare Mal3nahmen sind in den Planunterlagen
dargestellt und beriicksichtigt worden:

X
X
O
[

Vermeidungsmalnahmen
CEF-Malinahmen zur Funktionssicherung im raumlichen Zusammenhang

FCS-Malinahmen zur Sicherung des derzeitigen Erhaltungszustandes der
Population Uber den ortlichen Funktionsraum hinaus

Gegebenenfalls erforderliche/s Funktionskontrolle/Monitoring und/oder

Risikomanagement fir die oben dargestellten MaRnahmen werden in den
Planunterlagen verbindlich festgelegt

Unter Berilicksichtigung der Wirkungsprognose und der vorgesehenen MalRBnahmen

X

O

tritt kein Verbotstatbestand des 8 44 Abs. 1 Nr. 1- 4 ein, so dass

keine Ausnahme gem. § 45 Abs. 7 BNatSchG, ggf. in Verbindung mit
Art. 16 FFH-RL erforderlich ist

liegen die Ausnahmevoraussetzungen vor gem. 8§ 45 Abs. 7 BNatSchG
ggf. in Verbindung mit Art. 16 Abs. 1 FFH-RL

sind die Ausnahmevoraussetzungen des 8 45 Abs. 7 BNatSchG in Verbindung
mit Art. 16 Abs. 1 FFH-RL nicht erfallt!
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7.1.3 Goldammer
Allgemeine Angaben zur Art

1. Durch das Vorhaben betroffene européaische Vogelart

Goldammer (Emberiza citrinella) RL Hessen: V RL Deutschland: -

2. Erhaltungszustand nach Ampel-Schema (VSW-FFM 2009 / FENA 2011)

. unguinstig-
e [N eacrcs [

EU (BIRDLIFE INTERNATIONAL 2004) L] L] L]
Deutschland: kontinentale Region L] L] L] L]
Hessen ] ] ]
3. Charakterisierung der betroffenen Art
3.1 Lebensraumanspriiche und Verhaltensweisen
Lebensraumanspriiche
Brut- und Nahrungshabitat: Brutvogel offener bis halb offener Landschaften mit Hecken und
Gehdlzen und vielen Randlinien unterschiedlicher Vegetationshéhen.
Nahrungssuche meist am Boden in kurzer oder schiitterer Vegetation
Neststandort: Nest am Boden vorzugsweise an Bdschungen, unter Grasbulten oder
niedrig in Bischen
Biologie
Brutzeit: Mitte April bis Ende August
Brutzyklen: (ein his) zwei (drei) Jahresbruten
Status / Uberwinterungsgebiet:  iberwiegend Standvogel; Kurzstreckenzieher
Zugzeiten: -
Reviergrofe: 0,25->1ha
Ortstreue: reviertreu
Nahrung: Samereien, Insekten und Spinnen

3.2 Verbreitung und Bestand

Gesamtverbreitung: Westeuropa bis Mittelsibirien
Deutschland: in landwirtschaftlich genutzten 1.200.000-2.000.000 BP
Gebieten vom Tiefland bis zur (RL 2007)

montanen Stufe
Hessen sehr weit verbreitet 230.000 Reviere (RL 2014)

Quellen: BAUER et al. (2005), HGON (2010), LANUYV (2014), VSW-FFM (2014), GRUNEBERG et al. (2015),
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Vorhabensbezogene Angaben \

4. Vorkommen der Art im Untersuchungsraum

nachgewiesen (1  potenziell

Im UG kommt die Goldammer mit je einem Revier am noérdlichen und 6stlichen Rand des UG, aul3erhalb
des Eingriffsbereiches vor.

5. Prognose und Bewertung der Tatbestande nach 8 44 BNatSchG

5.1 Entnahme, Beschadigung, Zerstérung von Fortpflanzungs-
oder Ruhestatten (8 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG)

a) Konnen Fortpflanzungs- oder Ruhestétten aus der
Natur entnommen, beschadigt oder zerstort werden? ] ja nein

(Vermeidungsmalinahmen zun&chst unberiicksichtigt)
Revierzentren und Neststandorte sind nicht vom Eingriff betroffen.

b) Sind VermeidungsmaRBnahmen mdglich? - entfallt - (] ja [ nein

Der Verbotstatbestand ,, Entnahme, Beschadigung,
Zerstorung von Fortpflanzungs- oder Ruhestatten” tritt ein. L ja X nein

5.2 Fang, Verletzung, Toétung wild lebender Tiere (§ 44 Abs.1 Nr.1 BNatSchG)

a) Kénnen Tiere gefangen, verletzt oder getdtet werden?
(Vermeidungsmaflinahmen zunéachst unbericksichtigt) L] ja nein

Aufgrund der Entfernung der Reviere zum Eingriffsbereich ist nicht mit Totungen zu rechnen.

b) Sind VermeidungsmafRnahmen maoglich? - entfallt - ] ja [ nein
Der Verbotstatbestand ,, Fangen, Téten, Verletzen" tritt ein. O ja nein

5.3 Storungstatbestand (8 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG)

a) Konnen wild lebende Tiere wéhrend der Fortpflanzungs-,
Aufzucht-, Mauser-, Uberwinterungs- und Wanderungs-
zeiten erheblich gestort werden? ja [ nein

Stoérungen sind aufgrund der Nahe der Reviere zum Eingriffsbereich sowie durch den Wegfall von
Nahrungsflachen ohne Vermeidungsmalfinahmen nicht auszuschliel3en.

b) Sind VermeidungsmaRnahmen mdglich? ja [ nein

Durch die Beschrankung der BaufeldrAumung auf den Zeitraum Oktober bis Ende Februar werden
Stérungen reduziert (ASB-V-1).

MaRnahmen zur Vermeidung des Storungstatbestandes konnen auch habitatverbessernde
MaRnahmen umfassen, die die betroffene lokale Population trotz der eintretenden Stérungen
stabilisieren und dadurch Verschlechterungen ihres Erhaltungszustands verhindern (HMUKLV 2015).
In diesem Sinne sind ruderale Ausgleichsflachen mit einem Angebot an Krautern, Samen und Friichten
als Nahrungshabitat zu schaffen (ASB-V-3).
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c) Wird eine erhebliche Storung durch o.g. Malinahmen
vollstandig vermieden? ja [ nein

Unter Berlicksichtigung der genannten Maf3nahme werden Stérungstatbestéande i.S.d. § 44 Abs. 1 Nr.
2 BNatSchG nicht eintreten.

Der Verbotstatbestand , erhebliche Stérung” tritt ein. ] ja X nein

Ausnahmegenehmigung nach 8§ 45 Abs. 7 BNatSchG erforderlich?

Tritt einer der Verbotstatbestéande des § 44 Abs. 1

Nr. 1- 4 BNatSchG ein? [ ja X nein
(Unter Berucksichtigung der Wirkungsprognose

und der vorgesehenen Malinahmen)

6. Zusammenfassung

Folgende fachlich geeignete und zumutbare MalRBhahmen sind in den Planunterlagen
dargestellt und berlicksichtigt worden:

Vermeidungsmalnahmen
CEF-MalRnahmen zur Funktionssicherung im raumlichen Zusammenhang

FCS-Malinahmen zur Sicherung des derzeitigen Erhaltungszustandes der
Population Uber den értlichen Funktionsraum hinaus

Gegebenenfalls erforderliche/s Funktionskontrolle/Monitoring und/oder

Risikomanagement fur die oben dargestellten MaRnahmen werden in den
Planunterlagen verbindlich festgelegt

Unter Berilicksichtigung von Wirkungsprognose und vorgesehenen MalBhahmen
D] tritt kein Verbotstatbestand des § 44 Abs. 1 Nr. 1- 4 ein, so dass
keine Ausnahme gem. 8§ 45 Abs. 7 BNatSchG, ggf. in Verbindung mit
Art. 16 FFH-RL erforderlich ist
[0 liegen die Ausnahmevoraussetzungen vor gem. § 45 Abs. 7 BNatSchG
ggf. in Verbindung mit Art. 16 Abs. 1 FFH-RL

[0 sind die Ausnahmevoraussetzungen des § 45 Abs. 7 BNatSchG in Verbindung
mit Art. 16 Abs. 1 FFH-RL nicht erfallt!

O O0OX
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7.1.4 Haussperling

Allgemeine Angaben zur Art

1. Durch das Vorhaben betroffene européaische Vogelart

Haussperling (Passer domesticus) RL Hessen: V RL Deutschland: V

2. Erhaltungszustand nach Ampel-Schema (VSW-FFM 2009 / FENA 2011)

. unguinstig-
e [N eacrcs [

EU (BIRDLIFE INTERNATIONAL 2004) L] L] L]
Deutschland: kontinentale Region L] L] L] L]
Hessen ] ] ]
3. Charakterisierung der betroffenen Art

3.1 Lebensraumanspriiche und Verhaltensweisen

Lebensraumanspriiche

Brut- und Nahrungshabitat: Brutvogel in Dorfern, Stadten und an Einzelhéfen

Neststandort: Nest in Hohlen und Spalten v.a. an Bauwerken, aber auch Felsen

und Baumen

Biologie

Brutzeit: Ende Méarz bis Mitte September

Brutzyklen: zwei bis drei Jahresbruten

Status / Uberwinterungsgebiet:  Standvogel

Zugzeiten: -

Reviergrofe: Einzel- oder Koloniebriter

Ortstreue: reviertreu

Nahrung: v.a. Sdmereien, dazu Insekten und Spinnen; Fitterung fast

ausschlieBlich mit tierischer Kost

3.2 Verbreitung und Bestand

Gesamtverbreitung: Westeuropa bis Sibirien
Deutschland: im Siedlungsbereich weit verbreitet 5.600.000-11.000.000 BP
(RL 2007)
Hessen in Siedlungen flachendeckend 165.000-293.000 Reviere
verbreitet (RL 2014)

Quellen: BAUER et al. (2005), HGON (2010), LANUV (2014), VSW-FFM (2014), GRUNEBERG et al. (2015),
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Vorhabensbezogene Angaben \

4. Vorkommen der Art im Untersuchungsraum

nachgewiesen (1  potenziell

Am Kleingebaude im Norden des UG wurde ein Paar des Haussperlings festgestellt.

5. Prognose und Bewertung der Tatbestande nach 8 44 BNatSchG

5.1 Entnahme, Beschéadigung, Zerstérung von Fortpflanzungs-
oder Ruhestatten (8 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG)

a) Konnen Fortpflanzungs- oder Ruhestétten aus der
Natur entnommen, beschadigt oder zerstort werden? ja [ nein

(Vermeidungsmalinahmen zun&chst unberiicksichtigt)

Eine Fortpflanzungsstétte ist vom Eingriff betroffen.

b) Sind Vermeidungsmafinahmen maglich? L ja nein

Die Flache ist zentraler Bestandteil des geplanten Gewerbegebietes.

c) Wird die 6kologische Funktion im rGumlichen
Zusammenhang ohne vorgezogene Ausgleichs-
MaRBnahmen (CEF) gewahrt? (8 44 Abs. 5 Satz 2 BNatSchG) [ ja nein
(Vermeidungsmafinahmen bertcksichtigt)

Die begrenzenden Faktoren fir das Vorkommen in der Umgebung sind die Angebote an Bruthdhlen
und Nahrungshabitaten.

d) Wenn Nein - kann die 6kologische Funktion durch
vorgezogene Ausgleichs-MaRnahmen (CEF)
gewahrleistet werden? ja  nein

Durch das Angebot von kiinstlichen Nisthilfen im raumlichen Zusammenhang kénnen neue Brutplatze
und -reviere geschaffen werden. Die Funktion der Fortpflanzungsstatte bleibt erhalten (ASB-CEF-2).

Der Verbotstatbestand ,, Entnahme, Beschadigung,
Zerstorung von Fortpflanzungs- oder Ruhestatten” tritt ein. L ja X nein

5.2 Fang, Verletzung, Tétung wild lebender Tiere (8 44 Abs.1 Nr.1 BNatSchG)

a) Kénnen Tiere gefangen, verletzt oder getdtet werden?
(Vermeidungsmaflinahmen zunéachst unbericksichtigt) L] ja nein

Ein besteht ein erhdhtes Totungsrisiko (fir Altvogel, Eier oder Jungvdgel) wéhrend der
Fortpflanzungszeit am Neststandort.

b) Sind Vermeidungsmafnahmen maoglich? ja [ nein

Die Totung oder Verletzung von Individuen kann durch die Beschrankung der Baufeldraumung auf
den Zeitraum Oktober bis Ende Februar ausgeschlossen werden (ASB-V-1).

c) Verbleibt unter Beriicksichtigung der Vermeidungsmal3-
nahmen ein signifikant erh6htes Verletzungs- oder ] ja nein
Totungsrisiko? (Wenn JA - Verbotsauslésung!)

Der Verbotstatbestand , Fangen, Toten, Verletzen" tritt ein. [ ja X nein
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5.3 Storungstatbestand (8 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG)

a) Konnen wild lebende Tiere wahrend der Fortpflanzungs-,
Aufzucht-, Mauser-, Uberwinterungs- und Wanderungs-
zeiten erheblich gestort werden? ja U nein

Stérungen durch Larm und optische Reize kénnen aufgrund der Nahe des Revierzentrums zum
Eingriffsbereich nicht ausgeschlossen werden.

b) Sind VermeidungsmaRnahmen mdglich? ja [ nein

Durch die Beschrankung der Baufeldraumung auf den Zeitraum Oktober bis Ende Februar werden
Stérungen reduziert (ASB-V-1).

MalBnahmen zur Vermeidung des Stdrungstatbestandes koénnen auch habitatverbessernde
MalRnahmen umfassen, die die betroffene lokale Population trotz der eintretenden Stérungen
stabilisieren und dadurch Verschlechterungen ihres Erhaltungszustands verhindern (HMUKLV 2015).
In diesem Sinne sind ruderale Ausgleichsflachen mit einem Angebot an Krautern, Samen, Friichten
und Insekten als Nahrungshabitat zu schaffen (ASB-V-3).

¢) Wird eine erhebliche Stérung durch o.g. Malinahmen
vollstandig vermieden? ja [ nein

Unter Berlicksichtigung der genannten Mal3nhahme werden Stérungstatbesténde i.S.d. § 44 Abs. 1 Nr.
2 BNatSchG nicht eintreten.

Der Verbotstatbestand , erhebliche Stérung" tritt ein. [ ja X nein

Ausnahmegenehmigung nach 8§ 45 Abs. 7 BNatSchG erforderlich?

Tritt einer der Verbotstatbestéande des § 44 Abs. 1

Nr. 1- 4 BNatSchG ein? O ja X nein
(Unter Berticksichtigung der Wirkungsprognose

und der vorgesehenen MalRnahmen)

6. Zusammenfassung

Folgende fachlich geeignete und zumutbare Mal3nahmen sind in den Planunterlagen
dargestellt und bertcksichtigt worden:

Vermeidungsmalnahmen

CEF-Malinahmen zur Funktionssicherung im raumlichen Zusammenhang
FCS-Malinahmen zur Sicherung des derzeitigen Erhaltungszustandes der
Population Uber den ortlichen Funktionsraum hinaus

Gegebenenfalls erforderliche/s Funktionskontrolle/Monitoring und/oder

Risikomanagement fir die oben dargestellten MaRnahmen werden in den
Planunterlagen verbindlich festgelegt
Unter Berilicksichtigung von Wirkungsprognose und vorgesehenen Malihahmen

tritt kein Verbotstatbestand des & 44 Abs. 1 Nr. 1- 4 ein, so dass

O OXKX

X
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keine Ausnahme gem. 8§ 45 Abs. 7 BNatSchG, ggf. in Verbindung mit
Art. 16 FFH-RL erforderlich ist
0 liegen die Ausnahmevoraussetzungen vor gem. § 45 Abs. 7 BNatSchG
ggf. in Verbindung mit Art. 16 Abs. 1 FFH-RL
[0 sind die Ausnahmevoraussetzungen des 8 45 Abs. 7 BNatSchG in Verbindung
mit Art. 16 Abs. 1 FFH-RL nicht erfallt!
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7.1.5 Feldsperling
Allgemeine Angaben zur Art

1. Durch das Vorhaben betroffene européaische Vogelart

Feldsperling (Passer montanus) RL Hessen: V RL Deutschland: V

2. Erhaltungszustand nach Ampel-Schema (VSW-FFM 2009 / FENA 2011)

. unguinstig-
e [N eacrcs [

EU (BIRDLIFE INTERNATIONAL 2004) L] L] L]
Deutschland: kontinentale Region L] L] L] L]
Hessen ] ] ]
3. Charakterisierung der betroffenen Art
3.1 Lebensraumanspriiche und Verhaltensweisen
Lebensraumanspriiche
Brut- und Nahrungshabitat: Britet hauptsachlich im landwirtschatftlich genutztem Umfeld von
Siedlungen, sowie in Garten, Feldgehdélzen und an Waldrandern.
Neststandort: Uberwiegend in Baumhéhlen und Nistk&sten, aber auch in
Mauerldchern und unter Dachern von Gebauden.
Biologie
Brutzeit: April bis Ende August
Brutzyklen: zwei bis drei Jahresbruten
Status / Uberwinterungsgebiet:  Standvogel
Zugzeiten: -
Reviergrofe: britet einzeln oder in Gruppen
Ortstreue: reviertreu
Nahrung: v.a. Sdmereien, dazu Insekten und Spinnen; Fiitterung der Nestlinge

mit tierischer Kost

3.2 Verbreitung und Bestand

Gesamtverbreitung: Palaarktis
Deutschland: im Siedlungsbereich weit verbreitet 1.000.000-1.600.000 BP
(RL 2007)
Hessen in Siedlungen flachendeckend 150.000-200.000 Reviere
verbreitet (RL 2014)

Quellen: BAUER et al. (2005), HGON (2010), LANUYV (2014), VSW-FFM (2014), GRUNEBERG et al. (2015),
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Vorhabensbezogene Angaben \

4. Vorkommen der Art im Untersuchungsraum

nachgewiesen (1  potenziell

Am Kleingebaude im Norden des UG wurde ein Paar des Feldsperlings festgestellt.

5. Prognose und Bewertung der Tatbestande nach 8 44 BNatSchG

5.1 Entnahme, Beschéadigung, Zerstérung von Fortpflanzungs-
oder Ruhestatten (8 44 Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG)

a) Konnen Fortpflanzungs- oder Ruhestétten aus der
Natur entnommen, beschadigt oder zerstort werden? ja [ nein

(Vermeidungsmalinahmen zun&chst unberiicksichtigt)

Eine Fortpflanzungsstétte ist vom Eingriff betroffen.

b) Sind Vermeidungsmafinahmen maglich? L ja nein

Die Flache ist zentraler Bestandteil des geplanten Gewerbegebietes.

c) Wird die 6kologische Funktion im rGumlichen
Zusammenhang ohne vorgezogene Ausgleichs-
MaRBnahmen (CEF) gewahrt? (8 44 Abs. 5 Satz 2 BNatSchG) [ ja nein
(Vermeidungsmafinahmen bertcksichtigt)

Begrenzender Faktor fir das Vorkommen in der Umgebung ist das Angebot an Bruthdhlen und
Nahrungshabitaten.

d) Wenn Nein - kann die 6kologische Funktion durch
vorgezogene Ausgleichs-MaRnahmen (CEF)
gewahrleistet werden? ja  nein

Durch das Angebot von kiinstlichen Nisthilfen im raumlichen Zusammenhang kénnen neue Brutplatze
und -reviere geschaffen werden. Die Funktion der Fortpflanzungsstatte bleibt erhalten (ASB-CEF-2).

Der Verbotstatbestand ,, Entnahme, Beschadigung,
Zerstorung von Fortpflanzungs- oder Ruhestatten” tritt ein. L ja X nein

5.2 Fang, Verletzung, Tétung wild lebender Tiere (8 44 Abs.1 Nr.1 BNatSchG)

a) Kénnen Tiere gefangen, verletzt oder getdtet werden?
(Vermeidungsmaflinahmen zunéachst unbericksichtigt) L] ja nein

Ein besteht ein erhdhtes Totungsrisiko (fir Altvogel, Eier oder Jungvdgel) wéhrend der
Fortpflanzungszeit am Neststandort.

b) Sind Vermeidungsmafnahmen maoglich? ja [ nein

Die Totung oder Verletzung von Individuen kann durch die Beschrankung der Baufeldraumung auf
den Zeitraum Oktober bis Ende Februar ausgeschlossen werden (ASB-V-1).

c) Verbleibt unter Beriicksichtigung der Vermeidungsmal3-
nahmen ein signifikant erh6htes Verletzungs- oder ] ja nein
Totungsrisiko? (Wenn JA - Verbotsauslésung!)

Der Verbotstatbestand , Fangen, Toten, Verletzen" tritt ein. [ ja X nein
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5.3 Storungstatbestand (8 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG)

a) Konnen wild lebende Tiere wahrend der Fortpflanzungs-,
Aufzucht-, Mauser-, Uberwinterungs- und Wanderungs-
zeiten erheblich gestort werden? ja U nein

Stérungen durch Larm und optische Reize kénnen aufgrund der Nahe des Revierzentrums zum
Eingriffsbereich nicht ausgeschlossen werden.

b) Sind VermeidungsmaRnahmen mdglich? ja [ nein

Durch die Beschrankung der Baufeldraumung auf den Zeitraum Oktober bis Ende Februar werden
Stérungen reduziert (ASB-V-1).

MalBnahmen zur Vermeidung des Stdrungstatbestandes koénnen auch habitatverbessernde
MalRnahmen umfassen, die die betroffene lokale Population trotz der eintretenden Stérungen
stabilisieren und dadurch Verschlechterungen ihres Erhaltungszustands verhindern (HMUKLV 2015).
In diesem Sinne sind ruderale Ausgleichsflachen mit einem Angebot an Krautern, Samen, Friichten
und Insekten als Nahrungshabitat zu schaffen (ASB-V-3).

¢) Wird eine erhebliche Stérung durch o.g. Malinahmen
vollstandig vermieden? ja [ nein

Unter Berlicksichtigung der genannten Mal3nahme werden Stérungstatbesténde i.S.d. § 44 Abs. 1 Nr.
2 BNatSchG nicht eintreten.

Der Verbotstatbestand , erhebliche Stérung" tritt ein. [ ja X nein

Ausnahmegenehmigung nach 8§ 45 Abs. 7 BNatSchG erforderlich?

Tritt einer der Verbotstatbestéande des § 44 Abs. 1

Nr. 1- 4 BNatSchG ein? O ja X nein
(Unter Berticksichtigung der Wirkungsprognose

und der vorgesehenen MalRnahmen)

6. Zusammenfassung

Folgende fachlich geeignete und zumutbare Mal3nahmen sind in den Planunterlagen
dargestellt und bertcksichtigt worden:

Vermeidungsmalnahmen

CEF-Malinahmen zur Funktionssicherung im raumlichen Zusammenhang
FCS-Malinahmen zur Sicherung des derzeitigen Erhaltungszustandes der
Population Uber den ortlichen Funktionsraum hinaus

Gegebenenfalls erforderliche/s Funktionskontrolle/Monitoring und/oder

Risikomanagement fir die oben dargestellten MaRnahmen werden in den
Planunterlagen verbindlich festgelegt
Unter Berilicksichtigung von Wirkungsprognose und vorgesehenen Malihahmen

tritt kein Verbotstatbestand des & 44 Abs. 1 Nr. 1- 4 ein, so dass

O OXKX

X
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keine Ausnahme gem. 8§ 45 Abs. 7 BNatSchG, ggf. in Verbindung mit
Art. 16 FFH-RL erforderlich ist
0 liegen die Ausnahmevoraussetzungen vor gem. § 45 Abs. 7 BNatSchG
ggf. in Verbindung mit Art. 16 Abs. 1 FFH-RL
[0 sind die Ausnahmevoraussetzungen des 8§ 45 Abs. 7 BNatSchG in Verbindung
mit Art. 16 Abs. 1 FFH-RL nicht erfallt!
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8. MaRnahmenplanung

Aus artenschutzrechtlicher Sicht sind unter Berlicksichtigung der abgepriften
Verbotstatbestande spezifische VermeidungsmaBnahmen geboten:

8.1 VermeidungsmaBnahmen (V)

ASB-V-1: Bauzeitenregelung: Befristung der Baufeldraumung

Eine Totung oder Schadigung von Individuen europdischer Vogelarten wie die Zerstorung
aktuell genutzter Fortpflanzungsstatten lasst sich durch die Begrenzung der
Baufeldvorbereitungen auf den Zeitraum auRerhalb der Fortpflanzungs- und Aufzuchtszeiten
(01.10.-28.02.) wirksam vermeiden. Auch Storungen wahrend der Fortpflanzungszeit konnen
auf diese Weise reduziert werden.

ASB-V-2: Erhaltung von Hecken und Gehdlzen

Hecken und Geholze sind am nordlichen Gebietsrand (auRerhalb des Eingriffsbereiches) zu
erhalten. Im Umweltbericht zum B-Plan werden darlber hinaus Pflanzvorschriften fir
BegriinungsmaBnahmen des Gewerbegebietes genannt.

ASB-V-3: Schaffung von Ruderalflichen mit einem Angebot an Krautern, Samen und
Frichten als Nahrungsflachen fiir ssmenfressende Vogel

Zur Kompensation von Storungen durch verkleinerte Nahrungshabitate sind im Bereich der
Stadt Korbach Ruderalflachen herzustellen, die eine llckige Vegetationsstruktur und ein
gutes Angebot an Wildkrdutern aufweisen. Dies konnen Wegrander, Ackerbrachen,
Schotterplitze o.A. sein. Die FlichengréRe sollte mind. 2000 m? betragen. Fiir den
dauerhaften Erhalt sollten diese Flachen alle 2-3 Jahre umgebrochen und nicht mit
Pestiziden behandelt werden. Die zusatzliche Ausbringung standorttypischer
Ackerwildkrauter wird empfohlen.

8.2 CEF-MaRnahmen

ASB-CEF-1: Anlage von Lerchenfenstern oder Nutzungsextensivierung

o Auf auszuwahlenden Ackerflachen sind in einem raumlich funktionalen Zusammenhang
jahrlich zwei Flachen von mindestens 16-20 m? von der Einsaat auszusparen. Die
Lerchenfenster sind moglichst in Wintergetreide sowie wegfern anzulegen. Es sind
Abstdande von mindestens 25 m zum Feldrand und mindestens 50 m zu Gehdlzen oder
Gebduden zu beachten. Bevorzugte Anlage in oberen Hang- bzw. Kuppenlagen. Nach der
Einsaat kann die Stelle wie der restliche Schlag behandelt werden. Die Lerchenfenster
miussen zum Zeitpunkt des Baubeginns bereits nachgewiesen werden.

e Alternativ (sinnvollerweise in Kombination mit der Flachenbilanzierung) ist eine
Nutzungsextensivierung von Intensivackern oder Einrichtung von Ackerbrachen maoglich.
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ASB-CEF-2: Anbringung von Nisthilfen fiir den Haus- und Feldsperling

Im Randbereich des Gewerbegebietes sind je zwei Nisthilfen (Nistkdsten, Dachoffnungen
oder Nischen an Fassaden) fiir die beiden Sperlingsarten anzubringen bzw. herzurichten.

9. AbschlieBende Bewertung der Verbotstatbestiande nach § 44 BNatSchG

Unter Berlcksichtigung der Vermeidungs- und CEF-MalBlnahmen bleiben die
Verbotstatbestande nach § 44 Abs. 1 Nr. 1-3 BNatSchG fiir alle Gberpriiften Arten unberihrt.
Eine Ausnahmegenehmigung nach § 45 Abs. 7 BNatSchG ist nicht erforderlich.

BIGw .



Artenschutzbeitrag B-Plan 35 C; Elfringhduser Weg / Arolser Landstrasse

10. Literaturverzeichnis

AGAR & FENA (2010): Rote Liste der Amphibien und Reptilien Hessens (Reptilia et Amphibia),
6. Fassung, Stand 1.11.2010. — Hessisches Ministerium fiir Umwelt, Energie,
Landwirtschaft und Verbraucherschutz (Hrsg.), Arbeitsgemeinschaft Amphibien- und
Reptilienschutz in Hessen e. V. und Hessen-Forst Servicestelle Forsteinrichtung und
Naturschutz, Fachbereich Naturschutz (Bearb.); Wiesbaden, 84 S.

ARBEITSGEMEINSCHAFT FLEDERMAUSSCHUTZ HESSEN (AGFH) (1999): Die Fledermause
Hessens. Verlag Manfred Hennecke, Remshalden-Buoch, 248 S.
ARBEITSGEMEINSCHAFT FLEDERMAUSSCHUTZ HESSEN (AGFH) (2002): Die Fledermause
Hessens Il. Eigenverlag, 66 S.
BAUER, H.-G., BEzzEL, E. & W. FIEDLER (2005): Das Kompendium der Vogel Mitteleuropas. — 3
Bande. 2. vollst. (iberarb. Auflage. — Aula-Verlag Wiebelsheim.

BIRDLIFE INTERNATIONAL (2004): Birds in the European Union: a status assessment. —
Wageningen, The Netherlands: BirdLife International.

Dachverband der Biologischen Stationen in NRW & Landesamt fir Natur, Umwelt und
Verbraucherschutz Nordrhein-Westfalen (LANUV) (2011): 1000 Fenster fir die Lerche.
Ergebnisse der NRW-Erfolgskontrolle. — Natur in NRW 1/2011: 20-23.

GEDEON, K., C. GRUNEBERG, A. MITSCHKE, C. SUDFELDT, W. EIKHORST, S. FISCHER, M. FLADE, S. FRICK, I.
GEIERSBERGER, B. Koor, M. KRAMER, T. KRUGER, N. ROTH, T. RYSLAVY, S. STUBING, S.R. SUDMANN,
R. STEFFENS, F. VOKLER & K. WITT (2014): Atlas Deutscher Brutvogelarten. — Stiftung
Vogelmonitoring Deutschland und Dachverband Deutscher Avifaunisten. 800 S.

GELLERMANN, M. & SCHREIBER, M. (2007): Schutz wildlebender Tiere und Pflanzen in staatlichen
Planungs- und Zulassungsverfahren — Leitfaden fir die Praxis. SchrR. Natur und Recht,
Bd. 7, 503 S.
GRUNEBERG, C., H.-G. BAUER, H. HAuPT, O. HUPPOP, T. RYSLAVY & P. SUDBECK (2015): Rote Liste der
Brutvogel Deutschlands. 5. Fassung, 30. November 2015. — Berichte zum Vogelschutz
52:19-67.

HESSEN-FORST FENA (2014): Bericht nach Art. 17 der FFH-Richtlinie 2013. Erhaltungszustand
der Arten, Vergleich Hessen — Deutschland (Stand: 13. Marz 2014).

HERMANN, G. (1998): Erfassung von Praimaginalstadien bei Tagfaltern. Ein notwendiger
Standard fiir Bestandsaufnahmen zu Planungsvorhaben. — Naturschutz und
Landschaftsplanung 30: 133-142.

HERMANN, G. (2006): Prdimaginalstadien-Suche als Nachweismethode fiir Tagfalter —
Rahmenbedingungen, Chancen, Grenzen. — In: Fartmann, T. & G. Hermann (Hrsg.)
(2006): Larvalokologie von Tagfaltern und Widderchen in Mitteleuropa. -
Abhandlungen aus dem Westfédlischen Museum fir Naturkunde. Heft 68 (3/4): 223-
231.

HGON (1993 - 2000): Avifauna von Hessen, 1.-4. Lieferung. — Hessische Gesellschaft fir
Ornithologie und Naturschutz. Echzell.

HGON (2010): Vogel in Hessen. Die Brutvogel Hessens in Raum und Zeit. Brutvogelatlas. —
Hrsg.: Hessische Gesellschaft fiir Ornithologie und Naturschutz (HGON), Echzell. 527 S.

BIGw &



Artenschutzbeitrag B-Plan 35 C; Elfringhduser Weg / Arolser Landstrasse

HMUKLV (2015): Leitfaden fir die artenschutzrechtliche Prifung in Hessen. — Umgang mit
den Arten des Anhangs IV der FFH-RL und den europaischen Vogelarten in Planungs-
und Zulassungsverfahren. 3. Fassung Dezember 2015.

HVNL-Arbeitsgruppe Artenschutz — Kreuziger, J. & F. Bernshausen (2012): Fortpflanzungs-
und Ruhestatten bei artenschutzrechtlichen Betrachtungen in Theorie und Praxis. Teil
1: Vogel. Naturschutz und Landschaftsplanung, Bnd. 44, 08/2012, S. 229-237.
HVNL-Arbeitsgruppe Artenschutz — Mdller, A. & A. Hager (2012): Fortpflanzungs- und
Ruhestatten bei artenschutzrechtlichen Betrachtungen in Theorie und Praxis. Teil 2:
Reptilien und Tagfalter. Naturschutz und Landschaftsplanung, Bnd. 44, 10/2012, S.
307-315.
ITN (2003): Artenschutzsteckbriefe zu den verschiedenen Fledermausarten Hessens. Institut
far Tierdkologie und Naturbildung. HDLGN, GielRen.
KIEL, E.-F. (2005): Artenschutz in Fachplanungen. Anmerkungen zu planungsrelevanten Arten
und fachlichen Priifschritten. LOBF-Mitteilungen 1/2005, S. 12-17.
Kock, D. & KUGELSCHAFTER, K. (1996): Rote Liste der Saugetiere Hessens. In: Hessisches
Ministerium des Inneren und fir Landwirtschaft, Forsten und Naturschutz: Rote
Liste der Sdugetiere, Reptilien und Amphibien Hessen. Wiesbaden. S. 7-21

KUHNEL, K.-D., A. GEIGER, H. LAUFER, R. PODLOUCKY & SCHLUPMANN, M. (2009): Rote Liste und
Gesamtartenliste der Kriechtiere (Reptilia) Deutschlands. Sowie: Rote Liste und
Gesamtartenliste der Lurche (Amphibia) Deutschlands. — In: BfN (Hrsg.): Rote Liste
gefahrdeter Tiere, Pflanzen und Pilze Deutschlands. Band 1: Wirbeltiere. — Naturschutz
und Biologische Vielfalt 70 (1): 231-288.

LANGE, A. & BROCKMANN, E. (2009): Rote Liste (Gefdahrdungsabschatzung) der Tagfalter
(Lepidoptera: Rhopalocera) Hessens. Dritte Fassung, Stand 06.04.2008, Erganzungen
18.01.2009. — Hessisches Ministerium fir Umwelt, Energie, Landwirtschaft und
Verbraucherschutz (Hrsg.), Wiesbaden.

LANUV (2014): Geschiitzte Arten in Nordrhein-Westfalen. Landesamt fiir Natur, Umwelt und
Verbraucherschutz NRW — http://www.naturschutzinformationen-nrw.de/artenschutz/

Lukas, A., WURsIG, T, & TESSMER, D. (2011): Artenschutzrecht. Recht der Natur, Sonderheft Nr.
66. Frankfurt, 88S.
MEINIG, H., BOYE, P. & HUTTERER, R. (2009): Rote Liste und Gesamtartenliste der Sdugetiere
(Mammalia) Deutschlands. Naturschutz und Biologische Vielfalt, Heft 70 (1), S. 115-
153.

PETERSEN, B., ELLWANGER, G., BIEWALD, G., HAUKE, U., LuDwIG, G., PRETSCHER, P., SCHRODER, E. &
SSsYMANK, A. (Bearb.) (2003): Das europdische Schutzgebiets-system Natura 2000.
Okologie und Verbreitung von Arten der FFH-Richtlinie in Deutschland. Band 1:
Pflanzen und Wirbellose. — Schriftenreihe fiir Landschaftspflege und Naturschutz 69
(1): 744 5s.

RAT DER EUROPAISCHEN GEMEINSCHAFTEN (1979): Richtlinie 79/409/EWG des Rates vom 2.
April 1979 Uber die Erhaltung der wildlebenden Vogelarten (Vogelschutz-Richtlinie).
Amtsblatt der Europdischen Gemeinschaften, Reihe L 103, 22. Jg.

RAT DER EUROPAISCHEN GEMEINSCHAFTEN (1992): Richtlinie 92/43/EWG des Rates vom 21.
Mai 1992 zur Erhaltung der natlrlichen Lebensrdaume sowie der wildlebenden Tiere
und Pflanzen (FFH-Richtlinie). Amtsblatt der Europaischen Gemeinschaften, Reihe L
206, 35. Jg.

BIGw &


http://www.naturschutzinformationen-nrw.de/artenschutz/

Artenschutzbeitrag B-Plan 35 C; Elfringhduser Weg / Arolser Landstrasse

REINHARDT, R. & BoLz, R. (2011): Rote Liste und Gesamtartenliste der Tagfalter (Rhopalocera)
(Lepidoptera: Papilionoidea et Hesperioidea) Deutschlands. Stand: 2008). — In: BfN
(Hrsg.): Rote Liste gefdhrdeter Tiere, Pflanzen und Pilze Deutschlands. Band 3:
Wirbellose Tiere (Teil 1). — Naturschutz und Biologische Vielfalt 70 (3): 167-194.

SETTELE, J., R. FELDMANN & R. REINHARDT (1999): Die Tagfalter Deutschlands — Ulmer, Stuttgart,
452 S.

SUDBECK, P., ANDRETZKE, S., FISCHER, S., GEDEON, K., SCHIKORE, T., SCHRODER, K. & SUDFELDT, C. (Hrsg.;
2005): Methodenstandarts zur Erfassung der Brutvogel Deutschlands. Radolfzell. 792 S.

TRAUTNER, J., KOCKELKE, K., LAMBRECHT, H. & MAVYER, J. (2006): Geschitzte Arten in Planungs- und
Zulassungsverfahren. Books on Demand GmbH Norderstedt. 234 S.
VSW-FFM (2014): Zum Erhaltungszustand der Brutvogelarten Hessens (inkl. Rote Liste Vogel
in Hessen). 2. Fassung (Marz 2014). — Staatliche Vogelschutzwarte fir Hessen,
Rheinland-Pfalz und Saarland. 18 S.

BIGw =



	07_BPlan-Nr-35-C-1-Begründung
	08_BPlan-Nr-35-C-1-Artenschutzbeitrag
	1. Anlass und Aufgabenstellung
	2. Rechtlicher Hintergrund
	3. Methodik
	4. Datengrundlagen und verwende Unterlagen
	5. Projektbeschreibung und Wirkfaktoren
	6. Ergebnisse der Erfassung faunistischer Artengruppen und Auswahl prüfungsrelevanter Arten (Vorprüfung)
	6.1 Fledermäuse
	6.1.1 Methodik und Ergebnisse

	6.2 Vögel
	6.2.1 Methodik und Ergebnisse
	6.2.2 Auswahl prüfungsrelevanter Vogelarten

	6.3 Reptilien
	6.3.1 Methodik
	6.3.2 Ergebnisse

	6.4 Schmetterlinge
	6.4.1 Methodik
	6.4.2 Ergebnisse und Auswahl prüfungsrelevanter Arten


	7. Konfliktanalyse und Überprüfung der Verbotstatbestände
	7.1 Vögel
	7.1.1 Bluthänfling
	7.1.2 Feldlerche
	7.1.3 Goldammer
	7.1.4 Haussperling
	7.1.5 Feldsperling


	8. Maßnahmenplanung
	8.1 Vermeidungsmaßnahmen (V)
	8.2 CEF-Maßnahmen

	9. Abschließende Bewertung der Verbotstatbestände nach § 44 BNatSchG
	10. Literaturverzeichnis


